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Das Ende der Politik?

Ein Gespenst scheint umzugehen in Europa: das Ge-
spenst der Globalisierung, das zumindest in Deutsch-
land große Ängste auslöst. Massenarbeitslosigkeit,
Firmenpleiten und leere öffentliche Kassen, selbst die
Schwierigkeiten der sozialen Sicherungssysteme infolge
geringerer Steuer- und Beitragseinnahmen werden der
Globalisierung anzulasten versucht. Die Gefahr gerin-
gerer Umweltstandards wird in Hinblick auf die
Globalisierung der Wirtschaft beschworen. Schlimmer
noch: Die Handlungsfähigkeit von Politik selbst scheint
in Frage gestellt, schon heute seien es die weltweit ope-
rierenden multinationalen Unternehmen, die die Politik
bestimmten, ihrem Diktat hätten sich die Nationalstaa-
ten zu beugen. Bedeutet Globalisierung letztlich das
Ende von Politik? Das ist die Kernfrage dieses Heftes un-
serer Zeitschrift „Der Bürger im Staat“. Die Idee zu die-
sem Heft entstand im Zusammenhang mit der Bundes-
fachtagung für Volkswirte an Fachhochschulen und Ge-
samthochschulen, die vom 5. bis 7. Mai 1999 an der
Fachhochschule Nürtingen stattfand. Ein Teil der Beiträ-
ge geht auf diese Veranstaltung zurück.
Zweifellos stellt Globalisierung eine Herausforderung
dar: für Unternehmen, die sich in weltweiter Konkur-
renz behaupten müssen; für Standorte, die ebenfalls
weltweit gegeneinander konkurrieren; und in der Folge
davon eben auch für Politik und öffentliche Verwal-
tung, die beide ihren Teil dazu beitragen müssen,
Standorte konkurrenzfähig zu halten.
Standortqualität läßt sich definieren – mit den Worten
des Wirtschaftswissenschaftlers Herbert Giersch – als
„Attraktivität in Bezug auf mobile Ressourcen“. Unter
mobilen Ressourcen versteht man in der Außenwirt-
schaftstheorie im Wesentlichen das Kapital, das welt-
weit seine günstigsten Anlagemöglichkeiten sucht. Es
ist in den letzten Jahrzehnten wirklich mobil geworden
– mit der zunehmenden Öffnung der Grenzen zwischen
westlichen Industrieländern auch für den Kapitalver-
kehr sowie mit der Transformation ehemals sozialisti-
scher Wirtschaftsordnungen. Zuvor konnte das Kapital
als immobiler Produktionsfaktor betrachtet werden,
der zusammen mit weiteren wie Klima, Rohstoffen und
Energie, Grund und Boden sowie Arbeitskräften die
Qualität eines Standorts bestimmte. Solange diese Pro-
duktionsfaktoren räumlich gebunden waren, konnte
der Staat eine nationale Wirtschaftspolitik betreiben,
eine nationale Steuerpolitik inbegriffen. Die Betroffe-
nen konnten murren, aber nicht mehr: „Voice-Option“
nennt das der Ökonom Alfred O. Hirschmann.
Die geschlossenen Volkswirtschaften sind längst zur in-
tegrierten Weltwirtschaft zusammengewachsen, zum
Nutzen aller Beteiligten, wenn auch für die einen mehr,
für die anderen weniger. Eine qualitativ neue Situation
hat sich durch die rasante Entwicklung der Informa-
tions-, Kommunikations- und Steuerungstechnologien
ergeben: Information ist der Rohstoff der Zukunft ge-
worden, und dieser Rohstoff ist immer leichter verfüg-
bar und wird immer billiger. Von daher ergeben sich
ganz neue Standortkonstellationen. War in der Vergan-
genheit für eine sog. „Weltfirma“ charakteristisch, daß
sie von einem festen nationalen Standort aus weltweit
Handel trieb, ihre Produkte weltweit absetzte, so be-
deutet Globalisierung heute demgegenüber den Auf-
bruch der Wertschöpfungsketten, d.h. daß Produktions-

bestandteile, mehr noch: die verschiedenen Unterneh-
mensfunktionen aufgesplittert und weltweit gestreut
werden können, um die Unternehmensziele – d.h. letzt-
lich den Gewinn – zu optimieren. So wird z. B. die For-
schung an einem Ort geleistet, die Produktion, ja sogar
Teile der Produktion ganz wo anders. Marketing und
Buchhaltung sind auf weitere Standorte verteilt. Ent-
wicklung, Produktion und Vermarktung eines einzigen
Produkts können sich somit weltweit vollziehen, ganz
gleich, ob es sich um ein Auto, einen Bildband oder um
einen Pullover handelt.
Für die Unternehmen als „global players“ bedeutet das:
Zur „Voice-Option“ ist eine „Exit-Option“ hinzugekom-
men – sie können wegziehen. Von der nationalstaatli-
chen Politik wird das vielfach als Drohung, ja Bedro-
hung wahrgenommen, die öffentliche Meinung sieht
darin eine Absicht zur Steuerhinterziehung und vor
allem auch die Tendenz zu Sozial- und Umweltdumping.
Denn Arbeitsplätze können verlagert werden, wenn die
Arbeitskosten zu hoch und die Umweltauflagen anders-
wo geringer erscheinen. Ist es jetzt die Politik, der nur
noch übrig bleibt zu murren? Oder anders gefragt: Wie
kann darauf reagiert werden?
Globalisierung bedeutet in der Tat für die Standorte, für
die Nationalstaaten und ihre Regionen, für die Politik
ganz allgemein, daß sie wie die Unternehmen unterein-
ander in eine weltweite Konkurrenzsituation geraten
sind, daß sie wetteifern (müssen) um die günstigsten Be-
dingungen für das weltweit hochmobile Kapital. Ein
grundlegender Irrtum ist es jedoch, zu meinen, diese
Bedingungen bestünden vorrangig oder gar ausschließ-
lich in möglichst geringen Löhnen, in niedrigen Lohn-
nebenkosten und als Folge davon in schlechter sozialer
Absicherung, in niedrigen Umweltstandards. Die Qua-
lität eines Standorts ist von einem ganzen Bündel von
Gegebenheiten abhängig, für die zu sorgen Aufgabe
von Politik ist. Kein Betrieb zieht weg aus Unmut über
einen einzigen Politikbereich, es muß schon ein ganzes
Bündel von Standortbedingungen sein, die als ungüns-
tig wahrgenommen werden.
Die Grundanforderung, die Wirtschaft stellt, ist Stabi-
lität: und zwar politische Stabilität, ökonomische Stabi-
lität, soziale Stabilität. Alle drei Stabilitätsbereiche ste-
hen wiederum untereinander in Verbindung, hängen
voneinander ab, fördern sich wechselseitig: Ökonomi-
sche Stabilität führt zu sozialer Stabilität, und beides
wiederum ist die Voraussetzung politischer Stabilität –
und umgekehrt.
Politische Stabilität ist letztlich am besten gegeben
durch eine gut funktionierende Demokratie, die auf
gleichen politischen Teilnahmechancen für alle beruht,
deren Verfassung vor Machtmißbrauch schützt, Rechts-
sicherheit bietet, Grundrechte für alle sichert und die
Mechanismen für einen vernünftigen, fairen Interes-
sensausgleich beinhaltet. Die Institutionen des Staates
müssen gut funktionieren, d.h. sowohl effektiv, also
zielgenau, als auch effizient, also mit einem optimalen
Verhältnis von Aufwand und Ertrag. Berechenbarkeit
und Verläßlichkeit sind Grundforderungen an das poli-
tische System, nicht nur, aber auch von Seiten der Wirt-
schaft. Von daher rührt der hohe Stellenwert der
Rechtsordnung und der Rechtsstaatlichkeit. Darüber
hinaus muß der Staat in der Lage sein, auf der Grundla-
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ge der Rechtsstaatlichkeit die Sicherheit der Menschen
zu garantieren. Schließlich muß die Verwaltung gut
funktionieren und unbestechlich sein. Wer sich die Be-
deutung politischer Stabilität klar macht und sich vor
Augen hält, wovon sie abhängt, wird nicht verwundert
sein, daß eine Zeitung aus einem als erzkapitalistisch
eingestuften Land wie der Schweiz die beste Auslands-
berichterstattung im deutschsprachigen Raum auf-
weist: die „Neue Zürcher Zeitung“. Investoren wollen
wissen, ob die politischen Verhältnisse jeweils so stabil
sind, daß sie es wagen können, ihr Geld in einem Land
anzulegen. Mit Schönfärberei und versteckter Sympa-
thie für autoritäre Herrscherfiguren auf tönernen
Füßen ist ihnen nicht gedient.
Soziale Stabilität ist gegeben, wenn die Einkommens-
und Vermögensverhältnisse nicht allzu krass in die
Augen stechen; aber auch, wenn durch ein gutes sozia-
les Netz jeder sicher sein kann, bei Krankheit, im Alter
und in der Not abgesichert zu sein. Natürlich wird das
Ausmaß jeweils strittig sein. So wird darauf zu achten
sein, daß Not angemessen definiert und Hilfe zielge-
richtet gewährt werden. Wenn durch soziale Hilfen
Nichtstun und Bequemlichkeit gefördert werden, wird
mit einem solchen System sozialer Sicherheit ein Land
im internationalen Standortwettbewerb bald nicht
mehr konkurrenzfähig sein.
Zur ökonomischen Attraktivität gehören Arbeitskräfte,
die sowohl gut ausgebildet als auch hochmotiviert sind.
Hier ist das Bildungssystem gefordert bzw. die Bildungs-
politik, die die entsprechenden Voraussetzungen zu
schaffen hat. Bildung hat zweifellos ihren eigenen
Wert, sie muß aber auch ihren Beitrag dazu leisten, daß
sich dem Einzelnen Chancen eröffnen – und dazu
gehört ein gewisser Einklang mit den Bedürfnissen der
Gesellschaft als ganzer. Erziehung muß Fähigkeiten und
Fertigkeiten, aber auch Tugenden vermitteln: Kreati-
vität, Innovationsbereitschaft mit Lust am Entdecken,
am Tüfteln, Teamfähigkeit, soziale Verantwortung,
wohl auch Disziplin, Fleiß, Sparsamkeit. – Zur Attrakti-
vität eines Standorts gehört zudem die Ausstattung mit
leistungsfähiger Infrastruktur.
Die Standortgunst wird gefördert durch einen hohen
Freizeitwert, durch Umweltqualität, durch eine hohe
Bandbreite und Qualität von kulturellen Angeboten.
Denn zu den „mobilen Produktionsfaktoren“, für die
ein Standort attraktiv sein muß, gehören inzwischen
längst das Führungspersonal und die Menschen im Be-
reich von Forschung und Entwicklung! Zwar sind Ar-
beitskräfte selbst im Zeitalter der Globalisierung nach
wie vor vergleichsweise immobil, das trifft aber für
Führungskräfte und Spezialisten nicht in gleichem
Maße zu. Schaut man auf diese – von der Wissenschaft
als „weich“ bezeichneten – Standortfaktoren, stehen
wir in Deutschland so schlecht nicht da: durch die große
Streuung attraktiver kultureller Zentren als Erbe der
Kleinstaaterei, die dadurch bedingte Streuung von ge-
werblichen Zentren und der Siedlung in ihrem Gefolge,
Umweltqualität nicht zuletzt auf Grund eines verbreite-
ten Wertkonservatismus bei Politikern, Unternehmern
und Arbeitnehmern.
Natürlich sind Lohn- und Lohnnebenkosten von hoher
Bedeutung, doch sie relativieren sich. Niemand wird in
einem Land mit unstabilen Verhältnissen investieren,
nur weil dort die Lohnkosten gering sind. Entscheiden-
der als Lohnkosten ist die Produktivität, und die ist
neben dem Kapitaleinsatz auch von Ausbildungsniveau
und Arbeitsmotivation abhängig. In Sachen Produkti-

vität braucht sich Deutschland schon innerhalb der EU
hinter niemandem zu verstecken. Hohe Löhne lassen
sich also immer dann durchsetzen und behaupten,
wenn dahinter eine hohe Leistungsfähigkeit steht. Er-
forderlich ist dabei jedoch eine entsprechende Differen-
zierung des Arbeitsmarktes und der Löhne.
Die Besteuerung von Investitionskapital ist zur Zeit ein
politisch heißes Thema in Deutschland. Mobile Produk-
tionsfaktoren sind von Natur aus schwer zu besteuern,
wegen der „Exit-Option“, vom ökonomischen Sinn gar
nicht zu reden. Investitionskapital läßt sich in dem
Maße besteuern, als die über das Kapital Verfügenden
den Eindruck haben, sie bekommen dafür den entspre-
chenden Gegenwert. Die Steuer wird damit faktisch zu
einer „Gebühr“.
In Hinblick auf die Globalisierung ist entscheidend, daß
Nationalstaaten sich künftig wie Unternehmen verhal-
ten, die weltweit untereinander konkurrieren, nämlich
um „mobile Produktionsfaktoren“, nicht zuletzt also
um ansiedlungswillige Unternehmen:
– Wer hat am meisten an politischer, sozialer und wirt-

schaftlicher Stabilität zu bieten?
– Wer hat die besten Institutionen – unter dem Aspekt

von treffgenauer Zielerreichung und Wirtschaftlich-
keit?

– Wer verfügt über die besten wirtschaftlichen Rah-
menbedingungen?

– Wer bietet die besten, leistungsfähigsten Arbeits-
kräfte?

– Wer hat den am besten funktionierenden Arbeits-
markt?

Globalisierung ist schließlich auch eine Herausforde-
rung für die Pflege von Natur und Umwelt, von Kultur
und Heimat: Gerade wenn sich die Zusammenhänge des
Wirtschaftens weltweit auflösen und neu verknüpfen,
für die einzelnen Beschäftigten nicht mehr zusammen-
hängend sichtbar sind, kann ein verstärktes Bedürfnis
nach Zusammenhängen, nach Überschaubarkeit, nach
Wiedererkennen, nach menschlicher Nähe, nach Halt
entstehen – und das heißt auch: nach Sinngebung, nach
Heimat.
Politische Bildung ist durch den Prozeß der Globalisie-
rung mehrfach gefordert: Sie kann ihren Beitrag zur
Standortqualität leisten, indem sie „Demokratiepflege“
betreibt. Mehr noch: Wenn Information zum Rohstoff
der Zukunft geworden ist, dann muß auch mehr Infor-
mation über das eigene politische System, über das an-
derer Länder wie über weltpolitische Zusammenhänge
verbreitet werden, müssen Raster der Informationsver-
arbeitung und -Strukturierung zur Verfügung gestellt
werden.
Um auf die eingangs gestellte Frage zurückzukommen:
Das Gespenst der Globalisierung muß vielfach dazu her-
halten, eigenes politisches Versagen zu verdecken. Re-
formblockaden in Deutschland sind nicht durch die Glo-
balisierung bedingt. Daß Globalisierung eine erfolgrei-
che Arbeitsmarktpolitik möglich macht und sogar eine
Anhebung von Umweltstandards zuläßt, haben Staaten
bewiesen, die sehr viel stärker in den Weltmarkt ver-
flochten sind als Deutschland, so die Niederlande. Hand-
lungsspielräume nach oben sind in den Bereichen So-
zial- und Umverteilungspolitik wie Arbeitsmarkt- und
Umweltpolitik theoretisch ableitbar und empirisch
nachgewiesen. Mit den Worten von Henning Klodt:
„Globalisierung bedeutet nicht das Ende jeder Politik,
sondern nur das Ende schlechter Politik.“

Hans-Georg Wehling

198



Bedrohung oder Chance?

Globalisierung: Hintergründe
und Perspektiven
Auf dem Weg zur integrierten Weltwirtschaft

Von Henning Klodt

Prof. Dr. Henning Klodt leitet die Ab-
teilung „Wachstum, Strukturwandel und
internationale Arbeitsteilung“ am Institut
für Weltwirtschaft in Kiel.

Die Weltwirtschaft ist in zunehmendem
Maße integriert. Nationale Schutzzäune,
hinter denen sich altvertraute soziale Insti-
tutionen und ein hohes Lohnniveau auf-
recht erhalten lassen, werden brüchiger
und brüchiger. Für hochentwickelte Län-
der wie die Bundesrepublik Deutschland
stellt sich damit die Frage, wie sie auf die
Herausforderungen der Globalisierung
reagieren sollen. Sollen sie versuchen, sich
abzuschotten durch nationale Protekti-
onsmaßnahmen oder durch internationale
Vereinbarungen über „fairen“ Wettbe-
werb auf den Weltmärkten? Oder sollen
sie die Herausforderungen annehmen,
indem sie ihre Volkswirtschaften für die
internationale Konkurrenz öffnen, um auf
diese Weise die Wachstums- und Beschäf-
tigungspotentiale der Globalisierung posi-
tiv für sich zu nutzen? Auch für die Globa-
lisierung gilt die Lebensregel: Angst ist ein
schlechter Ratgeber. Wer wie gebannt auf
die „Globalisierungsfalle“ starrt, ohne die
Chancen einer vertieften internationalen
Arbeitsteilung zu erkennen, wird kaum
damit rechnen dürfen, zu den Gewinnern
des weltwirtschaftlichen Strukturwandels
zu gehören. Ratsamer erscheint es, sich
flexibel auf den Strukturwandel in der
Weltwirtschaft einzustellen, um nicht nur
Anpassungskosten tragen zu müssen,
sondern auch die Vorteile der Globalisie-
rung nutzen zu können.

Vom Produktwettbewerb 
zum institutionellen Wettbewerb

Der Prozess der Globalisierung kann als
Entwicklungsschritt von der geschlosse-
nen Volkswirtschaft zur integrierten Welt-
wirtschaft verstanden werden. Getrieben
wird die Globalisierung durch eine zuneh-
mende internationale Faktormobilität,
insbesondere der Faktoren Sachkapital
und technisches Wissen, die international
mobil geworden sind. Logisch vorgela-
gert, wenn auch nicht unbedingt zeitlich
vorausgehend zur Globalisierung, ist die
Handelsintensivierung, die die zunehmen-
de internationale Mobilität von Gütern
beschreibt. Das unmittelbare Ergebnis der
Handelsintensivierung ist somit die welt-
weite Integration der Gütermärkte; das
Ergebnis der Globalisierung ist die welt-
weite Integration der Faktormärkte.

Welche Konsequenzen die Globalisierung
für die nationalen Handlungsspielräume
hat, läßt sich relativ leicht nachvollziehen,
wenn man sich vor Augen hält, dass Glo-
balisierung in erster Linie eine Verschär-
fung des internationalen Wettbewerbs
bedeutet. Auch der internationale Wett-
bewerb durch Güterhandel schränkt na-
tionale Handlungsspielräume ein, da inef-
fiziente Produktionen im Inland unter den
Konkurrenzdruck des Auslands geraten.
Diese Tendenz wird durch die Globalisie-
rung weiter verschärft. Doch es kommen
zwei weitere Dimensionen hinzu:
– Die erste Dimension ist der institutio-
nelle Wettbewerb, der bewirkt, dass nicht
nur Unternehmen, sondern auch Regie-
rungen mit ihren nationalen Wirtschafts-
politiken in Wettbewerb zu einander ge-
raten. Sie müssen bei ihren wirtschaftpoli-
tischen Maßnahmen nun auch die Anreiz-
wirkungen auf international mobile Pro-
duktionsfaktoren berücksichtigen. Natio-
nale Wirtschaftspolitiker werden damit
gleichsam in die Rolle von Gastwirten ge-
drängt, die mit attraktiven Rahmenbedin-
gungen und einem überzeugenden Preis-
Leistungs-Verhältnis international mobile
Gäste anlocken müssen.
– Die zweite Dimension ist der unmittelba-
re Wettbewerb zwischen Produktionsfak-
toren. Solange der Produktionsfaktor Kapi-
tal international immobil war, konkurrier-
ten die Arbeitskräfte verschiedener Länder
nur auf indirektem Wege miteinander. Na-
tionale Verteilungskonflikte zwischen Ka-

pital und Arbeit führten nur dann zu einer
Gefährdung von Arbeitsplätzen, wenn
überzogene Verteilungsansprüche des Fak-
tors Arbeit zu einer Reduzierung der Kapi-
talbildung und zu einer Entwertung des im
Lande vorhandenen Kapitalstocks führten.
Wenn das Kapital jedoch auf ausländische
Produktionsstandorte ausweichen kann,
werden nationale Verteilungsspielräume
eingeschränkt. Höhere Löhne lassen sich
dann nur noch durchsetzen, wenn sie
durch eine höhere Leistungsfähigkeit der
inländischen gegenüber den ausländischen
Arbeitskräften gerechtfertigt sind.
Schematisch dargestellt sind diese Zusam-
menhänge in Schaubild 1. Es zeigt auf der
linken Seite die wirtschaftspolitischen Ak-
teure des Inlandes, d.h. den Staat, die Ar-
beitskräfte und die Unternehmen, und
auf der rechten Seite die entsprechenden
Akteure des Auslandes. Wenn man die
Verbindungslinien zwischen den verschie-
denen Akteuren verfolgt, erkennt man,
dass bereits der Produktwettbewerb zu
einem Wettbewerb zwischen in- und aus-
ländischer Regierung und auch zu einem
Wettbewerb zwischen in- und ausländi-
schen Arbeitskräften führt. Wenn die Un-
ternehmen zudem ihre Standortentschei-
dungen im internationalen Maßstab tref-
fen können, werden diese Wettbewerbs-
beziehungen sehr viel direkter und unmit-
telbarer spürbar. In einer Welt, in der nur
Güter, aber nicht Produktionsfaktoren
mobil sind, schaffen Unvollkommenhei-
ten im Produktwettbewerb, die sich etwa
aus der Existenz von Transportkosten oder
künstlicher Handelschranken ergeben
können, einen gewissen Schutz für die na-
tionalen Akteure, eröffnen also nationale
Handlungsspielräume. In der globalisier-
ten Weltwirtschaft dagegen werden na-
tionale Schutzräume eingeengt durch die
internationale Mobilität des Kapitals.
Wenn beispielsweise ein Ausbau des Sozi-
alstaates im Inland zu erhöhten Lohnne-
benkosten führt und dies wiederum die
Arbeitskosten für die inländischen Unter-
nehmen erhöht, dann wird deren Position
nicht nur im Produktwettbewerb ge-
schwächt, sondern sie erhalten verstärkt
Anreize, ihre Produktion ins Ausland zu
verlagern.
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Den beiden inhaltlichen Dimensionen der
Globalisierung – institutioneller Wettbe-
werb zwischen Regierungen und Faktor-
preiswettbewerb zwischen in- und aus-
ländischen Arbeitskräften – stehen zwei
nahezu deckungsgleiche geographische
Dimensionen gegenüber. Wenn etwa die
deutsche Wirtschaftspolitik mit ihrer In-
frastrukturpolitik, ihrer Steuerpolitik oder
ihrer Bildungs- und Ausbildungspolitik in
Konkurrenz tritt zu ausländischen Stand-
orten, dann dürften die relevanten Ver-
gleichländer in erster Linie andere hoch-
entwickelte Länder sein. Wenn Unterneh-
men dagegen nach Standorten suchen,
die im Vergleich zu Deutschland einen
Lohnkostenvorteil bieten, dann werden
sie dafür vor allem weniger entwickelte
Länder in Betracht ziehen. Etwas vereinfa-
chend läßt sich also festhalten, dass sich
der institutionelle Wettbewerb im we-
sentlichen zwischen Ländern vollzieht, die
auf gleicher Entwicklungsstufe stehen,
während sich der Faktorpreiswettbewerb
zwischen Ländern unterschiedlicher Ent-
wicklungsstufen vollzieht.

Werden der Staat und seine 
Leistungen herunter konkurriert?

Von Albert Hirschmann stammt die Unter-
scheidung zwischen voice und exit, also
zwischen Widerspruch und Abwanderung
als Mittel der politischen Willensäuße-
rung. In der geschlossenen Wirtschaft
haben Interessengruppen nur die Mög-
lichkeit, ihre politischen Willensäußerun-
gen in Form von voice zu artikulieren. In
der integrierten Weltwirtschaft kommt als
zusätzliche Option die Möglichkeit des
exit hinzu. Wer international mobil ist, hat
wesentlich bessere Möglichkeiten, seine
Interessen im politischen Willensbildungs-
Prozess durchzusetzen. Dabei ist es keines-
wegs zwingend, dass die Abwanderung
auch tatsächlich vollzogen wird, sondern
bereits das erhöhte Potential zur Abwan-
derung verleiht dem Widerspruch ein
höheres Gewicht. Die Globalisierung hat
damit auch Rückwirkungen auf den
Prozess der Willensbildung innerhalb von
Volkswirtschaften, da die Einflußmöglich-
keiten international mobiler Akteure
größer werden.
Wirtschaftspolitisch stark umstritten ist
die Frage, ob der verschärfte institutionel-
le Wettbewerb als positiv oder als negativ
zu beurteilen ist:
– Auf der einen Seite wird darauf verwie-
sen, dass es mit dem institutionellen Wett-
bewerb endlich einen Mechanismus gibt,
der Staaten zu effizientem Handeln
zwingt. Wer die alljährlichen Berichte des
Bundesrechnungshofes studiert, in denen
immer wieder die Verschwendung von
Steuermitteln beklagt wird, kann diese
Auswirkungen nur begrüßen.
– Auf der anderen Seite stehen Befürch-
tungen, dass der Staat dort, wo er zum
Wohle der Allgemeinheit tätig werden
will, nicht mehr über die nötigen finanzi-
ellen Grundlagen verfügt. Verwiesen wird
darauf, dass vom Grundsatz her der Staat
überall dort gefragt ist, wo der Wettbe-
werb versagt. Wenn nun in jenen Berei-
chen, die dem Wettbewerb entzogen sind
und die zur staatlichen Aufgabe deklariert

wurden, über den Umweg der Globalisie-
rung doch wieder das Wettbewerbsprin-
zip zur Geltung kommt, so könne das Er-
gebnis nur nachteilig sein. Es drohe ein
race to the bottom, bei dem die Regierun-
gen der verschiedenen Länder ihre Steuer-
sätze und ihre staatlichen Regulierungen
(z.B. Umweltauflagen) gegenseitig herun-
terkonkurrieren würden.

Das Ende jeder Politik oder 
das Ende schlechter Politik?

Um zu einem Urteil darüber zu kommen,
inwieweit die Globalisierung tatsächlich
staatliche Handlungsspielräume ein-
schränkt, erscheint es nützlich, zwischen
verschiedenen Arten von Staatstätigkei-
ten zu unterscheiden. Als grobe Untertei-
lung bietet sich dafür zunächst die ge-
dankliche Trennung von allokativen und
distributiven Staatstätigkeiten an. Bei der
allokativen Staatstätigkeit geht es darum,
dass der Staat bestimmte Leistungen be-
reitstellt und zu ihrer Finanzierung ent-
sprechende Steuern erhebt. Wenn in die-
sem Bereich ein ausgewogenes Verhältnis
zwischen den gebotenen Leistungen und
der damit verknüpften Steuerlast existiert,
gibt es für mobile Produktionsfaktoren
keinen Grund, das Land zu verlassen.
Wenn hohe Steuern beispielsweise das
Spiegelbild einer gut ausgebauten Ver-
kehrsinfrastruktur, funktionsfähiger Kom-
munikationsnetze oder hochqualifizierter
Arbeitskräfte sind, wird das Land als Stand-
ort für international mobile Investoren at-
traktiv bleiben, auch wenn anderswo die
Steuern niedriger sind. Bürokratische In-
effizienzen, öffentliche Verschwendung
und eine am Bedarf vorbeigehende Aus-
richtung des Angebots öffentlicher Leis-
tungen wird allerdings in der globalisier-
ten Weltwirtschaft durch Abwanderung
bestraft. Im allokativen Bereich bedeutet
die Globalisierung somit nicht das Ende
jegliche Politik, sondern nur das Ende
schlechter Politik. Der internationale
Wettbewerb zwischen Regierungen
kommt auch den immobilen Faktoren
(sprich: Arbeitskräften) zugute, da sie
ebenfalls von der Effizienzsteigerung der
Politik profitieren.
Ein anschauliches Beispiel für die Effizienz
des institutionellen Wettbewerbs im allo-
kativen Bereich bieten die Vereinigten
Staaten. Dort kommt es keineswegs zu
massiven Abwanderungen aus Staaten
mit hohen Steuersätzen und einem hohen
Maß an öffentlicher Sicherheit in Staaten
mit niedrigen Steuern und einer geringe-
ren öffentlichen Sicherheit, sondern die
Bewegungen verlaufen eher in die entge-
gengesetzte Richtung. Abwanderungen
muß dagegen eine Stadt wie Washington
hinnehmen, die eine hohe Steuerlast mit
geringer öffentlicher Sicherheit kombi-
niert.

Sozialpolitik oder 
wenn es um Umverteilung geht

Gravierenden Anpassungsbedarf verur-
sacht die Globalisierung dagegen bei der
distributiven Staatstätigkeit, d.h. bei der
Umverteilung von Einkommen zwischen
verschiedenen gesellschaftlichen Grup-

pen. International mobile Faktoren kön-
nen nicht gegen ihren Willen zur Finan-
zierung sozialpolitischer Maßnahmen her-
angezogen werden. Doch auch dies be-
deutet nicht das Ende jeglicher Politik,
sondern allenfalls das Ende bestimmter
Politiken. Drei Gründe sprechen dafür,
dass mobile Faktoren bereit sein werden,
zumindest in gewissem Umfang einen Bei-
trag zur Umverteilung zu leisten:
(1) Umverteilung erfüllt eine Versiche-
rungsfunktion. Wer heute zu den Besser-
verdienenden zählt und deshalb Netto-
zahler ist, kann nicht sicher sein, auch
morgen noch ein überdurchschnittliches
Einkommen zu erzielen. Wo die Verlierer
im Wettbewerb von einem sozialen Netz
aufgefangen werden, dort hat er die Si-
cherheit, dass dieses Netz auch ihn auffan-
gen wird, wenn sich seine Einkommens-
postion verschlechtern sollte.
(2) Wie das hohe Maß an privater Spen-
dentätigkeit in den Vereinigten Staaten
zeigt, stiftet Altruismus offenbar für den
Spender positiven individuellen Nutzen.
Besserverdienende werden bereit sein,
einen Teil ihres Einkommens für soziale
Zwecke zur Verfügung zu stellen, wenn
sie das Gefühl haben, dass dieses Geld auf
sinnvolle Weise sozial Schwächeren zu-
gute komme.
(3) Wenn sich als Ergebnis sozialpolitischer
Maßnahmen eine Sicherheit und Stabilität
der Lebensverhältnisse und sozialer Friede
einstellen, so sind dies Standortattribute,
die international mobile Investoren zu
schätzen wissen und zu deren Mitfinan-
zierung sie bereit sein werden.
Distributive Staatstätigkeit mit einer Um-
verteilung von den mobilen zu den immo-
bilen Faktoren wird durch die Globalisie-
rung also nicht völlig unmöglich gemacht,
sondern lediglich erschwert.
Gleichwohl werden die Regierungen hoch-
entwickelter Länder, wenn sie das Aus-
maß ihrer Sozialpolitik nicht drastisch re-
duzieren wollen, dazu übergehen müs-
sen, ihre Maßnahmen stärker auf eine
Umverteilung zwischen reicheren und är-
meren immobilen Faktoren zu konzen-
trieren. Dabei sollte im Blick behalten
werden, dass Kapitaleigner als Personen
in der Regel wesentlich weniger mobil
sind als das Kapital selbst (Ausnahmen
etwa bei Spitzensportlern bestätigen die
Regel). Dies spricht dafür, bei der Steuer-
erhebung stärker auf Verbrauchssteuern
(Mehrwertsteuer, Mineralölsteuer usw.)
zu setzen und weniger auf Einkommens-
und Gewinnsteuern; denn bei letzteren ist
die Steuervermeidung und -umgehung
weitaus leichter.

Abgestimmt mit den Füßen 
wird über den Standort insgesamt,
nicht über einzelne Politiken

Ein Grundproblem des institutionellen
Wettbewerbs liegt darin, dass internatio-
nal mobile Akteure nur ein Paar Füße zur
Abstimmung besitzen. Abgestimmt wird
also nicht über einzelne Politiken, sondern
über das gesamte Bündel von Standortbe-
dingungen in verschiedenen Ländern. Ein
Land, das öffentliche Güter besonders ef-
fizient bereitstellt oder eine günstige geo-
graphische Lage aufweist, kann höhere
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Umverteilungsbeiträge von mobilen Fak-
toren erheben als andere Länder. Auch ein
niedriges Lohnniveau und eine gute Qua-
lifikation der Arbeitskräfte stellen Stand-
ortvorteile dar, die hohe Umverteilungs-
lasten kompensieren können. Umgekehrt
kann eine überdurchschnittlich gute
Standortpolitik zur Kompensation eines
hohen Lohnniveaus beitragen. So gese-
hen sind es letztlich immer die immobilen
Faktoren eines Landes (sprich: die Arbeits-
kräfte), die von guter Standortpolitik pro-
fitieren und die unter schlechter Standort-
politik zu leiden haben.
Fazit: Auch in der globalisierten Weltwirt-
schaft bleiben die Möglichkeiten, allokati-
ve Staatstätigkeiten durch Steuern zu
finanzieren, weitgehend erhalten. Einge-
schränkt werden dagegen die Möglichkei-
ten einer ineffizienten und verschwende-
rischen Staatstätigkeit. Wenn auf diese
Weise das Preis-Leistungs-Verhältnis zwi-
schen Steuerlast und Standortattraktivität
aus den Fugen gerät, muß die Wirtschafts-
politik damit rechnen, bei der „Abstim-
mung mit den Füßen“ den kürzeren 
zu ziehen. Stark eingeschränkt wird der
Handlungsspielraum der staatlichen Um-
verteilungspolitik, da international mobi-
le Faktoren zu ihrer Finanzierung nur in-
soweit herangezogen werden können, als
sie sich davon einen Vorteil versprechen.
Die Regierungen werden diesen Zwängen
durch weitreichende Umstrukturierungen
sowohl auf der Einnahmen- als auch auf
der Ausgabenseite begegnen müssen. Die
Globalisierung bedeutet damit nicht das
Ende jeglicher Politik, aber sie macht be-
stimmte Politiken, wie sie heute noch weit
verbreitet sind, künftig nicht mehr mög-
lich, und sie bürdet die Lasten einer
schlechten Politik vor allem den immobi-
len Faktoren auf.

Wettbewerb auf den Faktor-
märkten: Wird unser Lohnniveau 
in Peking bestimmt?

In einem vielbeachteten Aufsatz aus dem
Jahre 1995 stellt Richard Freeman die
Frage, ob das Lohnniveau hochentwickel-
ter Länder künftig in Peking festgelegt
wird. Dahinter steht die Vorstellung, dass
die Unternehmen in einer globalisierten
Weltwirtschaft die Möglichkeit haben,
ihre Produktionsstätten dorthin zu verla-
gern, wo die Löhne am niedrigsten sind.
Aus außenwirtschaftstheoretischer Sicht
erscheint diese Befürchtung durchaus be-
rechtigt. Wenn das Sachkapital internatio-
nal mobil ist, werden dadurch nicht nur
die Realzinsen weltweit aneinander an-
geglichen, sondern auch internationale
Lohnunterschiede werden nivelliert.
Doch auch hier lohnt ein genaueres Hinse-
hen. Es gibt mindestens vier verschiedene
Gründe dafür, weshalb Arbeitskräfte in
hochentwickelten Ländern höhere Löhne
als in weniger entwickelten Ländern erzie-
len.
– Der erste Grund liegt darin, dass hoch-
entwickelte Länder kapitalreicher als we-
niger entwickelte Länder sind. Die darauf
beruhenden Lohnunterschiede lassen sich
in der globalisierten Weltwirtschaft tat-
sächlich nicht aufrecht erhalten, denn in-
ternational unterschiedliche Kapitalinten-

sitäten lassen sich durch internationale
Kapitalbewegungen ausgleichen.
– Der zweite Grund liegt darin, dass hoch-
entwickelte Länder in der Regel auch über
ein höheres technologisches Niveau als
weniger entwickelte Länder verfügen. Die
darauf basierenden Lohnunterschiede
werden durch die Globalisierung nur inso-
weit eingeebnet, als auch technisches Wis-
sen international mobil wird.
– Der dritte Grund für internationale
Lohnunterschiede liegt im unterschied-
lichen Qualifikationsniveau der Arbeits-
kräfte. Lohnvorsprünge, die auf einem
überlegenen Bildungs- und Ausbildungs-
system hochentwickelter Länder beruhen,
werden durch die Globalisierung nicht ge-
fährdet.
– Der vierte Grund liegt darin, daß die Ar-
beitskräfte profitieren können von institu-
tionellen Wettbewerbsvorteilen ihrer Län-
der, die etwa aus einer hohen Rechtssi-
cherheit, einer effizienten staatlichen Ver-
waltung oder aus einer leistungsfähigen
Infrastruktur resultieren. Dies gilt aller-
dings nur insoweit, wie die institutionel-
len Wettbewerbsvorteile nicht durch ein
höheres Steuerniveau kompensiert wer-
den.

Statt genereller Lohnsenkung wird 
es mehr Lohndifferenzierung geben

Wenig beachtet werden in der öffentli-
chen Diskussion zur Globalisierung die
Aspekte, die sich aus der Globalisierung
für die Einkommenspositionen insgesamt
für höher entwickelte und weniger ent-
wickelte Länder ergeben. Wenn sich bei-
spielsweise China und die südostasiati-
sche Region verstärkt in die Weltwirt-
schaft integrieren, dann nimmt weltweit
das Angebot an einfacher Arbeit zu, und
ihr relativer Preis sinkt. Im Gegenzuge
steigen der Preis für Sachkapital und der
Preis für qualifizierte Arbeit, d.h. für Hu-
mankapital. Da Deutschland relativ gese-
hen über ungleich weniger niedrigquali-
fizierte Arbeitskräfte verfügt als China,
dafür aber über wesentlich mehr Sach-
und Humankapital, werden die Einkom-
men, die Deutschland aus der internatio-
nalen Arbeitsteilung ziehen kann, insge-
samt steigen. Außerdem ermöglicht die
Globalisierung die Realisierung von
Wohlfahrtsgewinnen aus der Vertiefung
der internationalen Arbeitsteilung, von
der letztlich sowohl China als auch
Deutschland profitieren (gains from glo-
balization).
Unbestreitbar ist, dass die Globalisierung
zu einer stärkeren Differenzierung der
Einkommen zwischen geringqualifizierter
Arbeit auf der einen Seite und hochquali-
fizierter Arbeit und Sachkapital auf der
anderen Seite führen wird. Ob diese Än-
derung in den relativen Entlohnungen
auch zu einem absoluten Rückgang der
Entlohnung für einfache Arbeit in
Deutschland führen wird, hängt davon
ab, ob der Effekt der gains from globaliza-
tion oder der Effekt der stärkeren Lohn-
differenzierung dominiert. Um den Her-
ausforderungen der Globalisierung am
Arbeitsmarkt wirksam zu begegnen, ist
nicht eine Politik der allgemeinen Lohn-
senkung gefordert, sondern eine Politik

der stärkeren Lohndifferenzierung, die
gegebenenfalls sozialpolitisch abgefedert
werden muß.

Triebkräfte der Globalisierung

So offenkundig das Phänomen der Globa-
lisierung zu sein scheint, so schwer fällt es,
diesen Prozess empirisch klar zu fassen.
Zwar gibt es hinreichend Statistiken über
internationale Kapitalströme, internatio-
nale Direktinvestitionen und Wanderun-
gen von Arbeitskräften, und diese haben
durchaus ihren Wert, wenn es um die
quantitative Beschreibung der zunehmen-
den Integration der Weltwirtschaft geht.
Für die an diesem Integrationsprozess be-
teiligten Unternehmen und Arbeitskräfte
bedeutet Globalisierung jedoch weitaus
mehr.
Den Unternehmen bieten sich nicht nur
die Möglichkeiten, ihre Suche nach den je-
weils kostengünstigsten Produktionsstand-
orten über die nationalen Grenzen hin-
weg auszudehnen; unter dem Schlagwort
des global sourcing gehen sie auch mehr
und mehr dazu über, ihren Bezug von Vor-
leistungen weltweit zu organisieren. Auch
bei der Endnachfrage hinterläßt die Glo-
balisierung ihre Spuren. So haben Sozial-
forscher festgestellt, dass die Konsumge-
wohnheiten immer weniger von den kul-
turellen Besonderheiten der verschiede-
nen Länder geprägt werden. In ihrem
Kaufverhalten sind sich heute der eu-
ropäische und der südostasiatische Ban-
ker ähnlicher als etwa der europäische
Banker und der europäische Facharbeiter
oder der südostasiatische Banker und der
südostasiatische Facharbeiter. Für die Pro-
duzenten folgt daraus, dass ihnen zuneh-
mend der gesamte Weltmarkt offensteht
und nicht mehr nur ihr jeweils nationaler
Markt.

Information ist der Rohstoff 
der Zukunft geworden, und der ist
immer leichter verfügbar

Die erste und wohl wichtigste Triebkraft
der Globalisierung stellen die modernen
Informations- und Kommunikationstech-
nologien dar, denn viele der sich gegen-
wärtig herausbildenden intersektoral und
international vernetzten Produktions-
strukturen wären ohne sie gar nicht denk-
bar. Information ist gleichsam zum Roh-
stoff der Zukunft geworden, und dieser
Rohstoff wird immer preiswerter und
leichter verfügbar und deshalb auch
immer internsiver genutzt. Hierarchische
Produktionsstrukturen werden mehr und
mehr durch vernetzte Produktionsstruktu-
ren ersetzt. Ehemals durchgehend organi-
sierte Wertschöpfungsketten werden auf-
gebrochen, und die einzelnen Kettenglie-
der können immer leichter zu konkur-
renzfähigeren Unternehmen oder an ko-
stengünstigere Standorte verlagert wer-
den. Das slicing up the value-added chain,
wie Paul Krugman es nennt, erlaubt es
selbst in ausgeprägten Hightech-Bran-
chen, die bislang als weitgehend sicher
galten vor dem Konkurrenzdruck aus we-
niger entwickelten Ländern, standardi-
sierte Produktionsmodule herauszubre-
chen und ins Ausland zu verlagern.
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Nach dem weltweiten Sieg der
Marktwirtschaft verloren die west-
lichen Industrieländer ihren Vorteil

Die zweite Triebkraft der Globalisierung
ist institutioneller Natur. Gerade in weni-
ger entwickelten Ländern hat ein grund-
legender Umschwung in den wirtschafts-
politischen Konzeptionen eingesetzt, der
das Engagement ausländischer Unterneh-
men begünstigt. Wenn internationale In-
vestoren weniger Befürchtungen vor Ent-
eignungen oder Kapitalmarktkontrollen
haben müssen, fällt es ihnen leichter, ihr
Kapital an Niedriglohnstandorten zu inve-
stieren. Überspitzt könnte man formulie-
ren, dass die OECD-Länder ihren kompara-
tiven Vorteil bei dem Wettbewerb um
mobile Produktionsfaktoren, der aus der
marktwirtschaftlich orientierten Wirt-
schaftspolitik folgt, zumindest teilweise
eingebüßt haben. Die Standortvorteile,
die sie früher aus ihrer vergleichsweise li-
beralen Wirtschaftspolitik ziehen konn-
ten, schmelzen ab, da auch die Wirt-
schaftspolitik anderer Länder liberaler
wird. Geradezu schlagartig erfolgte dieser
Wandel in Mittel- und Osteuropa mit dem
Fall des Eisernen Vorhangs, aber auch Süd-
ostasien und Lateinamerika haben ihre
Pforten für Auslandsinvestoren weiter
geöffnet als in den siebziger und acht-
ziger Jahren.

In Deutschland sind die Exporte
rascher gewachsen als das
Bruttoinlandsprodukt

Als Ergebnis dieser technologischen und
politischen Veränderungen hat sich das
Ausmaß der weltwirtschaftlichen Integra-
tion spürbar verstärkt. Für die deutsche
Wirtschaft zeigt sich dies unter anderem
daran, dass die Exporte rascher gewach-
sen sind als das Bruttoinlandsprodukt und
dass die Direktinvestitionen vor allem seit
Mitte der achtziger Jahre geradezu schub-
artig angestiegen sind (Tabelle 1).
Dabei stellen internationale Direktinvesti-
tionen nur einen kleinen Ausschnitt der
internationalen Kapitalbewegungen dar.
Auch grenzüberschreitende Portfolioinve-
stitionen und Kredite müssen als interna-
tionale Kapitalbewegungen interpretiert
werden. Ein Indiz dafür, dass die weltwirt-

schaftliche Integration zunehmend von
internationalen Kapitalströmen geprägt
wird, bietet der Vergleich der Entwick-
lungen der Kapitalbilanz und der Leis-
tungsbilanz im Rahmen der Zahlungsbi-
lanzstatistik. Im Jahre 1980 entsprach die
Summe aus Kapitaleinfuhren und Kapital-
ausfuhren rund 11 vH der Summe aus den
Einnahmen und Ausgaben der deutschen
Leistungsbilanz. Bis zum Jahre 1996 ist
dieser Anteil auf 20 vH angestiegen.
Im historischen Rückblick können die sech-
ziger Jahre als Ära der Handelsliberalisie-
rung bezeichnet werden, die geprägt
waren von den GATT-Zollsenkungsrun-
den, von der Etablierung des freien Wa-
renverkehrs innerhalb der Europäischen
Gemeinschaft und von vielfältigen ande-
ren internationalen Vereinbarungen zur
Liberalisierung des Handels. In dieser Zeit
wurde die weltwirtschaftliche Integration
also vorrangig durch den Warenhandel
vorangetrieben. Die Integration durch
Handelsintensivierung hat sich – wie die
Tabelle zeigt – auch nach 1970 fortge-
setzt, aber seit Mitte der achtziger Jahre
schiebt sich die Integration durch interna-
tionale Kapitalbewegungen deutlich in
den Vordergrund.

Die Wanderungsbewegungen bei
Arbeitskräften sind kaum nennens-
wert trotz Lohnunterschieden

Ob die Zunahme der internationalen Ka-
pitalströme dazu geführt hat, dass die
Weltkapitalmärkte bereits heute als weit-
gehend integriert angesehen werden
können, ist in der Literatur umstritten. Hi-
storische Untersuchungen kommen zu
dem Ergebnis, dass die Verflechtung der
Kapitalmärkte für die Gruppe der Indus-
trieländer heute kaum höher ist als im 19.
Jahrhundert. Die Zahl der Länder und Re-
gionen, die an den internationalen Kapi-
talmärkten agieren, ist allerdings heute
weitaus größer als damals. Von daher
dürfte kaum ein Zweifel daran bestehen,
dass die Integration der Weltkapitalmärk-
te insgesamt zugenommen hat. Beigetra-
gen dazu hat beispielsweise die Kapital-
marktliberalisierung in der Europäischen
Union, die auch auf Drittländer ausstrahlt.
Auch der bereits erwähnte Kurswechsel in
der Ordnungspolitik in vielen weniger

entwickelten Ländern hat dazu beigetra-
gen, dass internationale Investoren nicht
mehr fürchten müssen, mit ihrem Kapital
in eine Mausefalle zu geraten, in die man
zwar leicht hinein-, aber schlecht wieder
herauskommt, wenn man sein Geld im
Ausland investiert.
Als weitgehend immobil kann dagegen
nach wie vor der Faktor Arbeit gelten. In
den Ländern der Europäischen Union bei-
spielsweise kommen im Durchschnitt 3 bis
4 vH der Erwerbspersonen aus dem Aus-
land (in Deutschland ist dieser Anteil mit
rund 10 vH überdurchschnittlich hoch).
Dabei stammen die allermeisten ausländi-
schen Arbeitskräfte aus anderen EU-Län-
dern, während der Anteil der Arbeitskräf-
te aus dem nicht-europäischen Ausland
verschwindend gering ist. Eine weltweite
Mobilität ist allenfalls in engen Kreisen
von Führungseliten anzutreffen, während
die allermeisten Arbeitskräfte auch bei
der Existenz von erheblichen Einkom-
mensdifferentialen nicht von einem Land
ins andere wandern. Dies hängt sicherlich
auch damit zusammen, dass die meisten
Länder es einwanderungswilligen Arbeits-
kräften nicht gerade leicht machen. Doch
es sollte zu denken geben, dass selbst in-
nerhalb der Europäischen Union, in der
teilweise beträchtliche Lohnunterschiede
existieren und in der eine praktisch unbe-
grenzte Freizügigkeit herrscht, kaum nen-
nenswerte Wanderungsbewegungen von
Arbeitskräften zu verzeichnen sind. Das
stilisierte Faktum, nach dem der Faktor Ar-
beit international immobil ist, hat also
weiterhin Gültigkeit.
Am schwierigsten zu beurteilen ist das
Ausmaß der internationalen Mobilität des
Produktionsfaktors technisches Wissen,
denn hier gibt es gravierende Meß- und
Bewertungsprobleme. Grundsätzlich las-
sen sich drei zentrale Kanäle des interna-
tionalen Technologietransfers identifizie-
ren:
– Erstens wandert technisches Wissen in
Form von Patenten, Lizenzen und ande-
ren Formen von Blaupausenwissen über
nationale Grenzen. Der Marktwert dieser
Wissensströme findet seinen Niederschlag
in internationalen Patent- und Lizenzbi-
lanzen, die Teil der Zahlungsbilanzstatistik
sind.
– Zweitens gelangt technisches Wissen in
Form von Güterströmen über nationale
Grenzen hinweg. Wer moderne Maschi-
nen und Ausrüstungen importiert, impor-
tiert damit in der Regel zugleich neues
technisches Wissen, das gleichsam in der
Form von Gütern kristallisiert ist.
– Die dritte und vermutlich wichtigste
Quelle des internationalen Technologie-
transfers stellen die Direktinvestitionen
multinationaler Konzerne dar. Wenn Un-
ternehmen einen Teil ihrer Fertigungs-
stätten ins Ausland verlagern, dann trans-
ferieren sie damit nicht nur Sachkapital,
sondern sie bringen in der Regel auch ihr
technisches und organisatorisches Wissen
in das Empfängerland mit.
Insgesamt erscheint die Schlussfolgerung
gerechtfertigt, dass sich im Prozess der
internationalen Arbeitsteilung durchaus
spürbare Veränderungen vollzogen
haben, die aber noch weit davon entfernt
sind, sich in voller Breite durchzusetzen.
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Bruttoinlands- Exporte Direktinvesti-
produkt tionen

Mrd. DM 1970–74 Mrd. DM 1970–74 Mrd. DM 1970–74
= 100 = 100 = 100

1970–74 829,87 100,0 185,77 100,0 4,10 100,0
1975–79 1202,88 144,9 302,47 162,8 6,32 154,0
1980–84 1602,91 193,2 464,12 249,8 9,10 221,7
1985–89 2011,87 242,4 614,23 330,6 19,43 473,3
1990–94 2916,69 351,5 738,94 397,8 31,72 772,8
1995–99 3476,72 418,9 966,22 520,1 66,48 1621,4

(a) Arithmetisches Mittel der Jahreswerte. In jeweiligen Preisen. Bis 1990 früheres
Bundesgebiet.

Tabelle 1 – Bruttoinlandsprodukte, Exporte und Direktinvestitionen 
deutscher Unternehmen im Ausland (a)

Quelle: Statistisches Bundesamt; Deutsche Bundesbank; eigene Berechnungen.



Wir stehen somit erst am Anfang der Glo-
balisierung, die uns auch künftig weiter-
führen wird auf dem Weg zur integrierten
Weltwirtschaft.

Leere öffentliche Kassen, 
hohe Arbeitslosigkeit: Folgen der
Globalisierung?

Die wirtschaftspolitische Diskussion in der
Bundesrepublik Deutschland wird derzeit
von zwei großen Themen beherrscht: Die
gähnende Leere in den öffentlichen Kas-
sen und das dramatisch hohe Niveau der
Arbeitslosigkeit. Beide Entwicklungen
werden mit der Globalisierung in Zusam-
menhang gebracht, denn international
mobile Unternehmen können sich dem
Steuerzugriff des Staates entziehen und
ihre Arbeitsplätze an Niedriglohn-
standorte verlagern. Vom Grundsatz her
sind diese Befürchtungen sicherlich nicht
unberechtigt, doch es fragt sich, ob die
eigentlichen Ursachen der Wirtschafts-
probleme nicht doch im Inland liegen.
Die Defizite in den Haushalten der deut-
schen Gebietskörperschaften haben vor
dem Hintergrund der Maastricht-Kriterien
eine besondere Brisanz erfahren. Die
öffentlichen Haushaltsentwürfe erweisen
sich im Nachhinein immer wieder als Ma-
kulatur, weil die tatsächlichen Steuerein-
nahmen regelmäßig hinter den Erwartun-
gen zurückbleiben. Selbst in der gegen-
wärtigen Phase der wirtschaftlichen Erho-
lung nimmt das Steueraufkommen kaum
zu. Die Einnahmen aus der veranlagten
Einkommensteuer, die etwa im Jahre 1970
noch 19,4 vH des gesamten Steuerauf-
kommens ausmachten, erreichen heute
nur noch 1,5 vH. Auch das Körper-
schaftsteueraufkommen geht laufend
zurück. Da diese beiden Steuerarten in
starkem Maße von den Unternehmensge-
winnen getragen werden, drängt sich der
Verdacht auf, dass die Standortflucht mul-
tinationaler Unternehmen und damit die
Globalisierung eine zentrale Ursache der
Steuerausfälle darstellt.
Andererseits haben internationale Ver-
gleiche immer wieder gezeigt, dass das
deutsche Steuersystem durch besonders
vielfältige und weitreichende Ausnahme-
tatbestände gekennzeichnet ist. Nirgend-
wo sonst werden derart großzügige Mög-
lichkeiten für Sonderabschreibungen ein-
geräumt, und nirgendwo sonst gibt es
derart vielfältige Steuererleichterungen.
Mit der deutschen Vereinigung ist dieser
Instrumentenkasten der Steuerpolitik
noch einmal kräftig erweitert worden.
Wer heute seine Gewinnsteuern auf null
bringen will, muß dazu nicht ins Ausland
gehen, sondern kann beispielsweise in
ostdeutsche Immobilien investieren. So ist
das deutsche Steuersystem insgesamt in-
ternational gesehen durch eher durch-
schnittliche Belastungen der Unterneh-
mensgewinne gekennzeichnet.
Es erscheint somit wenig plausibel, die
massiven Steuerausfälle in Deutschland als
Folge der Globalisierung zu interpretie-
ren. In ihnen drückt sich vielmehr die Un-
fähigkeit der deutschen Wirtschaftspolitik
aus, die unzähligen Steuerschlupflöcher
zu stopfen und endlich eine Steuerreform
auf den Weg zu bringen, die zu reduzier-

ten Grenzsteuersätzen und einer Verbrei-
terung der Steuerbasis führt.
Wenig überzeugend erscheint es auch, 
die Finanzierungsprobleme der Sozialver-
sicherungsträger auf die Globalisierung
zurückzuführen. In den vergangenen
Jahrzehnten ist der Zugriff der Sozialversi-
cherungskassen auf die Einkommen nicht
etwa geringer geworden, wie es unter
dem Druck des internationalen Standort-
wettbewerbs hätte erwartet werden kön-
nen, sondern geradezu dramatisch ange-
stiegen. Die Beitragssätze zur Renten-,
Kranken- und Arbeitslosenversicherung
betrugen im Jahre 1970 zusammenge-
nommen 26,5 vH des sozialversicherungs-
pflichtigen Einkommens, stiegen auf 32,4
vH im Jahre 1980 und auf 35,8 vH im Jahre
1990 an und liegen im Jahre 1998 (inklusi-
ve Pflegeversicherung) bei 42,8 vH. Wenn
die Globalisierung hinter den Finanzpro-
blemen stehen würde, wäre dagegen mit
einer deutlichen Reduzierung der Umver-
teilungsmasse zu rechnen, d.h. mit rück-
läufigen Abgabensätzen. Auch bei der So-
zialversicherung ist somit von einem race
to the bottom bisher nichts zu spüren.
Aus diesen statistischen Angaben über das
Steueraufkommen und die Sozialversiche-
rungsbeiträge sollte nicht geschlossen
werden, dass die bereits skizzierten Rück-
wirkungen der Globalisierung auf die Um-
verteilungsspielräume völlig irrelevant
wären. Sie machen vielmehr deutlich, dass
die Steuer- und Abgabenpolitik bislang
nicht auf die Globalisierung reagiert hat.
Die Finanzprobleme in den öffentlichen
Haushalten sind hausgemacht und müs-
sen deshalb auch im Inland gelöst werden.
Wenn es zutrifft, dass wir erst am Anfang
einer umfassenden Globalisierungswelle
stehen, sollte die Steuer- und Abgaben-
politik allerdings schon heute berücksich-
tigen, dass die erhöhte internationale Mo-
bilität der Unternehmen künftig grundle-
gende Strukturanpassungen erfordern
wird. Bei den Steuern muß wieder stärker
das Prinzip von Leistung und Gegenlei-
stung in den Vordergrund treten, und alle
Möglichkeiten der Privatisierung öffentli-
cher Leistungen und der Erhebung nut-
zungsabhängiger Gebühren sollten aus-
geschöpft werden. Bei den Sozialabgaben
muß der Versicherungsaspekt wieder stär-
ker zum Tragen kommen, und die vielfäl-
tigen versicherungsfremden Leistungen
müssen kritisch überprüft und gegebe-
nenfalls aus allgemeinen Steuermitteln fi-
nanziert werden.

Standortflucht deutscher 
Unternehmen?

Der dramatische Anstieg der Arbeitslosig-
keit in Deutschland in den neunziger Jah-
ren ist vor allem durch eine drastische Re-
duzierung der Zahl industrieller Arbeits-
plätze bewirkt worden. Allein seit 1992
sind in der westdeutschen Industrie mehr
als eineinhalb Millionen Arbeitsplätze ver-
lorengegangen. Gleichzeitig haben deut-
sche Unternehmen die Zahl ihrer Aus-
landsbeschäftigten erhöht. Der starke An-
stieg der deutschen Direktinvestitionen im
Ausland wird von vielen Beobachtern als
Indikator dafür gewertet, dass die deut-
sche Wirtschaft auf bestem Wege sei, sich

vom Weltmeister beim Warenexport zum
Weltmeister beim Export von Arbeitsplät-
zen zu entwickeln.
Diese Interpretation hält einer wissen-
schaftlichen Analyse jedoch nicht stand.
Direktinvestitionen im Ausland könnten
nur dann als Ausdruck der Standortflucht
interpretiert werden, wenn ihr primäres
Ziel darin liegen würde, den hohen Pro-
duktionskosten oder den ungünstigen
Rahmenbedingungen des Inlandes durch
Produktionsverlagerungen ins Ausland zu
entkommen. In zahlreichen empirischen
Studien ist jedoch immer wieder nachge-
wiesen worden, dass Auslandsinvestitio-
nen in erster Linie der Markterschließung
und -sicherung dienen und nicht der Pro-
duktionsverlagerung. Wenn die deutsche
Automobilindustrie beispielsweise ihre
Produktion in den Vereinigten Staaten
ausbaut, dann dürften die Gründe dafür
vor allem bei der größeren Nähe zum
amerikanischen Kunden und vielleicht
auch beim besseren Schutz vor protek-
tionistischer Marktabschottung liegen.
Wenn zu diesen Aspekten ein Lohnko-
stenvorteil des Gastlandes hinzukommt,
wird der Schritt ins Ausland sicherlich zu-
sätzlich motiviert, doch Kostengründe al-
lein sind kaum ein tragfähiges Fundament
für Auslandsinvestitionen.
Die Dominanz der marktorientierten Mo-
tivation zeigt sich etwa daran, dass 86 vH
aller Direktinvestitionsbestände deutscher
Unternehmen auf Industrieländer entfal-
len und nur 14 vH auf Niedriglohnländer
in Südostasien, Mittel- und Osteuropa
oder anderswo. Und es sind auch nicht die
wettbewerbsschwachen, im Inland unter
Anpassungsdruck stehenden Unterneh-
men, die ins Ausland gehen, sondern eher
die wettbewerbsstarken, die ihre Erfolge
auf den Inlandsmärkten auf ausländische
Märkte übertragen wollen. So verlief die
inländische Beschäftigungsentwicklung in
den besonders stark im Ausland engagier-
ten Branchen nicht etwa ungünstiger als
im gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt,
was auf einen unmittelbaren Arbeitsplatz-
export hindeuten würde, sondern eher
günstiger.

Die mangelnde Funktionsfähigkeit
des inländischen Arbeitsmarktes als
das eigentliche Problem

Die internationale Verlagerung von
Arbeitsplätzen nimmt offenbar andere
Wege als den über Direktinvestitionen.
Wenn etwa die deutsche Bekleidungsin-
dustrie unter Anpassungsdruck aus Nied-
riglohnländern gerät, dann verlagern in
der Regel nicht die deutschen Beklei-
dungsunternehmen ihre Produktion ins
Ausland, sondern die betroffenen Inlands-
unternehmen schrumpfen, und die ent-
sprechenden Auslandsunternehmen ex-
pandieren. Auch auf den zunehmenden
Konkurrenzdruck im Schiffbau wurde
nicht dadurch reagiert, dass deutsche
Werften ihre Produktionsstätten nach
Korea verlagert hätten, sondern die 
deutschen Werften schrumpften, und die
koreanischen Werften expandierten.
Weder die Werftindustrie noch die Be-
kleidungsindustrie bieten offenbar gün-
stige Voraussetzungen dafür, durch inter-
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nationale Direktinvestitionen interne An-
passungskrisen zu lösen.
Aus industrieökonomischer Sicht liegt das
zentrale Motiv für internationale Direkt-
investitionen in der Ausnutzung unter-
nehmensspezifischer Größenvorteile, die
sich aus der zentralen Bereitstellung von
headquarter services für in- und ausländi-
sche Produktionsstätten ergeben. Beispie-
le für derartige headquarter services sind
im Inland erzielte Forschungsergebnisse,
die sich ohne großen Mehraufwand auch
in ausländischen Produktionsstätten ein-
setzen lassen, der Aufbau eines weltweit
bekannten Markennamens oder die von
mehreren Betrieben gleichzeitig nutzba-
ren Managementleistungen. Wo derarti-
ge Leistungen eine große Rolle spielen,
haben multinationale Unternehmen gute
Chancen, Wettbewerbsvorteile gegen-
über kleineren, rein national engagierten
Unternehmen zu erzielen. In dieses Bild
paßt, dass Branchen mit überdurchschnitt-
lich hohen Direktinvestitionen allesamt
eine hohe Forschungsintensität aufwei-
sen.
Im Kern geht es bei internationalen Direkt-
investitionen nicht um den Export von Ar-
beitsplätzen, sondern um den Export von
headquarter services, durch den die Ar-
beitsplätze im Inland eher gestärkt als ge-
schwächt werden. Daraus folgt keine pau-
schale Verringerung der Zahl der Arbeits-
plätze in hochentwickelten Ländern, son-
dern eine Verlagerung der nachgefragten
Qualifikationsprofile zu Lasten rein
produktionsorientierter und zugunsten
dienstleistungsorientierter Tätigkeiten.
Gesamtwirtschaftliche Arbeitsmarktpro-
bleme resultieren daraus nur, wenn auf
diese strukturellen Herausforderungen
nicht hinreichend flexibel reagiert wird.
Insgesamt liegt die Ursache des deutschen
Arbeitsmarktproblems nicht bei der Glo-
balisierung, sondern bei den mangelnden
Funktionsfähigkeit des inländischen Ar-
beitsmarktes. Eine Analyse dieser Funkti-
onsmängel geht allerdings über den Rah-
men dieses Beitrags hinaus.

Die Herausforderungen annehmen –
Ausblick

Insgesamt stellt die Globalisierung eher
eine Chance als eine Bedrohung dar. Ein
Land wie die Bundesrepublik Deutsch-

land, das relativ reichhaltig mit Sachkapi-
tal und Humankapital ausgestattet ist,
kann von der Integration arbeitsreicher
Länder in die Weltwirtschaft nur profitie-
ren. Ähnlich wie die Handelsintensivie-
rung in den fünfziger und sechziger Jah-
ren, bietet die Globalisierung für die kom-
menden Jahrzehnte beträchtliche Chan-
cen zur Realisierung von Wohlfahrtsge-
winnen für alle beteiligten Länder.
Wer diese Chancen nutzen will, muß aller-
dings bereit sein, sich auf den weltwirt-
schaftlichen Strukturwandel einzulassen
und sich flexibel an die neuen Herausfor-
derungen anzupassen. Unumgänglich
wird es sein, das Steuer- und Abgaben-
system grundlegend zu reformieren, um
eine Abwanderung der Steuer- und Bei-
tragszahler ins Ausland, in die beitrags-
freie Selbständigkeit, in die Schattenwirt-
schaft oder in das Internet zu verhindern.
Ineffizienzen im Bereich der staatlichen
Leistungserbringung müssen abgebaut
werden, und bei den Steuern und Abga-
ben muß das Prinzip von Leistung und Ge-
genleistung wieder stärker in den Vorder-
grund treten. Die Möglichkeiten für eine
umverteilende Sozialpolitik werden si-
cherlich geringer werden, doch es sollte
möglich sein, durch den Abbau eines aus-
ufernden Umverteilungsapparats, der
vielfach den Bürgern das Geld von der
einen in die andere Tasche steckt, genü-
gend Spielraum zu erhalten, um politisch
gewollte Umverteilungspolitiken auch
künftig durchführen zu können.
Auch auf den Arbeitsmärkten ist mehr
Flexibilität gefordert. Die deutsche Wirt-
schaft ist hier für die Globalisierung
schlecht gerüstet, da der steigende inter-
nationale Anpassungsdruck mit vielen
hausgemachten Arbeitsmarktproblemen
zusammentrifft. Wenn Vollbeschäftigung
wieder in greifbare Nähe rücken soll, er-
scheinen eine Politik der stärkeren Lohn-
differenzierung und eine marktorientier-
te Reform des Bildungs- und Ausbildungs-
wesens unabdingbar.
Wenig erfolgversprechend sind dagegen
die Pläne, den Zug der Globalisierung
durch das Errichten protektionistischer
Schranken aufhalten zu wollen. James
Tobin hat beispielsweise die Erhebung
einer Zusatzsteuer auf internationale
Transaktionen gefordert, um das Tempo
der Globalisierung zu mindern und den

Anpassungsdruck auf die nationalen
Volkswirtschaften zu begrenzen. Die
Chancen, eine derartige Tobin-Steuer
weltweit einzuführen, sind jedoch äußerst
gering. Es wird immer wieder Länder
geben, die bei diesen Plänen nicht mit-
machen und die sich als Zufluchtshafen
für die Steuerzahler anbieten werden. Im
übrigen erscheint es aus ökonomischer
Sicht geradezu widersinnig, die Vertie-
fung der internationalen Arbeitsteilung,
die als eine der wichtigsten Wachstums-
quellen gelten kann, durch die Erhebung
einer Strafsteuer behindern zu wollen.
Auch die Vorstellungen, man könne die
westeuropäischen Sozial- und Umwelt-
standards über internationale Vereinba-
rungen zum weltweiten Maßstab erhe-
ben, erscheinen geradezu naiv. Weniger
entwickelte Länder werden sich nicht das
Recht nehmen lassen, Industrialisierungs-
prozesse zu durchlaufen, wie sie in West-
europa bereits hinter uns liegen. Der Pro-
zess der Globalisierung wird sich durch in-
ternationale Vereinbarungen nicht auf-
halten lassen, und den Schaden derartiger
Vereinbarungen hätten vor allem diejeni-
gen Länder, die versuchen, sich von der in-
ternationalen Entwicklung abzukoppeln
und den nötigen Strukturwandel im In-
nern zu behindern. Nur wer seine Gren-
zen öffnet und sich offensiv den Heraus-
forderungen des weltweiten Struktur-
wandels stellt, wird in der Lage sein, sich
im internationalen Wettbewerb zu be-
haupten und den Weg zu mehr Wachstum
und Beschäftigung über eine Vertiefung
der internationalen Arbeitsteilung zu be-
schreiten.
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In welchem Ausmaß schränkt die Globa-
lisierung der Wirtschaft die Handlungs-
und Gestaltungsfähigkeit der Politik ein?
Droht dadurch letztlich der „asiatische Ein-
heitskapitalismus“, dem der Sozialstaat
und die Umwelt zum Opfer fallen, wie die
„Globalisierungspessimisten“ befürchten?
Demgegenüber erwarten die „Globalisie-
rungsoptimisten“ nicht nur einen höheren
Wohlstand für alle, sondern auch einen
heilsamen Reformdruck. Erwartungen wie
Befürchtungen bedürfen der Überprüfung
durch die Realität. Ein Staat wie die Nie-
derlande ist ungleich stärker als die Bun-
desrepublik Deutschland in den Welt-
markt integriert, doch er konnte sowohl
eine erfolgreiche Arbeitsmarktpolitik als
auch höhere Umweltstandards in einer
wichtigen Exportbranche realisieren.
Damit ist die politische Handlungsfähig-
keit genau so bewiesen wie die Behaup-
tungen vom drohenden Sozial- und Um-
weltdumping widerlegt erscheinen. Aller-
dings ist die Bundesrepublik im internatio-
nalen Vergleich auf diesen Feldern zurück-
gefallen. Die Reformblockaden hier sind
jedoch eher hausgemacht, sind nicht zu-
letzt auch ein Ergebnis von institutionel-
len Fehlkonstruktionen, über deren Besei-
tigung nachzudenken wäre. Red.

Ende der Politik oder 
Renaissance der Politik?

Die entwickelten Industriegesellschaften
stehen am Übergang zum 21. Jahrhundert
vor der Aufgabe, ihre bestehenden wirt-
schafts- und sozialpolitischen Strategien,
Programme und Institutionen an die Be-
dingungen einer sich zunehmend glo-
balisierenden Wirtschaft anzupassen. In
der aktuellen Globalisierungsdiskussion
herrscht weitgehend Einigkeit darüber,
dass es dabei um weit mehr geht als nur
um punktuelle Anpassungen und Verän-
derungen im Detail. Wie die Diskussion
um den „dritten Weg“ in den sozialdemo-
kratischen Parteien Westeuropas derzeit
exemplarisch zeigt, steht die Politik in den
entwickelten Industriegesellschaften vor
der grundsätzlichen Herausforderung,
eine neue Balance zwischen zwei Anfor-
derungen zu finden, die immer schwieri-
ger miteinander zu vereinbaren sind: dem
Erfordernis wirtschaftlicher Effizienz ei-
nerseits, der Erwartung nach sozialer Ge-
rechtigkeit andererseits (vgl. Giddens
1999). Nach dem Zweiten Weltkrieg war

diese – politisch immer prekäre – Balance
in der Form des demokratischen Wohl-
fahrtsstaates gefunden worden. Dieser
war charakterisiert durch ein ausgefeiltes
Instrumentarium staatlicher Interventio-
nen in die Wirtschaft und ein weitreichen-
des System der sozialen Sicherung. In der
Bundesrepublik erfuhr der demokratische
Wohlfahrtsstaat im System der sozialen
Marktwirtschaft seine besondere Ausprä-
gung. Mit der Globalisierung der Wirt-
schaft sind nun, so scheint es, zentrale Prä-
missen dieses Modells unhaltbar gewor-
den. Damit stellt sich die Frage, in wel-
chem Umfang und mit welchen Instru-
menten der globalisierte Kapitalismus
künftig noch politisch gesteuert werden
kann und ob der demokratischen Wohl-
fahrtsstaat in seiner Substanz erhalten
werden kann.

Globalisierungspessimisten 
und -optimisten

Die öffentlichen und wissenschaftlichen
Diskussionen der letzten Jahre haben ge-
zeigt, dass die Antworten auf diese Frage
höchst unterschiedlich ausfallen können.
Auf der einen Seite kritisieren die „Globa-
lisierungspessimisten“ die negativen wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Folgen
der Globalisierung. Steigende Arbeits-
losigkeit, die Kürzung sozialpolitischer
Leistungen und der Abbau von Umwelt-
schutzregelungen werden als zwangsläu-
fige Folge einer sich zunehmend am Sha-
reholder Value orientierenden Wirtschaft
gesehen. Die Politik, so die düstere Pro-
gnose, habe ihre Fähigkeit zum Gegen-
steuern verloren, sie sei dieser „Macht-
wirtschaft“ (Nürnberger 1999) und dem
„Terror der Ökonomie“ (Forrester 1997)
nahezu wehrlos ausgeliefert: „Langfristi-
ge Trends“, so Christian Nürnbeger bei-
spielhaft für viele, „werden von anderen
gemacht als von Regierungen. Darum
kommt es auf Politiker und Parlamente
nicht mehr so an. Es kommt nicht mehr so
auf sie an, weil die alten Demokratien Eu-
ropas gegenwärtig zu wirtschaftsabsolu-
tistischen Gebilden mutieren, in denen 
Regierungen zu beschließen haben, was
multinationale Unternehmen fordern,
und in denen Regierungen reparierend,
helfend und lindernd Entwicklungen hin-
terhereilen, die sie weder geplant noch
realisiert haben. Regierungen degenerie-
ren zu Reagierungen“ (Nürnberger 1999:
147).
Die „Globalisierungsoptimisten“ dagegen
begrüßen die neuen Marktzwänge, weil
auf diese Weise die vermeintlich veralte-

ten Institutionen und Regulierungen der
Industriegesellschaft und der angeblich
„ausufernde“ Wohlfahrtsstaat unter Ver-
änderungsdruck geraten. Die Zielvorstel-
lungen und Motive der Vertreter dieser
optimistischen Position sind höchst unter-
schiedlich. Während neoliberale Ökono-
men in dem durch die Globalisierung der
Wirtschaft ausgelösten „Standortwettbe-
werb“ eine willkommene Gelegenheit
sehen, den Staat auf das ihm gebührende
Minimum zurückzuführen und zum „Mi-
nimalstaat“ oder „Regionalstaat“ zu ver-
schlanken (vgl. Ohmae 1996), hegen kriti-
sche Soziologen und Philosophen die
Hoffnung, dass die Globalisierung neue
politische Gestaltungsspielräume jenseits
des Nationalstaats eröffnet (vgl. Beck
1997; Habermas 1998). Ulrich Beck bei-
spielsweise argumentiert, dass „mit dem
Zeitalter der Globalität gerade nicht das
Ende der Politik eingeläutet, sondern ihr
Neubeginn eröffnet (wird)“ (Beck 1997:
217). Ihnen allen gemeinsam ist, dass für
sie die Globalisierung der Wirtschaft nicht
nur ein „Sachzwang“ ist, sondern als eine
eminent wichtige politische Gestaltungs-
chance begriffen wird, die bisher nur nicht
richtig wahrgenommen und genutzt wor-
den ist.
Vor diesem Hintergrund möchte ich mich
im Weiteren der Frage zuwenden, welche
Handlungsspielräume der nationalstaatli-
chen Politik in einer sich globalisierenden
Wirtschaft verblieben sind, um die Lebens-
chancen ihrer Bürger zu sichern und zu
verbessern. Ich werde versuchen, diese
Frage in drei Schritten zu beantworten.
Ich werde mich zunächst damit beschäfti-
gen, welche Folgen die Globalisierung für
die entwickelten Industrieländer hat. Im
zweiten Schritt möchte ich dann anhand
einiger Beispiele aufzeigen, welche Ge-
staltungschancen die Politik auf der Ebene
des Nationalstaats noch besitzt, um diese
Folgen in den Griff zu bekommen. Ab-
schließend werde ich darauf eingehen,
weshalb diese Gestaltungschancen in der
Bundesrepublik nicht oder zu wenig ge-
nutzt werden.

Entgrenzte Wirtschaft oder das 
eigentliche Neue ist die Integration
wirtschaftlicher Aktivitäten

Der Prozess der Globalisierung lässt sich
nicht auf ökonomische Aspekte reduzie-
ren, er erstreckt sich auch auf soziale, kul-
turelle und politische Phänomene (vgl.
Beck 1997; Zürn 1998). Aber die Globali-
sierung der Wirtschaft ist zweifellos ein
zentraler Bestandteil dieser allgemeine-
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ren Entwicklung. Das wichtigste Merkmal
der ökonomischen Globalisierung besteht
in der Ausweitung und Intensivierung
grenzüberschreitender wirtschaftlicher
Aktivitäten jenseits des Nationalstaats. Im
Unterschied zu den bisherigen Formen
der „Internationalisierung“ der Wirt-
schaft, bei der der Austausch von Gütern
und Dienstleistungen zwischen (zwei oder
mehreren) Nationalstaaten im Vorder-
grund steht, ist das eigentlich Neue der
Globalisierung die grenzüberschreitende
Integration wirtschaftlicher Aktivitäten.
Nationale Grenzen verlieren dadurch für
die ökonomischen Akteure zunehmend
ihre Bedeutung, die Wirtschaft wird „ent-
grenzt“.
Die Globalisierung der Wirtschaft in die-
sem Sinne lässt sich insbesondere an vier
Indikatoren festmachen: dem Wachstum
des internationalen Handels, dem Wachs-
tum ausländischer Direktinvestitionen,
dem Wachstum der internationalen Kapi-
tal- und Finanzmärkte und der Zunahme
globaler strategischer Allianzen zwischen
Unternehmen. Es besteht inzwischen
weitgehend Konsens darüber, dass diese
Entwicklungen in der Summe zu deutli-
chen Verwerfungen in der Struktur und
Funktionsweise der kapitalistischen Öko-
nomie geführt haben (vgl. Perraton et al.
1998).
Was sind nun aber die Folgen der Globali-
sierung? Folgt man der in der aktuellen
Globalisierungsdiskussion vorherrschen-
den Argumentation, dann hat die Globali-
sierung der Ökonomie aufgrund der
größeren Mobilität des Kapitals und der
größeren Flexibilität der Unternehmen
eine erhebliche Steigerung wirtschaftli-
cher Effizienz zur Folge. Hiervon profitie-
ren freilich nur jene Unternehmen und
Länder, die sich dem „Diktat des Welt-
markts“ auch tatsächlich beugen und sich
rasch und bedingungslos an die neuen
Umstände anpassen. Ist dies nicht der Fall,
dann drohen die global mobilen Unter-
nehmen dem Staat mit dem Entzug von
Steuerzahlungen und mit der Abwande-
rung von Investitionen.
Für die Nationalstaaten mit ihren wohl-
fahrtsstaatlichen Sicherungssystemen ent-
stehen durch die Globalisierung der Öko-
nomie zwei unterschiedliche Arten von
Problemen: zum einen Effizienz- und Ef-
fektivitätsprobleme (1) ; und zum anderen
Probleme des System- bzw. Standortwett-
bewerbs (2). Im einen Fall kann die Politik
gewünschte gesellschaftliche Zustände
(z.B. Vollbeschäftigung) nicht mehr her-
beiführen, weil sie nicht mehr die Instru-
mente hat, um dies zu erreichen; im ande-
ren Fall darf sie dies nicht mehr, weil sie
sonst mit Sanktionen von Seiten der Un-
ternehmen „bestraft“ wird. Zusammen-
genommen wird dadurch der Handlungs-
spielraum nationaler Regierungen erheb-
lich eingeschränkt. Was heißt das kon-
kret?

Das herkömmliche wirtschafts-
politische Instrumentarium hat seine
Wirksamkeit weitgehend eingebüßt

1. Zunächst ist weitgehend unbestritten,
dass aufgrund der Globalisierung der
Ökonomie ein beträchtlicher Teil des ver-

fügbaren wirtschaftspolitischen Instru-
mentariums seine Wirksamkeit verloren
hat. Dies gilt in jedem Fall für den Bereich
der makroökonomischen Steuerung. Fritz
W. Scharpf hatte bereits vor gut zehn Jah-
ren als Ergebnis seiner vergleichenden Un-
tersuchung sozialdemokratischer Krisen-
politik festgestellt, dass eine keynesiani-
sche Steuerung der Ökonomie aufgrund
der Internationalisierung der Geld- und
Kapitalmärkte „blockiert“ ist (Scharpf
1987). Aber auch das Instrumentarium der
angebotsorientierten Ökonomie hat die
Globalisierung nicht unbeschadet über-
standen. Staatliche Investitionen in die
Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten
von Unternehmen zum Beispiel verlieren
einen beträchtlichen Teil ihrer Wirkung,
wenn diese Aktivitäten in globalen Ko-
operationsnetzwerken organisiert wer-
den, so dass keinerlei Gewähr dafür be-
steht, dass die Früchte dieser Anstrengun-
gen auch tatsächlich dem fördernden
Staat wieder zugute kommen. Und
schließlich sind infolge der Globalisierung
die politischen und volkswirtschaftlichen
Kosten einer Abschottung der nationalen
Märkte oder der Verstaatlichung von not-
leidenden „Schlüsselindustrien“, beides
lange Zeit beliebte Instrumente zur Regu-
lierung nationaler Ökonomien, exorbitant
gestiegen, so dass die Liberalisierung von
Märkten und die Privatisierung von Unter-
nehmen selbst im Infrastrukturbereich in-
zwischen politisch kaum mehr strittig ist.
Kurz gesagt: Das wirtschaftspolitische In-
strumentarium des „modernen Kapitalis-
mus“, wie es Andrew Shonfield Mitte der
60er Jahre beschrieben hat (vgl. Shonfield
1965), ist inzwischen aufgrund der Globa-
lisierung der Ökonomie völlig veraltet.
2. Die Globalisierung der Ökonomie be-
einflusst und beeinträchtigt die Hand-
lungsfähigkeit der nationalen Politik aber
noch auf eine andere Weise. Aufgrund
der zunehmenden Integration von Unter-
nehmen und Märkten sind nicht nur die
nationalen Ökonomien, sondern auch die
nationalen Wirtschaftspolitiken einem
immer stärkeren Systemwettbewerb aus-
gesetzt. Da die Staaten aufgrund der er-
höhten Faktormobilität zunehmend um
den Verbleib und den Zufluss von Kapital
konkurrieren, geraten auch solche Markt-
eingriffe, die im Prinzip noch wirksam
wären, die aber den Interessen der Unter-
nehmen zuwiderlaufen, unter Druck. Im
Hinblick auf die bestehenden Marktregu-
lierungen droht deshalb die Gefahr, dass
zwischen den Staaten ein „Deregulie-
rungswettlauf“ einsetzt. Und gleichzeitig
können neue Markteingriffe mit Verweis
auf das Fehlen entsprechender Regulie-
rungen anderswo einfach und wirkungs-
voll von den Unternehmen abgewehrt
werden.
Als erstes Fazit kann festgehalten werden,
dass aufgrund der Globalisierung der
Ökonomie das bislang verfügbare Instru-
mentarium der Wirtschaftspolitik erheb-
lich an Wirksamkeit eingebüßt hat. Die
Frage ist dann, ob dadurch der National-
staat insgesamt seine Möglichkeiten ver-
loren hat, vordringliche und von allen ge-
teilte politische Ziele wie Vollbeschäfti-
gung, soziale Sicherheit und den Schutz
der natürlichen Umwelt zu erreichen?

Internationale Vergleiche können
hilfreich sein

Die nahezu unüberschaubar gewordene
Fülle von Literatur zum Thema „Globali-
sierung“ kann nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass eine systematische Überprü-
fung der Auswirkungen der Globalisie-
rung auf den Nationalstaat und seine po-
litischen Handlungsmöglichkeiten noch
aussteht.1 Die Globalisierungsforschung
hat sich inzwischen aber wenigstens so-
weit konsolidiert, dass weitgehend Kon-
sens darüber besteht, dass es sich hierbei
um ein relevantes Faktum handelt2 und
dass das „Konzept der Globalisierung und
die damit verbundenen Annahmen einen
fruchtbaren wissenschaftlichen Ansatz
(darstellen)“ (Friedrichs 1997: 10).3

Bei der Klärung der vorliegenden Pro-
blemstellung können insbesondere syste-
matische internationale Vergleiche wei-
terhelfen, bei denen die Erfahrungen aus-
gewählter Industrieländer in verschiede-
nen Politikbereichen ermittelt werden.
Dabei geht es weniger darum, im Ausland
„Modelle“ zu finden, denen die deutsche
Politik nacheifern könnte. Ziel eines sol-
chen Vergleiches ist es vielmehr, empiri-
sche Anhaltspunkte dafür zu gewinnen,
wie groß die staatlichen Handlungsspiel-
räume in den einzelnen Politikbereichen
(noch) sind und von welchen Faktoren
ihre Nutzung abhängt. Auf diese Weise
können die Annahmen der bisherigen
Globalisierungsdiskussion kritisch über-
prüft und die Suche nach Reformmöglich-
keiten und -bedingungen in Deutschland
auf eine realistische(re) Grundlage gestellt
werden.

Konvergenz und Divergenz?

Als Ausgangspunkt für die vergleichende
Analyse können zwei Thesen genommen
werden, die beide zutreffen müssen,
wenn die pessimistischen Annahmen der
Globalisierungsdiskussion tatsächlich rich-
tig sein sollten: eine Konvergenzthese und
eine Divergenzthese. Die eine These be-
sagt: Wenn die Handlungsspielräume der
Nationalstaaten in Folge der Globalisie-
rung tatsächlich erheblich geschrumpft
sein sollen und der Systemwettbewerb
zwischen den Nationalstaaten tatsächlich
so durchschlagskräftig wäre wie behaup-
tet, dann müssten in allen entwickelten
Industrieländern ähnliche Problemkon-
stellationen und Politikmuster beobachtet
werden können (Konvergenzthese). Die
pessimistischen Annahmen der Globalisie-
rungsdikussionen müssen aber noch einen
zweiten Vergleichstest bestehen, wenn sie
tatsächlich plausibel sein sollen: Wenn es
stimmt, dass die wirtschaftlichen und so-
zialen Probleme der entwickelten Indus-
trieländer eine unvermeidliche Folge ihrer
zunehmenden Integration in den Welt-
markt sind, dann müssten diese Probleme
mit dem Grad der Weltmarktintegration
variieren. Besonders groß müssten diese
Probleme in jenen Ländern sein, die be-
sonders stark in den Weltmarkt integriert
sind. Das sind nicht die Bundesrepublik,
Japan oder die USA, hierzu zählen insbe-
sondere die Kleinstaaten Mittel- und
Nordeuropas (Divergenzthese). Und um-
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gekehrt gilt: Wenn es einigen dieser Län-
der gelingen sollte, die bei uns beobacht-
baren Folgeprobleme der „Globalisie-
rung“ zu vermeiden, dann wäre dies ein
starkes Indiz dafür, dass die Handlungs-
spielräume der Nationalstaaten trotz der
Globalisierung der Ökonomie weit größer
sind als vielfach in Deutschland angenom-
men.
Selbstverständlich kann ein solcher Ver-
gleich hier nicht vollständig präsentiert
werden. Ich werde mich im Weiteren auf
einige wenige Länder und zwei ausge-
wählte Politikbereiche konzentrieren, die
von exemplarischer Bedeutung in der ak-
tuellen Globalisierungsdiskussion sind: die
Arbeitsmarktpolitik und die Umweltpoli-
tik.

Arbeitsmarktpolitik:
das Ende der Vollbeschäftigung?

Als die wohl bedrückendste und politisch
brisanteste Begleiterscheinung der Globa-
lisierung gilt die stetige Zunahme der
Massenarbeitslosigkeit in Europa. Allein in
der Bundesrepublik gibt es seit geraumer
Zeit mehr als vier Millionen offiziell regi-
strierte Arbeitslose. Pessimisten sehen
hierin einen globalen und irreversiblen
Trend: Mit der Globalisierung der Ökono-
mie sei das Ende der Vollbeschäftigung
gekommen. Am Horizont drohe die „20
zu 80“-Gesellschaft: „Zwanzig Prozent der
arbeitsfähigen Bevölkerung würden im
kommenden Jahrhundert ausreichen, um
die Weltwirtschaft in Schwung zu halten“
(Martin/Schumann 1996: 12). Vor diesem
Hintergrund erscheint die ständige Zu-
nahme der Arbeitslosigkeit ebenso unver-
meidlich wie das stetige Ansteigen des
Wasserspiegels in der Titanic vor ihrem
Untergang.
Dieser Eindruck ist allerdings falsch. Der
beste Beleg hierfür ist nicht der flexible
amerikanische Arbeitsmarkt, ein sehr viel
interessanteres und instruktiveres Beispiel
sind die Niederlande.4 Um das „Beschäfti-
gungswunder Niederlande“ angemessen
würdigen zu können, müssen zwei Tatsa-
chen berücksichtigt werden. Erstens die
Tatsache, „dass die Niederlande eine ex-
trem offene und offener werdende Volks-
wirtschaft darstellen, die wie kaum ein an-
deres Land auf Gedeih und Verderb von
der Wettbewerbsfähigkeit im internatio-
nalen Handel abhängt. Waren- und
Dienstleistungsausfuhren hatten 1994
einen Anteil von 51 Prozent am Brutto-
inlandsprodukt (1970: 43 Prozent), in
Deutschland betrug der entsprechende
Wert nur 23 Prozent (1970: 21 Prozent), ist
jedoch im Vergleich zu Japan (9,5 Prozent)
und USA (11 Prozent) immer noch bedeu-
tend höher“ (Schmid 1997: 323). Die zwei-
te Tatsache ist, dass die Niederlande er-
staunliche Erfolge auf dem Arbeitsmarkt
vorweisen können: „In den achtziger Jah-
ren war die Arbeitslosenquote in den Nie-
derlanden noch eine der höchsten in der
Europäischen Gemeinschaft, und Deutsch-
land hatte eine der niedrigsten. Heute ist
es umgekehrt“ (Schmid 1997: 302). Und
was das Ganze noch bemerkenswerter
macht: Die Arbeitslosenquote ist in
Holland gesunken, obwohl gleichzeitig
die Beschäftigungsquote, insbesondere

die Beschäftigungsquote von Frauen,
deutlich angestiegen ist und inzwischen
ähnlich hoch ist wie in Deutschland.

Das „holländische Wunder“

Wie ist es zu dieser Entwicklung gekom-
men? Eine naheliegende und häufig ge-
nannte Erklärung ist die moderate Lohn-
politik, die es vor allem in den 80er Jahren
gegeben hat. Aber es gab diese moderate
Lohnpolitik nicht durchgängig, vor allem
in den 90er Jahren war der Trend weniger
eindeutig. Mit Lohnzurückhaltung allein
lässt sich das holländische Beschäftigungs-
wunder nicht erklären. Wie eine Studie
von Günther Schmid gezeigt hat, geht
„der überwiegende Teil des niederländi-
schen Jobwunders auf die Schaffung von
Teilzeitarbeitsplätzen zurück. Kein OECD-
Land hat derzeit eine so hohe Teilzeitbe-
schäftigung wie die Niederlande“ (Schmid
1997: 310). Offensichtlich hat in den Nie-
derlanden in den vergangenen zwanzig
Jahren eine massive Umverteilung von Ar-
beit mit einer gleichfalls massiven Umver-
teilung von Einkommen stattgefunden.
An dieser Entwicklung sind, so wiederum
Günther Schmid, insbesondere vier Punk-
te positiv hervorzuheben (vgl. Schmid
1997: 310f):
– Die große Zahl der Teilzeitarbeitsver-

hältnisse ist freiwillig und entspricht of-
fenbar den Präferenzen der Erwerbs-
personen.

– Zwei Drittel der Teilzeitbeschäftigten
verfügen über eine höhere Ausbildung,
was darauf hindeutet, dass die meisten
Teilzeitarbeitsplätze anspruchsvolle Ar-
beitsbedingungen bieten.

– Teilzeitbeschäftigte sind in den Nieder-
landen auch sozial besser abgesichert
als in Deutschland, da die Schwellen der
Anspruchsvoraussetzung gesenkt wur-
den.

– Schließlich sind immerhin 17 Prozent
der Männer teilzeitbeschäftigt gegen-
über einem EU-Durchschnitt von nur
gut 5 Prozent.

Besonders bemerkenswert am holländi-
schen Fall ist, dass es dort gelungen ist,
eine positive Entwicklung auf dem Ar-
beitsmarkt zu kombinieren mit anderen
wirtschafts-, finanz- und sozialpoliti-
schen Leistungen, von denen häufig an-
genommen wird, dass sie damit nur noch
sehr schwer, wenn überhaupt vereinbar
sind (vgl. Visser/Hemerijek 1998).
Zunächst fällt auf, dass sich die Wachs-
tumsdynamik der holländischen Wirt-
schaft trotz der massiven Arbeits- und
Einkommensumverteilung, die dort statt-
gefunden hat, nicht verschlechtert hat.
Hinzu kommt, dass der Abbau der Ar-
beitslosigkeit in den Niederlanden auch
nicht durch eine „Verschlankung“ des
Wohlfahrtsstaats erzwungen wurde.
Ganz im Gegenteil: „Die soziale Siche-
rung von Arbeitslosen ist in den Nieder-
landen ... wesentlich großzügiger als in
Deutschland“ (Schmid 1997: 318). Die
Niederlande wenden noch immer gut
drei Prozent des Bruttoinlandsprodukts
für den Lebensunterhalt von Arbeitslo-
sen auf, in Deutschland sind es „nur gut
zwei Prozent“. Und auch wer geglaubt
hatte, dass all das nur um den Preis einer

exorbitant hohen Staatsverschuldung zu
haben ist, sieht sich getäuscht: Der nie-
derländische Staatshaushalt beginnt sich
zu konsolidieren und erfüllte im Unter-
schied zum deutschen leicht die Maa-
stricht-Kriterien.
Es soll hier nicht verschwiegen werden,
dass das holländische Beschäftigungswun-
der auch eine Reihe von negativen Aspek-
ten hat. Dazu zählt ein sehr hoher Anteil
von geringfügiger Teilzeitbeschäftigung
(ca. 30 Prozent). Dazu zählen aber vor
allem die massiven Frühverrentungen von
älteren oder behinderten Erwerbsperso-
nen, so dass die Beschäftigungsquoten äl-
terer Menschen in den Niederlanden die
weltweit niedrigsten sind. Insgesamt ist in
den Niederlanden das Arbeitsvolumen
(d.h. die Beschäftigung gemessen in Voll-
zeitstellen) nur geringfügig angestiegen,
die vorhandene Erwerbsarbeit wurde in
erster Linie zugunsten jüngerer und damit
meist auch billigerer und produktiverer
Arbeitskräfte umverteilt. Das ändert aber
nichts daran, dass in den Niederlanden das
Kunststück, den Arbeitsmarkt gleichzeitig
zu liberalisieren und sozial zu gestalten,
bisher besser gelungen zu sein scheint als
in Deutschland.

Die Umwelt – das zweite große 
Opfer der Globalisierung?

Neben den Arbeitslosen gilt die Umwelt
als das zweite große Opfer der Globalisie-
rung. Mit der Verschärfung des ökonomi-
schen Wettbewerbs erscheint Umwelt-
schutz in den entwickelten Industriege-
sellschaften als ein Luxus, den man sich
nicht mehr leisten kann. Im Zeitalter welt-
weit mobilen Kapitals, so die häufig
gehörte Argumentation, würden strenge
staatliche Regulierungen in der Umwelt-
politik potentielle Investoren abschrecken
und die Unternehmen in jene Regionen
der Welt vertreiben, in denen die natürli-
chen Produktionsfaktoren (Boden, Luft)
noch kostenlos genutzt und verschmutzt
werden können.
An diesem Bild stimmt vieles nicht. Das be-
ginnt bereits mit der Annahme, Umwelt-
schutz sei in den wirtschaftlich weniger
entwickelten Ländern kein Thema.
Tatsächlich findet seit gut zehn Jahren in
den Entwicklungsländern, insbesondere
in den Schwellenländern, durchgängig ein
beachtlicher Aufbau umweltpolitischer
Handlungskapazitäten statt.
Was die entwickelten Industrieländer be-
trifft, so ist zweifellos richtig, dass die
Bundesrepublik in den 90er Jahren die
Führungsrolle, die sie in den 80er Jahren
in einigen Bereichen spielte (Luftreinhal-
tung, Abfallpolitik, Förderung erneuer-
barer Energien) inzwischen verloren hat.
Interessant ist aber wiederum, an welche
Länder die Bundesrepublik ihre
Führungsrolle abgegeben hat, denn die
neuen Schrittmacher in der Umweltpoli-
tik sind erstaunlicherweise gerade solche
Kleinstaaten, die unter der Globalisie-
rung am meisten leiden müssten: In Euro-
pa insbesondere Dänemark und die Nie-
derlande, aber auch Schweden. Außer-
dem werden zu den Vorreiterländern
derzeit auch Neuseeland und Südkorea
gerechnet.
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Martin Jänicke und Helmut Weidner kom-
men in ihren international vergleichen-
den Untersuchungen zur Umweltpolitik
(Jänicke 1996; Jänicke/Weidner 1997) ins-
besondere zu zwei Ergebnissen, die für
unseren Zusammenhang höchst interes-
sant sind: Erstens: „Nationale Pionierlei-
stungen sind nicht nur möglich, sie gelten
in der Umweltpolitik einer Reihe von Län-
dern auch als technologische Stimulanz
für die eigene Ökonomie, vorausgesetzt,
die Intervention ist flexibel und berück-
sichtigt  Anpassungserfordernisse und In-
novationsspielräume der Industrie“. Und
zweitens: „Es sind ausgerechnet kleine, in
den Weltmarkt besonders stark integrier-
te Länder, die sich durch Pionierleistungen
in der Umweltpolitik auszeichnen (die
skandinavischen Länder, die Alpenrepubli-
ken, die Niederlande, Südkorea. Neusee-
land)“ (Jänicke/ Weidner 1997: 20).

Auch hier sind die Niederlande 
wiederum ein besonders 
interessanter Fall

Ein besonders interessanter Fall sind
auch hier wieder die Niederlande. Denn
dort (aber auch in Dänemark und Neu-
seeland) zeigt sich, dass Erfolge im Um-
weltschutz und auf dem Arbeitsmarkt
gleichzeitig zu erzielen sind, dass sich
beides also nicht ausschließt, wie in der
Globalisierungsdiskussion häufig be-
hauptet wird. Die Niederlande gelten
derzeit als „Paradebeispiel für flexible,
erfolgversprechende Umweltkonzepte“.
Für den Erfolg der holländischen Um-
weltpolitik werden vor allem zwei Fak-
toren verantwortlich gemacht. Erstens
der strategische Ansatz: Die Niederlande
sind auf diesem Gebiet Schrittmacher, sie
haben bereits 1989 einen Nationalen
Umweltpolitikplan eingeführt. Dabei
handelt es sich „um ein neues Modell
der strategischen Umweltplanung auf
breiter Basis, das nicht zuletzt die Verur-
sachersektoren und ,ihre‘ politischen
Ressorts (über Verhandlungslösungen)
an der Problemlösung beteiligt“ (Jä-
nicke/Weidner 1997: 17). Der zweite Er-
folgsfaktor ist die Art der Umsetzung
dieses strategischen Plans. Auch dort
bieten die Niederlande im internationa-
len Vergleich best practice. In den Nie-
derlanden „ist das Knüpfen von Netz-
werken, die Behörden, Unternehmen
und ihre Interessenorganisationen und
die etablierten Umweltorganisationen in
kooperative Interaktionen einbeziehen,
eine Kernaufgabe staatlicher Umweltin-
stitutionen geworden. Auf diesem Fun-
dament werden die vielfältigen (...) In-
strumente eingesetzt: Selbstverpflich-
tungen von Unternehmen und Branchen
(covenants), rollende, d.h. der Entwick-
lungsdynamik jeweils neu angepasste
Maßnahmenprogramme und der syste-
matisch auf das Konzept der nachhalti-
gen Entwicklung hin ausgerichtete na-
tionale Umweltpolitikplan“ (Jänicke/
Weidner 1997:19). In diesem Zusammen-
hang muss erwähnt werden, dass der
Umweltschutz in den Niederlanden eine
einzigartige Organisationsbasis besitzt,
haben die Umweltverbände doch mehr
Mitglieder als die Gewerkschaften.

Ein sehr gutes Beispiel, wie staatliche Re-
gulierung gleichzeitig zur Stärkung der in-
dustriellen Wettbewerbsfähigkeit und zur
Verbesserung der Umweltqualität beitra-
gen kann, liefert die holländische Schnitt-
blumenindustrie (vgl. Porter/van der Linde
1995). Die holländische Schnittblumenin-
dustrie ist in hohem Maße internationali-
siert: etwa 65 Prozent des Weltexports an
Schnittblumen entfallen auf die Nieder-
lande. Dies ist besonders bemerkenswert,
da dieses Land mit seiner natürlichen Fak-
torausstattung nicht gerade prädestiniert
ist für die Zucht von Schnittblumen: die
klimatischen Bedingungen sind schlecht
und der Boden ist knapp. Die Schnittblu-
menzucht erfordert in den Niederlanden
folglich eine äußerst intensive Anbau-
weise mit einem starken Einsatz von Her-
biziden, Pestiziden und Düngemitteln. Die
Folge war eine starke Belastung des Bo-
dens mit Chemikalien – und dies wurde
von der holländischen Regierung nicht
etwa toleriert mit Verweis auf den Erhalt
der Wettbewerbsfähigkeit dieser „natio-
nalen“ Industrie, sondern mit immer strik-
teren Auflagen beantwortet. Die Schnitt-
blumenindustrie hat hierauf nun nicht mit
der Abwanderung ins klimatisch und poli-
tisch günstigere Ausland reagiert, sondern
mit Innovationen. Die Industrie entwickel-
te ihre Gewächshäuser so weiter, dass die
Pflanzen nun nicht mehr in Erde wachsen,
sondern in Wasser und Steinwolle; und
das Wasser befindet sich in einem ge-
schlossenen System und kommt nicht
mehr direkt in das Grundwasser. Das Er-
gebnis dieses neuen Anbauverfahrens ist
nicht nur eine beträchtlich niedrigere Um-
weltbelastung, sondern gleichzeitig konn-
ten auch die Kosten gesenkt (u.a. weil we-
niger Düngemittel und Pestizide ge-
braucht werden) und die Produktqualität
verbessert werden. Die internationale
Wettbewerbsfähigkeit der holländischen
Schnittblumenindustrie ist auf diese Weise
nicht verschlechtert, sondern verbessert
worden.
Die holländische Schnittblumenindustrie
ist kein Einzelfall. Aus dem internationa-
len Vergleich von Umweltpolitiken lassen
sich zwei wichtige Schlüsse für die aktuel-
le Globalisierungsdiskussion ziehen. Er-
stens zeigt sich, dass aktive nationale Um-
weltpolitik auch unter den Bedingungen
einer globalisierten Ökonomie möglich
ist; und sofern sie flexibel und innovati-
onsfreundlich angelegt ist, kann sie, zwei-
tens, sogar durchaus förderlich sein für die
nationale Wirtschaft. Dies gilt, wie das
Beispiel der holländischen Schnittblumen-
industrie zeigt, sogar im Bereich des pro-
zess- und anlagenbezogenen Umwelt-
schutzes, einem Bereich, in dem ein Dere-
gulierungswettlauf theoretisch am wahr-
scheinlichsten ist (Scharpf 1998; vgl.
Schmidt in diesem Heft). Nicht von unge-
fähr kommen Martin Jänicke und Helmut
Weidner zu dem Ergebnis: „Die Rede von
der Globalisierung als Umweltschutz-
hemmnis hat empirisch eine eher schwa-
che Basis. Gründe, die Unzulänglichkeit
der Umweltpolitik zu beklagen, gibt es
viele. Aber man sollte sie zunächst einmal
in den Unzulänglichkeiten des eigenen
Landes suchen“ (Jänicke/Weidner 1997:
24).

Die beklagte Anpassung 
der Politikmuster hat 
nicht stattgefunden

Zu den beiden hier präsentierten Poli-
tikfeldern ließen sich durchaus noch wei-
tere hinzufügen. Auch bei der Reform des
öffentlichen Sektors zum Beispiel zeigt
sich das gleiche Muster: Die Bundesrepu-
blik zählt im internationalen Vergleich zu
den Nachzüglern bei der „Modernisie-
rung des Staates“, Vorreiter waren auch
hier einige kleinere Länder wie Finnland,
Schweden, die Niederlande und Neusee-
land (vgl. Naschold/ Bogumil 1998).
Der Fall der bislang weitgehend ausge-
bliebenen Reform der Verwaltungsstruk-
tur in Deutschland soll deshalb noch er-
wähnt werden, weil hier das vielfach
bemühte Argument, die Globalisierung
„erzwinge“ bestimmte staatliche Aktivitä-
ten oder „verhindere“ sie, besonders
wenig plausibel ist. Gerade in diesem Be-
reich wären die Reformspielräume ge-
genüber der Wirtschaft besonders groß –
und dennoch werden sie bislang kaum ge-
nutzt. Der internationale und intersekto-
rale Vergleich hat freilich gezeigt, dass die
nationalstaatlichen Handlungsmöglich-
keiten auch in anderen Politikbereichen
sehr viel größer sind, als dies in der aktuel-
len Globalisierungsdebatte zumeist be-
hauptet wird. Von einer „barbarischen
Einförmigkeit“ nationaler Politikmuster
und einer „Auflösung von Differenz“ zu-
gunsten des „asiatischen Einheitskapitalis-
mus“, über die beispielsweise Claus Koch
(1997: 773) als Folge der Globalisierung la-
mentiert, kann keine Rede sein. Selbst ein
kursorischer Vergleich zeigt, dass eine
Konvergenz nationaler Politikmuster zu-
mindest in der behaupteten Weise nicht
stattfindet. Die in der Globalisierungsdis-
kussion immer wieder vorgetragene Kon-
vergenzthese kann wohl als widerlegt gel-
ten (vgl. auch Berger/Dore 1996).
Aber auch die Vermutung, dass vor allem
die kleinen, weltmarktoffenen Länder be-
sonders stark unter den Folgen der Globa-
lisierung der Ökonomie leiden müssen,
hat sich als falsch erwiesen. Wie bereits in
den 70er Jahren nach der Ölkrise, schei-
nen zumindest einige der europäischen
Kleinstaaten auch dieses Mal wieder
einen Ausweg aus der „Globalisierungs-
falle“ gefunden zu haben. Bemerkens-
wert hieran ist zum einen, dass dieser Aus-
weg nicht einfach in der Zurücknahme
staatlicher Regelungsansprüche bestand
und dem Übergang zu einem „Minimal-
staat“, der sich auf ordnungspolitische
Aufgaben beschränkt. Und auffällig ist
auch, dass es hierzu nicht erforderlich war,
die etablierten Institutionen der Industrie-
gesellschaft zu zerstören, vorerst zumin-
dest genügte es vollkommen, die mit die-
sen Institutionen gegebenen Möglichkei-
ten intelligent und konsequent zu nutzen.
Als zweites Fazit kann dann festgehalten
werden, dass die Globalisierung der Wirt-
schaft keineswegs „als unbarmherziges
Druckmittel auf Regierungen und Zentral-
banken“ wirkt, dass der Staat weit mehr
tun kann als nur „die nomadisierenden
Kapitalmassen bei Anlegerlaune“ zu hal-
ten (Koch 1997: 770). Damit drängt sich
freilich eine Frage auf: Wenn es denn nach
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wie vor große nationalstaatliche Hand-
lungsspielräume in der Wirtschafts-, So-
zial- und Umweltpolitik gibt, weshalb
wurden diese Handlungsspielräume in der
Bundesrepublik dann bisher nicht ge-
nutzt? Mit dieser Frage möchte ich mich
abschließend beschäftigen.

Die „blockierte Republik“: 
die Bundesrepublik Deutschland 
im „Reformstau“

Auch bei der Antwort auf diese Frage lie-
fert der internationale Vergleich erste
wichtige Hinweise. Wenn man in den ent-
wickelten Industrieländern nach politisch-
institutionellen Erfolgsfaktoren für politi-
sche Reformen sucht, dann findet man –
etwas vereinfacht – zwei Reformpfade.
Den einen bildet das Westminster-Modell
der parlamentarischen Mehrheitsdemo-
kratie: In diesem Modell dominieren Ein-
parteien-Regierungen mit sicheren par-
lamentarischen Mehrheiten, die keinen
Koalitionszwängen unterworfen sind und
die auf keine nennenswerten institutio-
nellen Widerstände stoßen. Unter solchen
Bedingungen kommt es in erster Linie auf
den Willen und das Geschick der Regie-
rungen an, selbstgesteckte politische Ziele
auch zu erreichen. Dieses Modell wird ins-
besondere durch Großbritannien und
Neuseeland repräsentiert, zwei Länder,
die sich in den 80er und 90er Jahren durch
besonders radikale Reformen im Bereich
der Wirtschafts- und Sozialpolitik hervor-
getan haben.
Für die europäischen Kleinstaaten, von
denen hier so viel die Rede war, ist freilich
ein ganz anderer politisch-institutioneller
Reformpfad typisch. Die skandinavischen
Länder und die Niederlande, aber auch
die Alpenrepubliken Österreich und
Schweiz werden üblicherweise als Kon-
sensusdemokratien bezeichnet (Lijphart
1984; Schmidt 1995). Das Modell der Kon-
sensusdemokratie ist dadurch charakteri-
siert, dass politische Entscheidungen in
der Regel unter Einbeziehung von allen
maßgeblichen Beteiligten auf dem Wege
gütlichen Einvernehmens getroffen wer-
den. Typisch hierfür sind Koalitions- und
Minderheitsregierungen und eine enge
Zusammenarbeit zwischen Regierungen,
Parteien und Verbänden (insbesondere
den großen Wirtschaftsverbänden).
Die Bundesrepublik wird in der Regel dem
Typ der Konsensusdemokratie zugeord-
net, aber diese Zuordnung verrät mehr
über die Konstruktionsmängel der zu-
grundeliegenden Typologie als über die
politische Realität in der Bundesrepublik
in den 90er Jahren. Denn die Klassifika-
tion eines Landes als Konsensusdemokra-
tie erfolgt bei Arend Lijphart, dem Erfin-
der dieser Typologie, nicht nach dem Aus-
maß des tatsächlich bestehenden Konsen-
ses zwischen den politischen Eliten, son-
dern anhand einer Reihe von institutionel-
len Merkmalen, wie der Struktur des Par-
teiensystems oder der Organisation des
Staatsaufbaus. Hierbei wird angenom-
men, dass sich die Elitenkooperation quasi
zwangsläufig aus den bestehenden insti-
tutionellen Zwängen ergibt. Das Beispiel
der Bundesrepublik zeigt nun, dass diese
Annahme falsch ist. Die politische Praxis in

der Bundesrepublik ist charakterisiert
durch zwei Merkmale, die immer weniger
zusammenpassen: Zum einen durch ein
politisches Institutionensystem, das einen
vergleichsweise hohen institutionellen
Konsensbedarf besitzt; und zum anderen
durch politische Eliten, die eine starke
Konflikt- und Wettbewerbsorientierung
aufweisen. Politische Reformvorhaben,
von wem auch immer sie vorgeschlagen
werden, laufen deshalb ständig Gefahr,
von einer großen, aber recht heterogenen
Koalition der Sonderinteressen in Parteien
und Verbänden blockiert zu werden. Im
besten Fall werden sie in den Mühlen der
„Verhandlungsdemokratie“ (Lehmbruch
1998) kleingearbeitet. Kurz gesagt, die
Bundesrepublik ist eine „blockierte Repu-
blik“, in der bislang keiner der beiden
eben skizzierten Reformpfade gegangen
werden kann.

Ein politisch-institutionelles Problem

Wie können diese „Reformblockaden“
beseitigt werden? Wenn man davon aus-
geht, dass das eigentliche Problem kein
„mentales“ ist, das sich durch präsidentiel-
le Appelle beseitigen lässt – dies war der
Tenor der Problemdiagnose in der vielbe-
achteten „Berliner Rede“ des damaligen
Bundespräsidenten Roman Herzog (vgl.
Herzog 1997) –, sondern ein politisch-insti-
tutionelles, dann sind im Prinzip zwei
Möglichkeiten denkbar, die bestehenden
Reformblockaden abzubauen oder zu-
mindest abzuschwächen, die sich keines-
wegs ausschließen. Die eine Möglichkeit
besteht darin, mehr Konsens zu schaffen
(1.); die Alternative dazu wäre, die institu-
tionellen Konsenserfordernisse zu redu-
zieren (2.). In die erste Richtung zielen
jene, die für eine Große Koalition zwi-
schen CDU/CSU und SPD im Bundestag
plädieren oder die die Einrichtung von
Runden Tischen und Konsensgesprächen
zwischen Regierung, Arbeitgeberverbän-
den und Gewerkschaften vorschlagen. In
die zweite Richtung gehen Vorschläge zur
Reform des Wahlrechts und des Föderalis-
mus in Deutschland. Wie sehen diese Re-
formvorschläge im Detail aus und was ist
von ihnen zu halten? 

Große Koalition handlungsfähiger?

1. Die Vorzüge einer Großen Koalition
sind offensichtlich. Die Bundesregierung
würde über die erforderlichen Mehrhei-
ten in Bundestag und Bundesrat verfü-
gen, müsste also nicht ständig befürch-
ten, mit ihren Reformvorhaben an einer
Oppositionsmehrheit im Bundesrat zu
scheitern; und die größte Oppositions-
partei würde politisch mit in die Verant-
wortung genommen und könnte sich
nicht länger durch die Ablehnung not-
wendiger Reformen politisch auf Kosten
der Regierung profilieren. Eine solche
freiwillige Beschränkung des Parteien-
wettbewerbs ist in einer parlamentari-
schen Demokratie nicht immer wün-
schenswert, aber es gibt Problemkonstel-
lationen, in denen sie durchaus sinnvoll
sein kann. So hatte bereits Theodor Esch-
enburg festgestellt: „Die Demokratie
kann die durch gemeinsame Regierungs-

bildung institutionalisierte Wettbe-
werbsausschaltung in gewöhnlichen Zei-
ten und auf die Dauer nicht ertragen,
aber sie kann sie in außergewöhnlichen
nicht entbehren“ (Eschenburg 1961:80).
Aber es stellt sich natürlich die Frage, ob
eine Große Koalition tatsächlich hand-
lungsfähiger wäre als die bisherigen Re-
gierungen. Denn Koalitionen können
ebensowenig wie Institutionen Konsens
stiften oder erzwingen, sie setzen viel-
mehr Konsens oder zumindest Kompro-
missbereitschaft zwischen den Beteilig-
ten in wichtigen Sachfragen voraus.5 Und
ein solcher Reformkonsens oder die er-
forderliche Kompromissbereitschaft sind
zwischen den großen Parteien derzeit
nicht zu erkennen.
Dies liegt freilich nicht nur an den Ein-
stellungen der politischen Eliten, es hat
auch institutionelle Gründe. An erster
Stelle zu nennen wäre hier die unzuläng-
liche Koordination des Parteienwettbe-
werbs in Deutschland. Bedingt durch den
föderativen Staatsaufbau ist der Partei-
enwettbewerb in Deutschland charakte-
risiert durch eine große Zahl von Wahlen
und eine entsprechend große Wettbe-
werbsintensität. Politisch relevant sind
nicht nur die Wahlen zum Bundestag,
sondern auch die Wahlen zu den Länder-
parlamenten, denen aufgrund der Aus-
wirkungen auf die Mehrheitsverhältnisse
im Bundesrat unmittelbare bundespoliti-
sche Bedeutung zukommt; hinzu kommt
die Wahl zum Europäischen Parlament
und selbst Kommunalwahlen werden in
zunehmendem Maße als „Stimmungsba-
rometer“ für die Bundespolitik benutzt.
Für die  Funktionsweise des politischen
Systems entscheidend ist nun, dass diese
Wahlen nur unzulänglich koordiniert
sind. Die Wahlen sind nicht auf einen
oder einige wenige Termine konzen-
triert, sondern sie sind auf die gesamte
Legislaturperiode des Bundestages ver-
streut. Die politischen Parteien befinden
sich dadurch im Dauerwahlkampf, „Su-
perwahljahre“ sind beinahe die Regel.
Die Folgen waren bereits in den 50er Jah-
ren zu beobachten: „Regierung und Par-
lament in Bonn haben meist auf die
Landtagswahlen Rücksicht genommen.
Unpopuläre, aber notwendige Gesetzes-
vorlagen wurden deshalb zurückgestellt,
populäre Maßnahmen hingegen, die
häufig gar nicht in erster Linie akuten
staatlichen Bedürfnissen dienten, wur-
den forciert oder vorverlegt“ (Es-
chenburg 1961: 63). Daran hat sich seit-
her wenig geändert. Und die Auswirkun-
gen des Wahlkampfs in Permanenz blie-
ben nicht auf die Regierung beschränkt,
sondern zeigten sich auch im Verhalten
der Opposition – von welchen Parteien
diese auch immer gestellt wurde. Das
Verhalten der Opposition wird unter sol-
chen Bedingungen in hohem Maße von
wahltaktischen Kalkülen bestimmt. Die
in „Verhandlungsdemokratien“ gefor-
derte Kompromissbereitschaft muss
zwangsläufig zu kurz kommen. Aus die-
sen Gründen wurde bereits in den 50er
Jahren vorgeschlagen, die Wahlen zum
Bundestag und zu den Landtagen zeit-
lich besser aufeinander abzustimmen
und möglichst zu synchronisieren. Die
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Entwicklung des Parteienwettbewerbs in
den vergangenen zwanzig Jahren hat
gezeigt, dass dieser Vorschlag an Aktua-
lität und Plausibilität nichts verloren hat.

Engere Kooperation zwischen 
Regierung, Arbeitgebern und 
Gewerkschaften?

Ein zweiter Vorschlag, der im Zusammen-
hang mit der Intensivierung der Elitenko-
operation wiederholt gemacht wurde,
zielt auf die Wiederbelebung des Korpo-
ratismus in der Bundesrepublik. Die enge
Kooperation zwischen Regierung, Arbeit-
gebern und Gewerkschaften gilt als eine
der wichtigsten Erfolgsbedingungen des
holländischen „Modells“ und es liegt des-
halb nahe, diese auch in der Bundesrepu-
blik zur Grundlage einer Reformpolitik zu
machen. Das „Bündnis für Arbeit“, das die
Regierung Schröder institutionalisiert hat,
ist ein Ausdruck dieser Bemühungen (vgl.
Schroeder/Esser 1999). Darüber darf frei-
lich nicht vergessen werden, dass an Kon-
sensgesprächen, Runden Tischen, Kom-
missionen und Arbeitskreisen in Deutsch-
land beileibe kein Mangel ist. Gespräche
zwischen Regierung, Arbeitgebern und
Gewerkschaften hat es auch in der Ära
Kohl ständig gegeben. Aber unter dem
Strich blieben diese Gesprächsrunden be-
merkenswert unverbindlich und folgenlos
und es ist zu befürchten, dass sich daran
auch künftig kaum etwas ändern wird.
Das mag zum Teil daran liegen, dass Zwei-
fel an der Kooperationswilligkeit einiger
Arbeitgeberfunktionäre durchaus ange-
bracht sind; wichtiger ist aber noch, dass
die Kooperationsfähigkeit der Verbände
und ihrer Repräsentanten in den vergan-
genen Jahren empfindlich gelitten hat.
Durch die Globalisierung und Europäisie-
rung von Märkten einerseits, die Folge-
probleme der deutschen Vereinigung an-
dererseits, haben Wirtschaftsverbände
und Gewerkschaften erhebliche interne
Integrationsprobleme. Beide, Unterneh-
merverbände und Gewerkschaften, leiden
seit geraumer Zeit unter starken Mitglie-
derverlusten und mangelnder Folgebe-
reitschaft der Mitglieder. Diese internen
Probleme haben ihre externe Handlungs-
und Verhandlungsfähigkeit erheblich be-
einträchtigt. Die rhetorische Kraftmeierei
der Verbandsfunktionäre muss in diesem
Zusammenhang in erster Linie als Aus-
druck der zunehmenden Ohnmacht der
Verbände interpretiert werden und nicht
als Zeichen ihrer Machtfülle.
Insgesamt zeigt eine kritische Analyse der
Vorschläge zur Intensivierung des Kon-
sensus zwischen den politischen Eliten in
der Bundesrepublik, dass Konsens auch
künftig eine (zu) knappe Ressource blei-
ben wird. Aus diesem Grund wird sich die
Leistungsfähigkeit des politischen Sy-
stems ohne institutionelle Reformen,
durch die der Konsensbedarf reduziert
wird, wohl kaum verbessern lassen. Auch
hierzu wurden in den letzten Jahren eine
ganze Reihe von Vorschlägen gemacht.
Dazu zählt vor allem die Einführung des
Mehrheitswahlrechts und eine Reform
des Föderalismus, wie sie beispielsweise
von BDI-Präsident Henkel gefordert wur-
den.

Reformbedürftiger Föderalismus?

2. Mit der Einführung des Mehrheitswahl-
rechts, die ja bereits in den 60er Jahren
einmal intensiv diskutiert worden ist, ist
die Hoffnung verbunden, dies würde zu
einem Zweiparteiensystem mit klaren Re-
gierungsmehrheiten führen und die mit-
unter unergiebigen Koalitionsverhand-
lungen und Koalitionsrunden überflüssig
machen. Ob diese Erwartungen tatsäch-
lich erfüllt würden, ist angesichts der Stär-
ke der PDS in den neuen Bundesländern
ohnehin fraglich. Selbst wenn dem so
wäre, dann dürfen die politischen Folge-
kosten einer solchen Reform nicht unter-
schlagen werden. Die beiden „Volkspar-
teien“ leiden bereits jetzt zunehmend
unter Integrationsproblemen (vgl. Wie-
sendahl 1998). Eine Verengung des Spek-
tums der politischen Alternativen würde
die politische Integrationskraft der
großen Parteien erheblich strapazieren
und die ohnehin schwelende Legitimati-
onskrise des deutschen Parteiensystems
wohl weiter verstärken.
Erfolgversprechender scheint der andere
Vorschlag zur institutionellen Reform zu
sein, die Reform des deutschen Föderalis-
mus. Im Mittelpunkt dieser Überlegungen
steht die Schaffung eines „echten“ Fö-
deralismus, für den die USA und die
Schweiz als Vorbild gelten (vgl. Lambs-
dorff 1997). Zur Reform des deutschen Fö-
deralismus werden insbesondere drei Vor-
schläge gemacht: Erstens die stärkere
Trennung von Zuständigkeiten und Auf-
gaben mit dem Ziel, den Einfluss der Län-
der auf die Gesetzgebung des Bundes zu
verringern und den Ländern größere eige-
ne Gestaltungsmöglichkeiten zu geben;
zweitens wird diskutiert, die föderale Fi-
nanzverfassung zu reformieren, um finan-
zielle Abhängigkeiten der Länder vom
Bund abzubauen und Ungerechtigkeiten
beim Finanzausgleich zwischen den Län-
dern zu beseitigen; und schließlich wird
eine Neuordnung des Bundesgebietes
vorgeschlagen, um leistungsstarke Länder
zu bilden, die auch in der Lage sind, die
Chancen eines „Konkurrenzföderalismus“
zu nutzen.6

Der Reformbedarf im deutschen Födera-
lismus ist nicht von der Hand zu weisen.
Das System der Gemeinschaftsaufgaben
zum Beispiel, das im Zuge der Planungseu-
phorie der 60er Jahre entstanden ist, dürf-
te sich inzwischen weitgehend überlebt
haben und die föderale Finanzverfassung
mit ihrem komplizierten System von
Ausgleichszahlungen ist ohne Zweifel re-
formbedürftig. Auch der Bereich der zu-
stimmungspflichtigen Gesetze könnte
wohl durchforstet und auf solche Geset-
zesvorhaben eingegrenzt werden, in
denen die Interessen der Länder direkt
berührt sind und nicht nur mittelbar, über
den Vollzug von Bundesgesetzen (Grimm
1997). Und eine Neuordnung des Bundes-
gebietes dürfte zumindest im Fall der
Stadtstaaten mit ihren Stadt-Umlandpro-
blemen tatsächlich sinnvoll sein. Die Re-
formmöglichkeiten dürfen freilich auch
nicht überschätzt werden. Die vorliegen-
den Reformvorschläge verkennen oftmals
die Funktionsbedingungen föderativer Sy-
steme in hochentwickelten Industriege-

sellschaften. So ist das Idealbild dieser Re-
formvorschläge, das föderale „Trennmo-
dell“, längst von der Wirklichkeit überholt
worden und praktisch nirgendwo mehr zu
finden. Auch in den immer wieder ange-
führten föderalistischen „Musterlän-
dern“, den USA und der Schweiz, gibt es
inzwischen eine ausgeprägte Politikver-
flechtung, nur eben auf eine andere
Weise (vgl. Frenkel 1986).
Im Hinblick auf die Reformfähigkeit des
politischen Systems sind die eigentlichen
Defizite des deutschen Föderalismus aber
ohnehin nicht die diffizilen Probleme des
Länderfinanzausgleichs und die kompli-
zierte Aufgabenverteilung zwischen Bund
und Ländern. Problematisch ist vor allem
der Bundesrat, für manche „eine schlim-
me Fehlkonstruktion«, wie Wilhelm Hen-
nis (1997a: 6) unlängst wieder betont hat.
Vor allem die Instrumentalisierung des
Bundesrates durch die Opposition im Bun-
destag gilt vielen als das eigentliche Re-
formhemmnis und das größte Ärgernis im
Institutionensystem der Bundesrepublik.
Der Bundesrat ist im internationalen Ver-
gleich tatsächlich einzigartig. Er ist dies
aber nicht wegen seiner großen Machtfül-
le; in den anderen föderalistischen Län-
dern haben die zweiten Kammern weit
mehr Entscheidungskompetenzen, zu-
meist sind sie den ersten Kammern völlig
gleichgestellt. Das besondere am Bundes-
rat ist seine eigentümliche Zusammenset-
zung als „Gesandtenparlament“ der Bun-
desländer. Damit war ursprünglich die Er-
wartung verbunden, dass die Eigeninter-
essen der Länder möglichst wirkungsvoll
vertreten werden können und der Bun-
desrat insgesamt als „Widerlager“ zur Par-
teipolitik wirkt (vgl. Lehmbruch 1998).

Eine höchst problematische 
Lagerbildung im Parteiensystem

Diese Erwartungen wurden allerdings ent-
täuscht. Seit den 70er Jahren ist eine zu-
nehmende Politisierung und Instrumenta-
lisierung des Bundesrates zu beobachten.
Dies liegt aber nicht nur an der institutio-
nellen Konstruktion des Bundesrates, son-
dern auch an der Entwicklung des bundes-
deutschen Parteiensystems (vgl. Lehm-
bruch 1998). Zwei Aspekte sind dabei von
besonderer Bedeutung: Erstens die zuneh-
mende Monopolisierung der politischen
Ämterbesetzung und der politischen Ent-
scheidungsprozesse durch die politischen
Parteien, also jene Entwicklung hin zum
„Parteienstaat“, der für Wilhelm Hennis
inzwischen das „absolut bestimmende Ele-
ment unserer Staatlichkeit“ ist (Hennis
1997b: 36). Hinzu kommt zweitens, dass in-
nerhalb des Parteiensystems seit dem Ende
der Großen Koalition eine zunehmende
Polarisierung zwischen den Parteien statt-
gefunden hat. Dies hatte zum einen zur
Folge, „dass Koalitionen zwischen den bei-
den großen Parteien schwieriger und un-
wahrscheinlicher wurden“ (Lehmbruch
1998: 45); und es führte zum anderen
dazu, dass die kleineren Parteien in mehr
oder weniger feste politische Bindungen
zu einer der großen Parteien gezwungen
wurden. Das bundesdeutsche Parteiensy-
stem wurde deshalb trotz der größeren
Zahl von Parteien dominiert durch eine
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dualistische Wettbewerbslogik, wie sie für
Zweiparteiensysteme charakteristisch ist –
und damit wuchs gleichzeitig die Gefahr,
dass sich die beiden politischen „Lager“
gegenseitig blockieren.

Die Zahl der Parteien und 
Koalitionsmöglichkeiten müsste 
eher vergrößert werden

Eine Beseitigung der Reformblockaden im
politischen System der Bundesrepublik
dürfte deshalb nicht nur an der institutio-
nellen Konstruktion des Bundesrates an-
setzen, sie müsste sich auch auf die Macht-
struktur und die Wettbewerbslogik des
bundesdeutschen Parteiensystems er-
strecken. Dabei würde der Übergang zum
Mehrheitswahlrecht in genau die falsche
Richtung gehen: Dadurch würde die oh-
nehin bereits höchst problematische La-
gerbildung eher noch verstärkt als ge-
schwächt. Will man die Funktionsweise
des Bundesrates verändern, so muss die
Zahl der Parteien und Koalitionsmöglich-
keiten nicht verkleinert, sondern ver-
größert werden. Dadurch würde die Zahl
der sogenannten C-Länder, also jener Län-
der, die nicht eindeutig dem CDU- oder
dem SPD-Lager zugeordnet werden kön-
nen, zunehmen und überlappende Koali-
tionen mit wechselnden Mehrheiten wür-
den wahrscheinlicher (vgl. König/Bräunin-
ger 1997). Dies würde die Möglichkeit,
den Bundesrat für parteipolitische Zwecke
zu instrumentalisieren, erheblich erschwe-
ren.
Als drittes Fazit kann schließlich festgehal-
ten werden, dass für die aktuellen wirt-
schafts- und sozialpolitischen Probleme in
Deutschland nicht die Globalisierung der
Wirtschaft selbst verantwortlich ist, son-
dern in erster Linie die Unfähigkeit der Po-
litik, die durchaus noch gegebenen wirt-
schafts- und sozialpolitischen Handlungs-
möglichkeiten des Staates effektiv zu nut-
zen. Verantwortlich für diese Unfähigkeit
der Politik sind vor allem politisch-institu-
tionelle Faktoren, die bewirken, dass das
politische System der Bundesrepublik
stark anfällig für „Reformblockaden“ ist.
Aber diese Entscheidungsblockaden sind
nicht unabänderlich. Es gibt eine Reihe
von Möglichkeiten, durch institutionelle
Reformen die bestehenden „Reform-
blockaden“ abzubauen oder zumindest
abzuschwächen und die Reformfähigkeit
der deutschen Politik zu verbessern.

Anmerkungen
1) Ein Überblick über die inzwischen vorliegende wis-

senschaftliche Literatur zum Thema „Globalisierung“
ist an dieser Stelle weder möglich noch notwendig

Hierzu sei auf die Arbeit von Beisheim/Walter (1997),
die Monographien von Beck (1997), Beisheim et al.
(1999), Walters (1995) und Zürn (1998), sowie auf die
Sammelbände von Fricke (1997), Beck (1998a, 1998b)
und Schenk et al. (1998) verwiesen, in denen der
Stand der Forschung zusammengefasst und doku-
mentiert wird.

2) Die Kritik am Konzept der Globalisierung hatte ins-
besondere zwei Ansatzpunkte (vgl. insbesondere
Hirst/Thompson 1996). Zum einen wurde versucht,
mit Hilfe von quantitativen Zeitreihenanalysen zu
zeigen, dass die Globalisierung der Ökonomie kein
historisches Novum ist, sondern bereits im 19. Jahr-
hundert zu beobachten war. Zum anderen wurde
unter Rückgriff auf einen mehr oder weniger explizit
formulierten Idealtypus einer „globalen Ökonomie“
empirisch gezeigt, dass die Globalisierung der Wirt-
schaft noch nicht so weit fortgeschritten ist, wie das
die Apologeten des Konzepts (Ohmae, Reich) be-
haupten. Demgegenüber haben neuere, differen-
ziertere empirische Analysen nun gezeigt, dass sich
im Bereich der Wirtschaft tatsächlich historisch neue
Prozesse der „Denationalisierung“ beobachten las-
sen, die allerdings erhebliche sektorale und regionale
Variationen aufweisen (vgl. Perraton et al. 1998; Zürn
1998).

3) Allerdings wird der Begriff der „Globalisierung“
selbst aufgrund seiner Finalitätsimplikationen zu
Recht problematisiert und mitunter durch den Begriff
der „gesellschaftlichen Denationalisierung“ ersetzt
(so insbesondere Zürn 1998).

4) Ausgezeichnete Gesamtdarstellungen des „holländi-
schen Wunders“ in der Arbeitsmarktpolitik geben
Visser/Hemerijek (1998) und Schmid (1997).

5) Im Fall der Großen Koalition der Jahre 1966 bis 1969,
die vielfach als Beleg für den Nutzen Großer Koalitio-
nen angeführt wird, kam der politische Druck durch
eine rasch anwachsende außerparlamentarische Pro-
testbewegung hinzu.

6) Einen Überblick über die Diskussion um die Reform
des deutschen Föderalismus geben Schultze (1999)
sowie die Beiträge in Männle (1998) und Heft 1/2
(1999) der Zeitschrift „Der Bürger im Staat“.
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Globalisierung heißt nicht „Entmachtung“
oder auch nur Bedeutungsverlust der na-
tionalen Regierungen zugunsten der
„global players“. Vielmehr werden die na-
tionalen Regierungen, ja das gesamte je-
weilige politische System in den interna-
tionalen Wettbewerb hineingezogen. Die
mobilen Produktionsfaktoren und dazu
gehört beileibe nicht nur das Kapital –
wandern dorthin, wo es die beste Rendite
abwirft. Die günstigsten Bedingungen
sind jedoch nicht gleichzusetzen mit nied-
rigen Löhnen, „Sozialdumping“ und ge-
ringen Umweltauflagen. Viel entschei-
dender sind politische Stabilität, eine
gute – d. h. effektive und effiziente – Poli-
tik und Verwaltung, sozialer Friede, hohes
Ausbildungsniveau und hohe Motivation
der Menschen. Der Konkurrenzdruck der
Staaten untereinander wirkt als Leis-
tungsdruck, die besten, leistungsfähigs-
ten Institutionen zu schaffen. Red.

Einfachen „Wahrheiten“ misstrauen

Anfang 1999 ging eine Meldung durch die
Presse, die die Ökonomen aufhorchen
ließ. Sie handelte von der Lesung der Steu-
erreformgesetze der neuen Bundesregie-
rung im Deutschen Bundestag. Dort zitier-
te ein Redner der Opposition den Präsi-
denten der Bundesvereinigung deutscher
Arbeitgeberverbände, Dieter Hundt, der
mit der massiven Abwanderung von Un-
ternehmen gedroht hatte, falls die Regie-
rung die angekündigte Senkung der Un-
ternehmenssteuern verschieben würde.
Darüber empörte sich eine Abgeordnete
der Regierungskoalition mit dem Zwi-
schenruf: Das ist Erpressung.
In dieser Meldung, so mag es im ersten
Moment erscheinen, ist alles Wichtige
zum Thema gesagt: Wer ein Restaurant
für überteuert hält, wird es künftig mei-
den. Er wird sich ein anderes suchen, und
mag der Patron darüber noch so lautstark
lamentieren. Doch Ökonomen wissen,
dass es ratsam ist, den einfachen Wahr-
heiten zu misstrauen. Sie sind deshalb
auch oftmals bei ihren Urteilen sehr unsi-
cher und vermeiden tunlichst apodikti-
sche „Wenn-Dann-Aussagen“. Wer sich
mit dem Thema ernsthaft auseinander-
setzt, verheddert sich rasch in einem
Dickicht ganz unterschiedlicher Meinun-
gen. Davon zeugt beispielsweise eine me-
terlange Fachliteratur zum internationa-
len Steuerwettbewerb.1 Ich kann nur ver-

suchen, in dieses Dickicht einige Schnei-
sen zu schlagen. Sie sollen den notwendi-
gen Durchblick verschaffen. Der interes-
sierte Leser muss auf einschlägige Veröf-
fentlichungen von anderen Autoren ver-
wiesen werden2.

Was heißt „Standortqualität“?

Ich beginne mit dem, was unstrittig ist: Die
Globalisierung verändert in dramatischer
Weise die Rollenverteilung zwischen Staat
und Wirtschaft. Nationalen Regierungen
geht es nicht anders als Unternehmen: Sie
müssen sich dem internationalen Stan-
dortwettbewerb stellen. Sie müssen den
mobilen Produktionsfaktoren vergleichs-
weise günstige Verwertungsbedingungen
bieten, damit diese keine Anreize haben,
abzuwandern, sondern es vielmehr loh-
nend finden, zuzuwandern. Der Doyen der
deutschsprachigen Ökonomenzunft, Her-
bert Giersch, definiert daher auch die Stan-
dortqualität eines Landes als dessen „At-
traktivität in Bezug auf mobile Ressour-
cen“.3 Damit kann eine langjährige Debat-
te als abgeschlossen betrachtet werden,
die vor einigen Jahren der amerikanische
Ökonom Paul Krugman4 noch einmal an-
geheizt hatte, als er meinte, die Anwen-
dung des Wettbewerbskonzepts auf ein
ganzes Land sei nicht nur falsch, sondern
auch gefährlich. Sein Argument lautete,
dass letztlich nur Unternehmen, nicht
indes Staaten untereinander konkurrieren
– ein Land sei so wettbewerbsfähig wie
seine Unternehmen. Das Argument über-
sieht freilich, dass die Regierungen einzel-
ner Staaten die Wettbewerbsfähigkeit der
heimischen Unternehmen entscheidend
mitbestimmen – sei es durch die Höhe der
Steuern und Abgaben, die sie ihnen abver-
langen, sei es durch den Umfang an öf-
fentlichen Gütern, die sie ihnen bereitstel-
len. Sie müssen Bedingungen schaffen, die
den Unternehmen eine möglichst ertrag-
reiche Teilnahme an der internationalen
Arbeitsteilung ermöglichen. Damit tragen
sie entscheidend dazu bei, den Wohlstand
des Landes zu mehren.

Regierungen müssen sich wie 
Unternehmen verhalten

Im Standortwettbewerb – und dies ist die
Botschaft meines Beitrags – müssen sich
Regierungen wie Unternehmen verhal-
ten: Sie müssen Rationalität und Effizienz
zur Leitschnur ihres Handelns machen.
Das bedeutet:
● Sie müssen die Rolle eines Reformers

übernehmen und den Umbau des Steu-

er- und sozialen Versicherungssystems,
des Bildungswesens und der Arbeits-
marktverfassung vorantreiben. Dies
muss entweder im Wettbewerb oder,
falls möglich, in Kooperation mit den
Regierungen anderer Staaten gesche-
hen.

● Sie können sich nicht mehr als Bewah-
rer von angestammten Besitzständen
verstehen. Denn es schwinden ihre
Möglichkeiten, mit Subventionen, Re-
gulierungen und Handelsbeschränkun-
gen in die Wirtschaft zu intervenieren.

Das Ergebnis der Globalisierung ist also
aller Voraussicht nach nicht der Minimal-
staat, der sich überflüssig macht. Es ist viel-
mehr ein anderer Staat, der in erster Linie
ordnungspolitische Aufgaben wahrzuneh-
men hat, der jedoch nur noch wenig Mög-
lichkeiten zur Prozesssteuerung besitzt.

Wer kann die effizientesten 
Institutionen bieten?

Das veränderte Rollenverständnis vom
Staat hat eine Forschungsdisziplin wieder
hoffähig gemacht, die gerade in Deutsch-
land im sogenannten Ordoliberalismus
eine lange Tradition besitzt. Der Ordolibe-
ralismus deutscher Prägung, dessen geisti-
ge Väter die Freiburger Hochschullehrer
Walter Eucken, Franz Böhm sowie Hans
Grossmann-Doerth waren, spielte bei der
Gestaltung der Wirtschaftsverfassung der
jungen Bundesrepublik Deutschland eine
zentrale Rolle. Der sich rasch ausbreitende
Keynesianismus lief ihm jedoch schon bald
den Rang ab. Jüngere Ökonomen kön-
nen mit den ordnungstheoretischen Vor-
stellungen der„Freiburger Schule“ nicht
mehr viel anfangen.
Zu der Zeit, als der Ordoliberalismus hier-
zulande für tot erklärt wurde,5 etablierte
sich in den angelsächsischen Ländern eine
neue Forschungsdisziplin, die mit diesem
eine Reihe von Berührungspunkten hat.
Die sogenannte Neue Institutionenökono-
mik, zu der vor allem Ronald Coase, Oliver
Williamson, James Buchanan, Mancur
Olsen und Douglas North wichtige Beiträ-
ge lieferten und die zahlreiche Verzwei-
gungen aufweist (wie die „Theorie der 
Eigentumsrechte“, die „Transaktions-
kostentheorie“, die „Prinzipal-Agenten-
Theorie“ oder die „Public Choice Theo-
rie“), schlägt ein ähnliches Grundthema
wie der Ordoliberalismus an, nämlich die
Bedeutung des System- oder Institutio-
nenwettbewerbs für eine funktionieren-
de Wirtschaftsordnung.6 Aus der Sicht der
Neuen Institutionenökonomik kommt es
im Standortwettbewerb vor allem auf ef-

Gefordert ist ein anderer Staat

Auf dem Wege zum Minimalstaat?
Nationale Wirtschaftsordnungen im globalen Wettbewerb

Von Klaus-Dieter Schmidt
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fiziente Institutionen an. Das betrifft ins-
besondere die Rechtsordnung als die Ge-
samtheit der kodifizierten Normen wie
die Wirtschaftsverfassung eines Landes,
das Vertragsrecht, das Wettbewerbsrecht,
das Steuer- und Leistungsrecht, das Um-
weltrecht und vieles mehr. Danach hat
jenes Land komparative Vorteile im Stand-
ortwettbewerb, das den mobilen Fakto-
ren die effizientesten institutionellen Ar-
rangements bietet Diese nutzen die Un-
terschiede zur Arbitrage, das heißt sie
wandern dorthin, wo sie die besten Ver-
wertungsbedingungen vorfinden. Ent-
sprechend lässt sich der Standortwettbe-
werb auch als „institutionelle Arbitrage“
beschreiben.7

Abschied von der „immobilen“ Welt

Die ökonomische Theorie hat lange Zeit
die immobilen Produktionsfaktoren fo-
kussiert. In den Standardmodellen der
Außenhandelstheorie, etwa denen von Ri-
cardo oder Heckscher und Ohlin, beruhen
die Produktionsvorteile eines Landes im
internationalen Wettbewerb auf seiner
Ausstattung mit standortgebundenen
Faktoren wie Klima, Rohstoffe, Grund und
Boden sowie Arbeitskräfte. Die Wande-
rung von Produktionsfaktoren, insbeson-
dere von mobilem Kapital, gibt es dort
nicht. Statt der Wanderung von Produk-
tionsfaktoren kommt es zum Handel mit
Gütern. In dieser „immobilen Welt“ ist der
Standortwettbewerb stark eingeschränkt.
Die immobilen Faktoren können – ex defi-
nitione – nicht das Land verlassen. Ent-
sprechend können nationale Regierungen
die immobilen Faktoren beispielsweise
hoch besteuern oder in ihrer wirtschaftli-
chen Betätigung stark beschränken. Sie
müssen dabei nicht auf andere Regierun-
gen Rücksicht nehmen. Die Eigentümer
der Produktionsfaktoren haben nur eine
Möglichkeit: Sie können protestieren. Sie
haben, in der Terminologie von Alfred O.
Hirschman, nur die Voice-Option. So kön-
nen die Kapitaleigentümer sich weigern,
zu investieren. Aber dabei entstehen
ihnen in der Regel Opportunitätskosten,
denn brachliegendes Kapital bringt ihnen
überhaupt keine Erträge. Sie werden
wegen einer fehlenden Alternative zäh-
neknirschend hohe Abgaben leisten oder
strenge Auflagen erfüllen, soweit die Er-
träge einer Investition noch positiv sind.
In der „mobilen Welt“ können dagegen
die Eigentümer der Produktionsfaktoren
ihren Regierungen mit Abwanderung
drohen. Sie besitzen somit zusätzlich eine
Exit-Option. Dies erschwert es den Regie-
rungen, die Kapitalbesitzer hoch zu be-
steuern oder ihre Verwertungsmöglich-
keiten anderweitig zu beschneiden. Wie
stark in dieser Hinsicht Regierungen mitt-
lerweile unter Druck stehen, zeigt die Dis-
kussion um den gespaltenen Einkom-
menssteuertarif, wie sie hierzulande gera-
de geführt wird. Die Regierung der christ-
lich-liberalen Koalition hatte sich vor eini-
gen Jahren zu einer Tarifsenkung für so-
genannte gewerbliche Einkünfte durch-
gerungen, den Tarif für alle anderen Ein-
künfte aber unverändert belassen. Damit
sollten, wie es offiziell hieß, Investitionen
und die Schaffung von Arbeitsplätzen be-

günstigt werden. Die neue Bundesregie-
rung möchte diese Spreizung sogar noch
verstärken. Dem hat allerdings der Bun-
desfinanzhof vorerst einen Riegel vorge-
schoben. In einer aufsehenerregenden
Entscheidung hat er die Verfassungs-
mäßigkeit der Regelung angezweifelt
und das Bundesverfassungsgericht ange-
rufen. Die ungleiche Besteuerung ver-
schiedener Einkünfte kommt nicht von
ungefähr. Sie zeigt, dass nationale Regie-
rungen zunehmend die Besteuerungsho-
heit über die mobilen Produktionsfakto-
ren verlieren. Entsprechend sehen sie sich
gezwungen, die Erträge daraus steuerlich
zu privilegieren und – zwecks Kompensa-
tion der Steuerausfälle – die immobilen
Faktoren zu diskriminieren. Freilich: Wie
eine rot-grüne Bundesregierung eine sol-
che Benachteiligung der Arbeitnehmer
mit ihren Vorstellungen von sozialer Ge-
rechtigkeit in Einklang bringen will, muss
sie erst noch erklären. 

Die Fortschritte in der Informations-,
Kommunikations- und Steuerungs-
technologie haben selbst immobile
Produktionsfaktoren mobil gemacht.

Ob es einem gefällt oder nicht: Die rasan-
ten Fortschritte insbesondere in den Infor-
mations-, Kommunikations- und Steue-
rungstechnologien – und sie sind der
wichtigste Grund für die Globalisierung –
machen auch bisher immobile Produk-
tionsfaktoren hochgradig mobil. So kön-
nen inzwischen im „virtuellen Büro“ Men-
schen an weit entfernten Orten in effizi-
enter Weise zusammenarbeiten. In der
Sprache der Ökonomen bedeutet das,
● dass die Funktionstüchtigkeit der Märk-

te verbessert wird, etwa indem Infor-
mationsasymmetrien beseitigt sowie
der Informationsfluss beschleunigt und
mithin Transaktionskosten gesenkt
werden;

● dass die örtliche Verlagerung von wirt-
schaftlichen Aktivitäten begünstigt und
mithin Transportkosten reduziert wer-
den; und

● dass sogenannte natürliche Monopole
zerstört und mithin die Chancen für An-
bieterwettbewerb vergrößert werden.

Die Auswirkungen dieser Entwicklung zei-
gen sich in eindrucksvoller Weise etwa auf
den internationalen Kapitalmärkten. Dort
gibt es für die Kapitalanleger praktisch
keinerlei örtliche und zeitliche Barrieren
mehr: Das hochmobile Kapital kann in Se-
kundenschnelle rund um die Uhr und
rund um die Welt bewegt werden –
immer auf der Suche nach effizienteren
Verwertungsmöglichkeiten. So entsteht
leicht der Eindruck, dass es wirklich so ist,
wie ein altes Sprichwort sagt: Geld regiert
die Welt. Und das weckt bei vielen Men-
schen Besorgnisse, weil sie das Gefühl be-
schleicht, dass ihr Schicksal nicht mehr von
ihrer demokratisch gewählten Regierung,
sondern von den „Gnomen“ in Zürich und
anderswo bestimmt wird.

Was bleibt dem Staat in der 
Wirtschaftspolitik?

Doch welche Möglichkeiten bleiben
fortan den nationalen Regierungen in

der„mobilen Welt“, eine eigenständige
Politik zu betreiben? Auf welchen Feldern
müssen sie zurückstecken, und auf wel-
chen behalten sie ihre Handlungsmöglich-
keiten oder sind sogar stärker gefordert
als bisher? Aus der Sicht der Ökonomen
hat der Staat in der Wirtschaftspolitik drei
Aufgaben: Die Glättung von Konjunktur-
schwankungen, die Kompensation von
Marktversagen und die soziale Sicherung
der Menschen durch Umverteilung der
Einkommen. Diese Dreiteilung lehnt sich
an die Systematik des amerikanischen Fi-
nanzwissenschaftlers Richard Musgrave
an, der zwischen Stabilisierung, Alloka-
tion und Redistribution unterscheidet:

● Nationale Regierungen besitzen kaum
noch Spielraum für eine autonome
Konjunkturpolitik. So ist die Geldpolitik
wegen der engen Vernetzung der in-
ternationalen Finanzmärkte de facto
bereits weltweit synchronisiert: Würde
beispielsweise ein Land versuchen, die
Zinsen im Alleingang zu senken, um die
Konjunktur zu stimulieren, könnte ein
solcher Schritt rasch zu einem Abfluss
von Finanzkapital führen. Es würde
möglicherweise anderswo den Druck
auf die Notenbanken verstärken, eben-
falls die Zinsen zurückzunehmen.9 Die
Folge ist, dass im Zuge der Globalisie-
rung konjunkturelle Schwankungen in
einem Teil der Welt immer rascher auf
andere Teile übertragen werden; man
spricht deshalb auch von einem zuneh-
menden weltweiten Konjunkturver-
bund. Das bedeutet nicht, dass nationa-
le Regierungen Konjunkturschwankun-
gen tatenlos hinnehmen müssten. Sie
müssen jedoch ihre Maßnahmen stär-
ker koordinieren.

● Nationale Regierungen haben auch 
weniger Möglichkeiten, redistributive
Ziele zu verfolgen. Bei hohen Steuersät-
zen im eigenen Land haben die Kapital-
anleger einen Anreiz, ihr Geld ins Aus-
land zu bringen, und Ähnliches gilt bei
hohen Sozialstandards oder bei stren-
gen Umweltauflagen. Die Leidtragen-
den sind die immobilen Produktions-
faktoren, die eine solche Option nicht
haben. Sie zahlen letztlich die Zeche.
Das muss keinesfalls das Ende des So-
zialstaates bedeuten, wie es gern als
Schreckgespenst an die Wand gemalt
wird. Denn zu den Standortvorteilen
eines Landes gehört auch die soziale In-
frastruktur, die den Menschen materiel-
le Sicherheit und sozialen Schutz ge-
währt. Sie hat die Eigenschaften eines
öffentlichen Gutes.10 So wird von den
meisten Menschen die Zwangsmitglied-
schaft in der gesetzlichen Sozialversi-
cherung nicht in Frage gestellt, weil sie
damit die Vorstellung von der Äquiva-
lenz zwischen jetzigen Beiträgen und
späteren Leistungen verbinden. Daraus
folgt etwas sehr Wichtiges: Die staatli-
che Umverteilungspolitik in der „mobi-
len Welt“ muss sich der Zustimmung
der Bürger versichern, und sie muss ent-
sprechend deren Akzeptanzgrenzen
berücksichtigen, jedenfalls soweit diese
eine Exit-Option besitzen. Sie muss sich,
wie die Ökonomen sagen, um Pareto-
Optimalität bemühen:11 Alle müssen
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das Gefühl haben, sich hinterher zu-
mindest nicht schlechter zu stellen als
vorher. Das Konzept ist allerdings nur
schwer umzusetzen. Denn wesentliche
seiner Prämissen sind in der Realität
nicht gegeben, wie unbeschränkte Ra-
tionalität, perfekte Verträge und kei-
nerlei Transaktionskosten. Ökonomen
können daher nur sehr allgemein
sagen, dass es Grenzen für eine staatli-
che Redistributionspolitik gibt, aber sie
vermögen nicht konkret anzugeben,
wo diese liegen.

● Nationale Regierungen sehen sich hin-
gegen stärker in der Pflicht, ihre allo-
kativen Aufgaben zu erledigen. Dazu
gehört vor allem die Bereitstellung öf-
fentlicher Güter – wie die physische In-
frastruktur, das Bildungswesen, die
Rechtsordnung oder die öffentliche
Verwaltung. Öffentliche Güter sind
komplementär zu privaten Gütern und
bestimmen in hohem Maße deren effi-
ziente Nutzung mit. So ist ein Land für
Produktionsverlagerungen nur dann in-
teressant, wenn es nicht nur niedrige
Steuersätze, sondern auch gute Ver-
kehrsverbindungen, qualifizierte Ar-
beitskräfte und stabile politische Ver-
hältnisse bieten kann. 

Wie weit geht die Zahlungsbereit-
schaft der Bürger?

Am Beispiel öffentlicher Güter lässt sich
zeigen, dass der Staat keineswegs waf-
fenlos und dem Systemwettbewerb chan-
cenlos ausgeliefert ist. Aus ordnungspoli-
tischer Sicht handelt es sich bei der Bereit-
stellung öffentlicher Güter um die Kor-
rektur von Marktversagen: Die Schwierig-
keit, nicht zahlungswillige Personen von
der Nutzung auszugrenzen, verhindert
es, dass diese Güter vom Markt bereitge-
stellt werden. Freilich: Knappe öffentliche
Kassen zwingen die Regierungen, bei der
Produktion öffentlicher Güter effiziente
Lösungen anzustreben. Die Bereitschaft
der Bürger, Steuern und Abgaben zu lei-
sten, wird nur so groß sein, wie der Nut-
zen ist, den sie sich von öffentlichen Gü-
tern versprechen. Auch hier gelten die
Gesetze des Standortwettbewerbs: Wenn
öffentliche Güter anderswo „preiswer-
ter“ sind, wandern die mobilen Faktoren
nach dorthin ab. In der ökonomischen Li-
teratur wird dieses Problem als sogenann-
tes Tiebout-Kriterium behandelt. Es gibt
an, bis zu welcher Grenze die Zahlungs-
bereitschaft der Bürger geht. Ein Land
kann das Kapital durchaus vergleichswei-
se hoch besteuern, wenn es den risikoa-
versen Anlegern als Ausgleich dafür ein
hohes Maß an Stabilität und Sicherheit
bietet. Freilich: Wie das Pareto-Kriterium
ist das Tiebout-Kriterium ein theoreti-
sches Konstrukt. Seine praktische Anwen-
dung ist begrenzt, weil die Steuerbürger
ihre wahren Präferenzen selten kennen
oder aufdecken. Am ehesten ist es auf der
dezentralen Ebene, etwa in kleinen Städ-
ten und Gemeinden, von Bedeutung.
Dort sind es die Bürger selbst, die die He-
besätze bei der Gewerbesteuer und bei
der Grundsteuer festlegen. Sie wissen
recht genau, wie weit ihre Zahlungsbe-
reitschaft geht. 

Die zunehmende Mobilität der Produk-
tionsfaktoren kompliziert freilich den
Standortwettbewerb um öffentliche Gü-
ter. Denn sie erleichtert es den Bürgern,
ihre Steuerbemessungsgrundlagen ins
Ausland zu verlagern. So können sie dort
in den Genuss günstiger Steuersätze kom-
men, ohne auf das Angebot an öffentli-
chen Gütern im Inland zu verzichten. Ana-
log gilt das auch für globale Umweltgüter.
Hier können Unternehmen einen Anreiz
haben, mit ihrer Produktion ins Ausland
zu gehen, wenn ihnen dort die externen
Effekte der Umweltverschmutzung nicht
angelastet werden. Einzelne Staaten kön-
nen sich dies zu Nutze machen und mobi-
le Produktionsfaktoren auf wenig faire
Weise ins Land locken. Es handelt sich
dabei um eine Spielart von Beggar-thy-
neighbour-Politik, die nur schwer in den
Griff zu bekommen ist.

Der Machtverlust der Regierungen
wird positiv und negativ bewertet

Der Machtverlust nationaler Regierungen
als Folge des System- oder Institutionen-
wettbewerbs und – spiegelbildlich dazu –
der Machtgewinn international operie-
render Unternehmen, wie ihn die positive
Theorie diagnostiziert, wird aus normati-
ver Sicht ganz unterschiedlich bewertet.

● Es gibt eine optimistische Sichtweise,
die diese Entwicklung begrüßt und die
damit die Hoffnung auf einen weitge-
henden Rückzug des Staates aus dem
Wirtschaftsleben verbindet. Danach
sollten Regierungen tunlichst die Steu-
ersätze senken, staatliche Aufgaben
privatisieren und Regulierungen, so-
weit sie nicht der Korrektur oder der
Kompensation von Marktversagen die-
nen, aufheben. Dieser Race to the bot-
tom-Ansatz setzt ganz und gar auf die
allokativen Wirkungen des Systemwett-
bewerbs. Der Wettbewerb kann, wie es
der Nobelpreisträger für Wirtschafts-
wissenschaften Friedrich A. Hayek for-
mulierte, als Entdeckungsverfahren
verstanden werden. Es hilft den Regie-
rungen wie den Bürgern bei der Suche
nach effizienten institutionellen Arran-
gements. Aus dem Blickwinkel der Ver-
fechter eines „schlanken Staates“ ist
der Steuerwettbewerb effizient, weil er
erstens allokationsverzerrende Wirkun-
gen im Steuersystem aufdeckt und be-
seitigt und zweitens die Regierungen
zum sparsamen Umgang mit dem Geld
der Steuerzahler zwingt. Freilich: Bei al-
ledem geht es nicht nur um allokative
Ziele. Wer für niedrigere Steuersätze
oder geringere staatliche Regulierun-
gen plädiert, verbindet damit auch die
Hoffnung, dass er selbst möglichst viel
davon profitiert.

● Die pessimistische Sichtweise sieht hin-
gegen in dem schwindenden Einfluss
des Staates eine gravierende Fehlent-
wicklung. Denn die Globalisierung ver-
schiebt die Machtbalance von den natio-
nalen Regierungen zu den international
operierenden Unternehmen. Dieser Ent-
wicklung soll mit den verfügbaren Mit-
teln entgegengewirkt werden. Entspre-
chend soll die Position des Staates ge-

stärkt und sein Machtverlust anderwei-
tig kompensiert werden. Das Rezept
dazu ist die internationale Politikkoordi-
nation, und das heißt Absprachen zwi-
schen den nationalen Regierungen, um
den „Steuersenkungswettlauf“ zu been-
den, um „ungerechtfertigte Wechsel-
kursschwankungen“ zu verhindern oder
um das „Sozialdumping“ zu unterbin-
den. Zur Begründung wird angeführt,
dass anderenfalls mit negativen Auswir-
kungen auf die wirtschaftliche Entwick-
lung zu rechnen ist. So können durch
heftige Ausschläge bei den Wechselkur-
sen die Akteure auf Güter- und Finanz-
märkten die Orientierung verlieren.
Dennoch geht es auch und gerade um
verteilungspolitische Ziele. So sollen mit
einer Harmonisierung von Sozialstan-
dards, wie sie die Gewerkschaften der
reichen Industrieländer anstreben, in er-
ster Linie die Einkommen und die Ar-
beitsplätze bestimmter Arbeitnehmer-
gruppen gegen die Erosion durch den
Wettbewerb abgesichert werden.

Die Schlussfolgerungen daraus 
sind unterschiedlich

Die Unterschiede zwischen beiden Lö-
sungsansätzen sind evident: Beim ersten
Ansatz werden den Bürgern größere Frei-
heitsrechte eingeräumt – in der Erwar-
tung, dass diese in effizienter Weise davon
Gebrauch machen werden, um ihren
Wohlstand zu mehren. Beim zweiten An-
satz werden die Freiheitsrechte der Bürger
eingeschränkt, denn eine internationale
Politikkoordination läuft letztlich darauf
hinaus, den Eigentümern mobiler Produk-
tionsfaktoren die Exit-Option zu ver-
schließen. Um nichts anderes geht es näm-
lich, wenn etwa vorgeschlagen wird, uner-
wünschte kurzfristige internationale Kapi-
talbewegungen zu besteuern, um sie un-
attraktiv zu machen (Tobin-Steuer). Dabei
werden unter Umständen auch ökonomi-
sche Effizienzverluste in Kauf genommen.
Auf den ersten Blick mag es paradox er-
scheinen, dass viele Menschen Sympathie
für die zweite Strategie empfinden. So
finden Pläne für eine Vereinheitlichung
der Steuersätze, der Sozialstandards oder
der Regulierungsvorschriften großen Bei-
fall in der Öffentlichkeit. Die Erklärung
liegt darin, dass die breite Masse der
Wähler komplexe wirtschaftliche Zusam-
menhänge wie zwischen der Höhe der
Steuersätze und der Investitionsbereit-
schaft der Unternehmen nicht durch-
schaut. Der amerikanische Politikwissen-
schaftler Anthony Downs12 hatte schon
vor fast einem halben Jahrhundert darauf
hingewiesen, dass der Durchschnitts-
wähler im Grunde ein ignoranter Wähler
ist. Seine Ignoranz kann von den Politi-
kern leicht ausgebeutet werden, und
davon machen diese ausgiebig Gebrauch.
Ein beliebtes Mittel ist die gezielte Desin-
formation: Die Folgen eigener Fehler oder
Versäumnisse werden gern fremden
Mächten wie den internationalen Konzer-
nen oder den internationalen Spekulan-
ten in die Schuhe geschoben. Auf diese
Weise gelingt es ihnen, eine schlechte Po-
litik als erfolgreich zu propagieren, zu-
mindest für einige Zeit.
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Vom Hoheitsstaat 
zum Konsensualstaat

Damit die Freiheitsrechte der Bürger ge-
wahrt werden, muss sich der Staat in der
„mobilen Welt“ um einen Konsens mit
ihnen bemühen. Effizientes Staatshandeln
ist also nur durch deren Mitwirkung mög-
lich. Das ist das große Thema, das James
Buchanan und Georg Tullock, zwei Mitbe-
gründer der Neuen Institutionen-
ökonomie, in ihrem Buch The Calculus of
Consent: Logical Foundations of Constitu-
tional Democracy13 angestimmt haben. Sie
zeigen dort, dass man die Beziehungen
zwischen dem Staat und seinen Bürgern in
Analogie zum Marktprozess beschreiben
kann. Im Markt stehen sich in der Regel
zwei gleichberechtigte Partner gegenüber,
von denen jeder etwas erhalten möchte,
was der andere besitzt. Im Markt kommt
ein Tausch nur zustande, wenn sich beide
Seiten über die Modalitäten einigen – die
Tauschpartner schließen explizit oder im-
plizit einen Vertrag. Ein solcher Vertrag
kann, wenn eine Reihe von Bedingungen
erfüllt sind, effizient und einer einseitigen
gesetzlichen Regelung überlegen sein.14

Im Einklang mit diesen Überlegungen hat
Dieter Schmidtchen von der Ablösung des
souveränen Hoheitsstaates durch den ko-
operativen Konsensualstaat gesprochen:
Regierungen können nicht länger, per
odré de mufti entscheiden, sondern sie
müssen sich, um handlungsfähig zu blei-
ben, anderer Mittel bedienen. Dazu
gehören insbesondere drei: die Verhand-
lung, der Vertrag und die Kooperation.
Ein Beispiel für konsensuales Staatshan-
deln liefert beispielsweise der Regulie-
rungsvertrag, der in den sogenannten
Netzwerkindustrien zunehmend eine
Rolle spielt. So gibt im Telekommunika-
tionssektor die staatliche Regulierungs-
behörde nur noch Rahmenbedingungen
vor, die die Anbieter mit effizienten Lö-
sungen ausfüllen können. Die Behörde
greift allenfalls schlichtend ein, falls die
Selbstregulierung versagt.

Schwachpunkte

Doch man darf sich nichts vormachen: Es
fällt schwer, daran zu glauben, dass sich
die Beziehungen zwischen dem Staat und
seinen Bürgern vornehmlich oder gar aus-
schließlich durch Kooperation und unter
Verzicht auf einseitige Machtausübung
regeln lassen. Der Staat als die Gemein-
schaft aller Bürger ist kein Club, bei dem
ein Vorstand nach dem Willen der Mitglie-
der die Geschäfte führt. So ist die Vorstel-
lung, dass sich etwa beide Seiten ohne
Vorbehalte über redistributive Ziele ver-
ständigen könnten, reichlich naiv. Die
neue Ordnungstheorie besitzt aus meiner
Sicht drei elementare Schwachpunkte, für
die es keine einfache Lösung gibt:
● Sie kann erstens die Tatsache nicht ig-

norieren, dass Verträge nicht immer
vollkommen und mithin schwer durch-
setzungsfähig sind. Es gibt Vertragsty-
pen – sie werden in der ökonomischen
Literatur als relational bezeichnet –, bei
denen Leistung und Gegenleistung
zeitlich weit auseinanderfallen, so dass
nicht alle Eventualitäten vertraglich

vorab fixiert werden können. Solche
Verträge beinhalten für beide Partner
große Risiken: Wenn sich die Dinge an-
ders entwickeln als vorhersehbar, mag
es ein Partner für opportun empfinden,
den Vertrag nachträglich aufzukündi-
gen. Dem anderen Partner entstehen
dann Kosten, die er nicht wieder he-
reinholen kann. Zwar gibt es Mechanis-
men zur Durchsetzung auch solcher
Verträge (wie Geiselnahme oder Repu-
tationsverlust), aber diese sind nicht
immer wirksam. Es gibt Situationen, in
denen es für den Einzelnen unvorteil-
haft ist, sich kooperativ zu verhalten.

● Sie arbeitet zweitens mit einem einzel-

wirtschaftlichen Effizienzbegriff, der in
einer Hinsicht unbefriedigend ist: Wich-
tige gesellschaftliche Ziele wie das Stre-
ben nach sozialer Gerechtigkeit oder
nach sozialer Sicherheit haben dort kei-
nen Platz. Denn sie betrachtet einen
Ausgangszustand als gegeben und
problematisiert ihn nicht. Dahinter ver-
birgt sich ein schwer akzeptables Wert-
urteil über die bestehende Einkom-
mens- und Vermögensverteilung: Diese
gilt als gerecht. Soziale Gerechtigkeit
wird allein durch Wohlstandsmaximie-
rung definiert – die Größe des Kuchens
ist entscheidend, nicht seine Verteilung.

● Sie vernachlässigt drittens die Auswir-
kungen vertraglicher Vereinbarungen
auf Außenstehende. Nicht immer ist die
Senkung von Transaktionskosten ge-
samtwirtschaftlich effizient, wenn sie
nämlich den Vertragspartnern die Mög-
lichkeiten gibt, Verträge auf Kosten
Dritter zu schließen. Die Ordnungs-
theorie der „Freiburger Schule“ hatte

dieses Thema in den Mittelpunkt ge-
stellt. Sie hatte gezeigt, dass die Frei-
heitsrechte der Bürger nicht nur durch
den Staat, sondern auch durch andere
Bürger bedroht werden. So kann der
Wettbewerb im Markt durch Anbieter-
koalitionen eingeschränkt werden. Ent-
sprechend hatte sie Regelungen zu sei-
nem Schutz gefordert. Zwar können
solche Regelungen auch von Privaten
getroffen werden (Selbstregulierung),
wie das in der Praxis bereits geschieht.
Aber dazu kommt es häufig nur, wenn
der Staat ein glaubhaftes Drohpoten-
tial aufbaut. Ein Beispiel dafür ist die
Selbstverpflichtung in der Aerosol-In-

dustrie, die Produktion von FCKW ein-
zuschränken. Selbstregulierungssyste-
me stoßen freilich an Grenzen. Schuld
daran ist das sogenannte Gefangenen-
dilemma. Es besagt: Im Kollektiv stehen
sich alle am besten, wenn sich jeder an
die vereinbarten Regeln hält. Aber ein
einzelner steht sich besser, wenn er die
Regeln bricht. Das geht freilich nur so
lange, wie die anderen stillhalten. Die
Folge ist, dass konsensuales Verhalten
im Kollektiv nicht ohne Überwachung
und Sanktionen möglich ist.

Handlungsmuster und 
Lösungsmöglichkeiten

Was folgt aus alledem? Es gibt offenbar
keine einfache Lösung für ein komplexes
Problem: Die Neue Ordnungstheorie lie-
fert keine eindeutigen Kriterien, um ent-
scheiden zu können, unter welchen Vor-
aussetzungen der Systemwettbewerb
einem Land Vorteile bringt und unter wel-
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chen nicht. Und schon gar nicht liefert sie
praktikable Rezepte, wie sich nationale
Regierungen gegen unerwünschte Folgen
des Systemwettbewerbs schützen können.
Sie kann nur einige Abwägungshilfen
geben. Diese lassen sich an einem Koordi-
nationssystem ablesen, in dessen vier
Quadranten die verschiedenen Hand-
lungsmöglichkeiten angegeben sind. Die
vertikale Achse beschreibt dabei die Be-
wertung des Systemwettbewerbs an Hand
eines gesamtwirtschaftlichen Zielsystems,
die horizontale Achse den Handlungs-
spielraum nationaler Regierungen:
● Überall dort, wo der Systemwettbe-

werb positive Wirkungen zeigt, dürfte
es vorteilhaft sein, wenn Regierungen
auf Regelungen verzichten. Sie sollten
statt dessen auf den Wettbewerb als
Entdeckungsverfahren setzen – in der
begründeten Annahme, dass private
Akteure effizientere Lösungen finden
als die staatliche Bürokratie. Das gilt
auch dort, wo nationale Regierungen
über relativ große Handlungsmöglich-
keiten verfügen, also dort, wo sie nicht
mit der Abwanderung mobiler Produk-
tionsfaktoren rechnen müssen. Denn
das Risiko ist groß, dass sie Regelungen
treffen, die zu ineffizienten Lösungen
führen.

● Bei negativen Wirkungen des System-
wettbewerbs müssen hingegen natio-
nale Regierungen gegenhalten – immer
vorausgesetzt, dass sie dazu in der Lage
sind. Anderenfalls müssen sie sich um
eine Abstimmung auf internationaler
Ebene bemühen.16 Dies ist, wie die Er-
fahrung zeigt, alles andere als leicht,
weil in der Regel zwischen den Regie-
rungen Interessengegensätze beste-

hen. So ist es innerhalb der EU bisher
nicht gelungen, gemeinsame Grundsät-
ze für die Besteuerung von Kapitaler-
trägen zu verabschieden. Internationa-
le Politikkoordination sollte sich auf die
Formulierung von Minimalregeln be-
schränken, um nicht den Systemwett-
bewerb auszuschalten.17

In der globalen Welt gleicht die nationale
Wirtschafts-, Steuer- und Sozialpolitik zu-
nehmend einem Balanceakt. Sie muss
ständig jonglieren – damit einerseits der
Wettbewerb zwischen den verschiedenen
Regelwerken nicht behindert wird und
andererseits ihr der notwendige Hand-
lungsspielraum bleibt.
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etwaige Reaktionen der mobilen Produktionsfakto-
ren ins Kalkül einbeziehen. Vgl. William Nordhaus
(1995). Locational Competition and the Environment:
Should Countries Harmonize Their Environmental Po-
licies? In Horst Siebert (ed.), Locational Competition
in the World Economy. Symposium 1994. Tübingen:
261–287.

17 Vgl. dazu Henning Klodt (1999). Internationale Poli-
tikkoordination: Leitlinien für den globalen Wirt-
schaftspolitiker. Kieler Diskussionsbeiträge 343, Mai.
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Die Globalisierung muss immer wleder als
Ausrede für Fehlentwicklungen im eige-
nen Land und für gescheiterte Reforman-
läufe herhalten. Das lässt sich in der Bun-
desrepublik u.a. an den Beispielen Steuer-
reform, Subventionsabbau und Rentenre-
form aufzeigen. Das mobile Kapital kann
nur schwer besteuert werden, es sei
denn, man bietet ihm Gegenleistungen,
dle ihren Preis wert sind – z. B. in Form
von Infrastruktur und gut funktionieren-
den Institutionen. Von daher geht von der
Globalisierung ein enormer Reformdruck
aus. Alle Politikbereiche müssen im Zel-
chen der Globalisierung auf den Prüf-
stand, nicht um hier Kahlschlag zu betrei-
ben, sondern um bestehende Einrichtun-
gen leistungsfähiger zu machen. Red.

Ein Ablenkungsmanöver der Politik

Im Zusammenhang mit der Globalisierung
wird die Frage gestellt, ob es zu einer Ent-
machtung der nationalen Regierungen
bzw. zu einer Globalisierung der Wirt-
schaftspolitik komme. Die Frage wird un-
terschiedlich ausgedrückt: Werden die
wirtschaftlichen Bedingungen zuneh-
mend von den multinationalen Konzer-
nen bestimmt und die Regierungen ge-
geneinander ausgespielt, wenn die natio-
nalen Regierungen nicht zu einer abge-
stimmten Steuer-, Sozial-, Umwelt- und
sogar Lohnpolitik kommen? Entgleiten
den nationalen Regierungen die traditio-
nellen politischen Handlungsmöglichkei-
ten, d. h. werden ihnen die finanziellen
Mittel verweigert, weil es sowohl für
Investoren als auch für Manager, leitende
Angestellte und Arbeitnehmer leichter
geworden ist, sich den Belastungen durch
Abgaben und Regulierungen zu entzie-
hen?
Anders gewendet: War die Strategie des
seinerzeitigen Bundesfinanzministers La-
fontaine richtig, die internationalen Zu-
ständigkeiten für die Wirtschaftspolitik im
Finanzministerium zu konzentrieren und
sich um eine international abgestimmte
Geld- und Währungspolitik zu bemühen,
also feste Wechselkurse zwischen den
Währungsblöcken anzustreben, das Wirt-
schaftswachstum mit Zinssenkungen in
möglichst vielen Ländern zu unterstützen,
einen ruinösen Lohnwettbewerb und
Steuerwettbewerb (race to the bottom)
zu verhindern? Oder wird mit diesen

Bemühungen vom Versagen der Politik
abgelenkt und versucht, sich einer wirksa-
mer gewordenen Kontrolle durch die Bür-
ger und durch international handelnde
und vergleichende Unternehmen zu ent-
ziehen? Fürchten die Politiker, dass das
Zurückschrecken vor echten Reformen,
das Anbieten von Scheinlösungen und die
kurzsichtige Bedienung der Interessen der
eigenen Klientel schonungslos offenge-
legt werden?

Kann mobiles Kapital 
besteuert werden?

Grundsätzlich besteht keine Möglichkeit,
Kapital zu besteuern, wenn es hinrei-
chend Investitionsmöglichkeiten in Staa-
ten gibt, die das Kapital nicht besteuern
und wenn die Unternehmen auf diese
Standorte ausweichen können. Das gilt
auch für den Fall, dass Kapital zwar
grundsätzlich besteuert wird, aber vielfäl-
tige kompensierende Hilfen gewährt wer-
den, z.B. in der Form von Investitions- und
Ansiedlungshilfen, eines Steuermorato-
riums oder einer Steuerstundung.
Aber Kapital lässt sich in dem Maße be-
steuern, in dem an einem Standort beson-
dere Leistungen geboten werden, z.B.
eine besonders gute Infrastruktur, Rechts-
sicherheit, gute Bildungs- und Forschungs-
einrichtungen. Man sollte aber exakter
davon sprechen, dass von den Unterneh-
men lediglich eine angemessene Gegen-
leistung für Infrastrukturleistungen ver-
langt werden kann, die ihnen zugute
kommen. Die Steuer nimmt dann im We-
sentlichen den Charakter einer Gebühr für
öffentliche Leistungen an.
Geht die Besteuerung über das Entgelt für
die Infrastruktur und andere öffentliche
Leistungen hinaus, kann man Kapital nur
noch besteuern, wenn es kompensierende
Vorteile an dem Standort gibt, z.B. niedri-
ge Löhne. Aus der Kapitalbesteuerung
wird dann eine Besteuerung der Arbeit;
denn in dem Umfang, in dem höhere
Steuern verlangt werden, müssen in die-
sem Fall geringere Löhne akzeptiert wer-
den. Andernfalls wandert ein Teil des Ka-
pitals ab, bis wieder eine hinreichende Ka-
pitalrendite erzielt wird. Abzug von Kapi-
tal heißt geringere Kapitalausstattung der
Arbeitsplätze, geringere Produktivität der
Arbeitnehmer und letztlich geringere
Löhne oder Arbeitslosigkeit. Die Klage
über Globalisierungswirkungen ist vor
allem eine Klage über wirtschaftliches
Denken und Mobilität der Investoren –
immer in der Furcht, im eigenen Land
seien die Bedingungen zu wenig attraktiv

und die Investoren würden abwandern
und nicht zuwandern.
Der Versuch, immobiles statt mobiles Ka-
pital zu besteuern, führt nicht weit, weil
letztlich alle Investitionen mobil sind. Als
immobiles Kapital sind auf mittlere Sicht
nur die Grundflächen anzusehen. Selbst
Gebäude „werden mobil“, wenn Moder-
nisierungs-, Ersatz- und Neubaumaßnah-
men anstehen.

Den Konsum, nicht die 
Kapitalbildung besteuern

Die Tatsache, dass Kapital nicht nennens-
wert besteuert werden kann, ist nicht zu
bedauern, weil die Doppelbesteuerung
ohnehin nicht gerechtfertigt ist. Die nor-
malen Sparzinsen und die entsprechen-
den Kapitalerträge sollten nicht besteuert
werden. Die Zinsbesteuerung verzerrt die
Konsumentscheidungen zugunsten des
Gegenwartskonsums und verringert das
Kapitalangebot. Der sinnvolle Ansatz für
die „Einkommensteuer“ ist der Konsum in
der jeweiligen Periode, d.h. die Entnahme
aus dem Wirtschaftskreislauf, nicht das
Sparen und Investieren bzw. die Erträge
daraus. Eine solche konsumorientierte
Einkommensteuer hätte den Vorteil, dass
mehr Kapital gebildet und der Eindruck
vermieden würde, der Staat könne die Ar-
beitnehmer entlasten, indem er das Kapi-
tal stärker besteuerte – eine Option, die
der Staat gar nicht hat.
In der Politik wird bislang nicht der Weg
beschritten, auf eine konsumorientierte
Besteuerung überzugehen und damit auf
die Besteuerung normaler Kapitalerträge
zu verzichten. Vielmehr wird versucht, sich
international abzustimmen, um „Besteue-
rungslücken“ zu schließen und die Vor-
aussetzung für eine wirksame Besteue-
rung von Kapitalerträgen sicherzustellen.
Diese Bestrebungen sind praktisch erfolg-
los geblieben.
Bei der Frage der Kontrolle des hochmobi-
len Finanzkapitals wird auf das große Vo-
lumen der Kapitalbewegungen und mög-
liche destabilisierende Wirkungen hinge-
wiesen. Vergessen wird meist, dass es sich
um ein sehr leistungsfähiges System der
Kapitalallokation handelt, das von Ge-
winnerwartungen gesteuert wird. Inter-
nationale Organisationen und Staatenge-
meinschaften haben eher zur Destabilisie-
rung beigetragen, indem sie bei soge-
nannten Schuldenkrisen mit Steuergel-
dern eingreifen, um Schuldner zu stützen
und damit die Kapitalgeber vor Verlusten
zu schützen. Durch diese Eingriffe werden
die Risiken der Kapitalanleger verringert,
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und von dieser Seite entsteht der ver-
ständliche Wunsch, die Staaten auch an
den Erträgen zu beteiligen. Besser wäre es
aber, das Verlustrisiko mit öffentlichen
Mitteln zu verringern. Das würde zur
Folge haben, dass einzelne Staaten weni-
ger Darlehen bekommen bzw. höhere Zin-
sen zahlen müssen (Risikoaufschläge).
Dann gäbe es weniger Anlass, öffentliche
Mittel (Subventionen) durch eine Besteue-
rung zurückzuholen.

Die Möglichkeiten zur Steuerflucht
sind begrenzt

Eine Teilfrage nach der Entmachtung der
Wirtschaftspolitik ist die Frage nach der
Entmachtung der nationalen Sozialpoliti-
ker und Umweltpolitiker. Das kommt in
Begriffen wie Sozialdumping, Lohndum-
ping und Umweltdumping zum Ausdruck.
Die Klage, hohe Sozial-, Lohn- und Um-
weltstandards könnten wegen der Globa-
lisierung nicht erreicht werden, mag auch
eine bequeme Ausrede sein.
Richtig ist: Auch im sozialen Bereich wird
die Auswirkung der Globalisierung in
dem Sinne erkennbar, dass die Mobilität
der Bürger zunimmt, wenn auch
zunächst nur in bestimmten Schichten
und vor allem in grenznahen Regionen.
Für die Sozialpolitiker in einem National-
staat wird es dadurch schwerer, soziale
Wohltaten zu finanzieren, die von den
Steuerzahlern und Beitragspflichtigen als
unangemessen und ungerechtfertigt an-
gesehen werden. Ein Teil der Bürger, die
mit den Kosten einer solchen Umvertei-
lungspolitik belastet werden sollen, ent-
zieht sich der als zu hoch empfundenen
Last durch Abwanderung, durch eine Be-
schäftigung an Standorten mit geringe-
ren Abgabenlasten.
Aber die Möglichkeiten der Wanderung
und des flexiblen Wechsels der Beschäfti-
gungsstandorte sind begrenzt und bislang
eher eine latente als eine reale Bedrohung
der nationalen Politik. Die Wanderungs-
motive beziehen sich nach wie vor
hauptsächlich auf den Beruf und das Ein-
kommen und weniger auf die Steuern
und Soziallasten. Im Übrigen sind die na-
tionalen Sozialsysteme nur schwer zu ver-
gleichen. Ob der Saldo aus allen Unter-
schieden der Steuerlast, Sozialabgaben
und sozialen Leistungen über die gesamte
Lebensdauer positiv oder negativ ist,
wenn man in ein anderes Land abwan-
dert, ist schon bei den heute gültigen Re-
gelungen kaum zu ermitteln. Wie sich die
Steuer- und Sozialsysteme in den nächsten
Jahrzehnten weiterentwickeln, ist kaum
prognostizierbar. Die Sozialpolitiker kön-
nen sich zumindest heute noch nicht da-
rauf berufen, dass bestehende Probleme
in den Sozialsystemen eine Folge der Glo-
balisierung seien. Die sozialen Probleme
werden nicht von außen verursacht, son-
dern sie sind hausgemacht und müssen
national gelöst werden. Die Sozialsysteme
werden massiv durch die Abwanderung in
die Schattenwirtschaft, durch Arbeitszeit-
verkürzungen und durch überzogene
Leistungsansprüche gefährdet, nicht
durch Abwanderung in andere Länder.
Die Probleme sind hausgemacht und
selbstverschuldet. Die Globalisierungsdis-

kussion bietet eine willkommene Ver-
schleierung der Zusammenhänge.

Entmachtung der nationalen Politik
durch Regionalisierung?

Eine Gegenthese zur Entmachtung der na-
tionalen Politik durch Globalisierung
heißt Entmachtung der nationalen Politik
durch Regionalisierung. Der Ministerpräsi-
dent von Nordrhein-Westfalen weist dar-
auf hin, dass sein Land wesentlich stärker
im Wettbewerb mit Belgien und den Nie-
derlanden stehe als mit Sachsen, Bayern
und Brandenburg. Nach dieser These do-
miniert der Standortwettbewerb zwi-
schen den Regionen. Es wird von einer Re-
naissance der Standorttheorie und der Re-
gionalpolitik gesprochen. Dabei wird da-
rauf verwiesen, dass die Unternehmen
sich weltweit an Standortmerkmalen ori-
entierten wie zum Beispiel an kommuna-
len und staatlichen Rahmenbedingungen:
Infrastruktur, verfügbare erschlossene Flä-
chen, Rechtssicherheit, politische Stabi-
lität, Steuern, Sozialabgaben, Umweltauf-
lagen, kulturelle Einrichtungen, Bildung
und Ausbildung, Forschung; an Arbeits-
marktbedingungen: Qualifikation, Löhne,
Lohnzusatzkosten, Arbeitszeiten, Arbeits-
zeitflexibilität, Kündigungsschutz; am
Wirtschaftsklima: Einstellung zu Unter-
nehmen, Verteilungsstreitigkeiten, sozia-
ler Friede.
Das sieht nach einer Aufwertung des Bür-
germeisterwettbewerbs aus, nach einer
größeren Kompetenz der Kommunen und
Regionen in wirtschaftlichen Fragen.
Ohne die Rolle der Kommunen im Wett-
bewerb um Investitionen und Arbeitsplät-
ze schmälern zu wollen: Sie sind zwar für
Standortunterschiede innerhalb des Lan-
des zuständig, aber der größte Teil der
oben genannten Standortbedingungen
wird vom Nationalstaat bestimmt. Auch
innerhalb der Europäischen Union behält
die nationale Wirtschaftspolitik ihre vor-
herrschende Stellung und damit auch die
Verantwortung für die wirtschaftliche
Entwicklung. Daran ändert auch die
Währungsunion nur wenig. Letztlich
macht es keinen großen Unterschied, ob
eine unabhängige, auf Stabilität ausge-
richtete Geldpolitik für eine Nation oder
für mehrere Staaten betrieben wird.
Daran ändern auch die Europäischen Be-
schäftigungsprogramme wenig, denn in
ihnen werden die wichtigsten Bedingun-
gen für die Überwindung der Arbeitslo-
sigkeit, nämlich die Regulierung der Ar-
beitsmärkte, die ineffizienten und über-
frachteten Sozialsysteme, die hohe Steu-
erlast und die ausgeuferte Staatstätigkeit
gar nicht angesprochen.
Festzuhalten bleibt, dass der weltweite
Standortwettbewerb die einzelnen Staa-
ten zunehmend zwingt, eine qualitativ
hochwertige Gegenleistung für die Steu-
ereinnahmen, insbesondere für Steuern
von Unternehmen, zu erbringen. Staaten,
die diesen Wettbewerb nicht annehmen,
werden international zu den Verlierern
gehören, weil sie die Investoren nicht für
sich gewinnen können. Es sind aber
hauptsächlich die Nationalstaaten, deren
Wirtschaftspolitik gefragt ist, weniger ein-
zelne Regionen innerhalb der Staaten.

Eine marktwirtschaftliche Ordnung
ist an klare Regeln und Grundsätze
gebunden

Die nationale Wirtschaftspolitik muss sich
wieder stärker an Grundsätzen orientie-
ren und allgemeine Regeln vorgeben
statt laufend unkalkulierbare Ad-hoc-
Entscheidungen zu treffen. Walter
Eucken hat sich große Verdienste erwor-
ben, weil er die konstituierenden Bedin-
gungen für eine marktwirtschaftliche
Ordnung formuliert hat. Dieser ord-
nungspolitische Ansatz läuft stark darauf
hinaus, den Politikern Zurückhaltung auf-
zuerlegen, sie von unmittelbaren Eingrif-
fen abzuhalten. Man könnte auch sagen:
Der ordnungspolitische Ansatz ist poli-
tikfeindlich, weil er dem Aktionismus der
Politiker im Wege steht. In seinem Buch
Grundsätze der Wirtschaftspolitik, das bis
zu seinem Tod im Jahre 1952 nahezu voll-
endet war, nennt Eucken folgende konsti-
tuierende Prinzipien der Wettbewerbs-
ordnung:
● funktionsfähiges Preissystem,
● Währungsstabilität,
● offene Märkte (Wettbewerb),
● Privateigentum,
● Vertragsfreiheit,
● Haftung (Verantwortung) und
● Konstanz der Wirtschaftspolitik.
Mit Blick auf die Umweitprobleme sollte
man das Prinzip „Begrenzung externer Ef-
fekte“ hinzufügen.
Aufgrund der massiven Ausweitung der
staatlichen Aktivitäten kommt dem
Grundsatz, nach dem der Staat keine
Tätigkeiten an sich ziehen darf, die im
Wettbewerb von Privaten vorgenommen
werden können, ein ganz besonderes
Gewicht zu. Der Staat und die Kommu-
nen müssen energisch an das
Subsidiaritätsprinzip erinnert werden.
Eine Staatsquote in der Nähe von 50 %
lässt erkennen, inwieweit der Staat die
Aufgaben und Verantwortung der priva-
ten Haushalte und der Unternehmen an
sich gezogen hat. Besonders wichtig in
einem marktwirtschaftlichen System ist
der Vertrauensschutz. Der Bürger muss
sich darauf verlassen können, dass die
Bedingungen, unter denen er Entschei-
dungen über seine Ausbildung, Berufs-
wahl oder Investitionen trifft, von Notfäl-
len abgesehen grundsätzlich nicht
nachträglich zu seinen Ungunsten geän-
dert werden.

Das Beispiel Wohnungspolitik

Ein gutes Beispiel sind Investitionen im
Wohnungsbau. In diesem Sektor fördert
jeder jeden. Es gibt praktisch keinen
Haushalt, der nicht gefördert wird oder
gefördert wurde, sei es über die Eigen-
heimförderung über Abschreibungsver-
günstigungen für Mietwohnungen, über
den sozialen Wohnungsbau und das
Wohngeld oder über die Modernisie-
rungs- und Stadterneuerungsförderung.
Das Fördervolumen und die Förderkon-
zepte werden laufend geändert. Ganz
besonders schädlich sind die ständigen
Eingriffe in die Bedingungen für private
Investoren durch Veränderungen des
Mietrechts und des Steuerrechts. Der In-
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vestor muss sich für einen extrem langen
Zeitraum von 50 und mehr Jahren festle-
gen. Seine Entscheidungsrevisionsfristen
sind sehr lang, d.h. er kann diese Ent-
scheidung nur in dem Maße und in dem
Tempo revidieren, in dem die Mittel
zurückfließen und Reinves-
titionsentscheidungen anstehen. Sein Ka-
pital steckt über Jahrzehnte in einem Ge-
bäude, und er kann nachträglichen staat-
lichen Belastungen nicht ausweichen.
Selbst die Instandhaltungsinvestitionen
können nicht mehr unterlassen werden,
ohne erhebliche Renditeeinbußen zu ris-
kieren. Politiker können die Investitions-
bedingungen dagegen innerhalb einer
Legislaturperiode oder sogar in kürzeren
Fristen wesentlich verändern. Soweit sie,
wie mit der Einschränkung der Verlust-
verrechnung im Steuerentlastungsgesetz
nachträglich in die Renditebedingungen
eingreifen, zerstören sie Vertrauenskapi-
tal. Eine Folge kann Abwanderung von
Kapital in Länder sein, in denen die Wirt-
schaftspolitik als verlässlicher einge-
schätzt wird.

Der Sozialpolitik ins Stammbuch 
zu schreiben

Wegen der großen Bedeutung der Sozial-
politik wäre es dringend notwendig, sich
an klaren sozialpolitischen Grundsätzen
zu orientieren. Dazu gehören:
● das Bedürftigkeitsprinzip, d.h. Sozial-

leistungen müssen an die Bedingung
geknüpft werden, dass die Bedürftig-
keit der Empfänger geprüft wird,

● die Gleichbehandlung, d.h. alle Bürger
mit gleichen Merkmalen sollten die
gleichen sozialen Leistungen In An-
spruch nehmen können. Auf soziale
Leistungen sollte ein Rechtsanspruch
bestehen. Programme, mit denen ein
Teil der sozialen Zielgruppe gefördert
werden kann, während die übrigen
Personen leer ausgehen, haben mit So-
zialpolitik wenig zu tun,

● keine höhere Belastung künftiger Ge-
nerationen,

● die Trennung von Sozialpolitlk und
wirtschaftlichen Tätigkeiten, d.h. keine
Sozialpolitik über die Preise wie etwa in
der Agrarpolitik, weil die wirtschaftli-
chen Aktivitäten fehlgelenkt werden
(Produktion von Überschüssen), und

● klare Begriffe und eine klare Abgren-
zung, z.B. zwischen Versicherung und
Sozialpolitik.

In den großen staatlich organisierten Si-
cherungssystemen sollte man nicht von
einer Sozialversicherung sprechen, son-
dern allenfalls von sozialen Elementen in
der jeweiligen Versicherung. Eine nach
dem Äquivalenzprinzip organisierte Versi-
cherung, in der den gezahlten Beiträgen
eine gleichwertige Versicherungsleistung
gegenübersteht, ist keine Sozialversiche-
rung, auch wenn es um die Renten, Ar-
beitslosigkeit oder Krankheit geht. Hier
werden Risiken durch Beitragszahlungen
abgesichert, ohne dass eine Umverteilung
zwischen den Versicherten notwendig
wäre. In diesem Sinne wäre auch jede
Haftpflichtversicherung eine Sozialversi-
cherung, weil sie den Versicherten vor
dem finanziellen Ruin schützt.

Die Treffsicherheit der Umverteilung
hat sich ständig verschlechtert

In der Sozialpolitik kommt es dagegen auf
die Leistung zugunsten sozialer Zielgrup-
pen, also auf die Umverteilung zu Lasten
der übrigen Gruppen an. Die Umvertei-
lung innerhalb der großen gesetzlichen
Versicherungen war zwar auch im We-
sentlichen sozialpolitisch motiviert. Es sind
aber zunehmend andere Motive für die
Begünstigung einzelner Gruppen hinzu-
gekommen, und die Steuerzahler sind
immer stärker für eine Subvention aller
Versicherten in Anspruch genommen wor-
den. Die soziale Treffsicherheit der Umver-
teilung hat sich ständig verschlechtert,
weil das Arbeitseinkommen des Haus-
haltsvorstands nicht mehr als hinreichen-
der Maßstab für die Unterstützungswür-
digkeit angesehen werden kann, so dass
unter dem Anspruch des Sozialen immer
häufiger zwischen Haushalten mit glei-
chen Merkmalen oder sogar in der
falschen Richtung umverteilt wird. Die
tatsächliche Bedürftigkeit, die soziale Not-
lage, wird in den Versicherungssystemen
gar nicht überprüft.
Indem Politiker von einer Sozialversiche-
rung oder von einer sozialen Maßnahme
sprechen, setzen sie darauf, dass die Men-
schen damit Hoffnungen und Erwartun-
gen verbinden, die gar nicht eingelöst
werden und vielfach nur dazu dienen, von
den wahren Inhalten und Wirkungen 
abzulenken. Einzelne Gruppen, die aus-
schließlich ihre egoistischen Interessen
verfolgen, haben gelernt, dies im Namen
der sozialen Gerechtigkeit zu tun. Ledig-
lich die Sozialhilfe und das Wohngeld
werden nach einigermaßen verlässlichen
sozialen Kriterien gezahlt. Die meisten So-
zialprogramme, wie Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen, Programm für 100 000 Ju-
gendliche usw., verstoßen in eklatanter
Weise gegen soziale Grundsätze und
gegen das Gleichbehandlungsprinzip.
Konfuzius gab einem Fürsten auf die
Frage, was der Meister erwarte, wenn je-
mand die Regierung ausübe, folgende
Antwort:
„Sicherlich die Richtigstellung der Begrif-
fe. Wenn die Begriffe nicht richtig sind, so
stimmen die Worte nicht, stimmen die
Worte nicht, so kommen die Werke nicht
zustande; kommen die Werke nicht zu-
stande, so gedeiht Moral und Kunst nicht;
gedeiht Moral und Kunst nicht, so treffen
die Strafen ein; treffen die Strafen ein, so
weiß das Volk nicht, wohin Hand und Fuß
setzen. Darum sorge der Edle, dass er
seine Begriffe unter allen Umständen zu
Worte bringen kann und seine Worte
unter allen Umständen zu Taten machen
kann. Der Edle duldet nicht, dass in seinen
Worten irgend etwas in Unordnung ist.
Das ist es, worauf es ankommt.“1

Die Globalisierung muss für 
Reformunfähigkeit herhalten

Für die stärkere Bindung an verlässliche
Regeln und das Aufbauen von Vertrauens-
kapital sind Reformen dringend erforder-
lich. Nicht zu Unrecht wird in Deutschland
von einem Reformstau gesprochen. Ein
Großteil der Folgen der Reformunwillig-

keit und Reformunfähigkeit wird zu Un-
recht der Globalisierung zugerechnet. Ei-
nige Reformen werden durch Urteile des
Bundesverfassungsgerichts oder des Bun-
desfinanzhofs erzwungen. Beispiele dafür
sind Vorgaben für die Vermögensteuer,
die Erbschaftsteuer, die Höchstgrenzen
der Besteuerung, den Einkommensteuer-
freibetrag, den Kinderfreibetrag, das
Gebot der Gleichbehandlung von Kindern
in allen Familien (Kinderbetreuungskos-
ten) und die Gleichbehandlung der Ein-
künfte aus Unternehmen und sonstiger
privater Tätigkeit. Neben diesen verfas-
sungsrechtlich vorgegebenen Rechtsände-
rungen sind einige andere Reformen be-
sonders dringlich. Unter den Fachleuten
gibt es darüber keinen grundsätzlichen
Streit, wenn auch Meinungsunterschiede
in der konkreten Ausgestaltung bestehen.

Beispiel Steuerreform

Die einfache Grundidee einer Steuerre-
form besteht darin, Privilegien und Aus-
nahmen zu beseitigen, d.h. die Steuerba-
sis zu verbreitern, und die Steuersätze
massiv zu senken. Der Schwerpunkt der
Entlastung muss bei den Investitionen,
d.h. bei der Schaffung von Arbeitsplätzen,
liegen. Steuerliche Belastungen, die bei
Selbständigen bis zu 62 % – einschließlich
der Kirchensteuer bis zu 66 % – des Ein-
kommens reichen, zerstören wirtschaft-
lich sinnvolle Verhaltensweisen und ver-
hindern das Entstehen von Arbeitsplät-
zen. Wenn zu wenig Arbeitsplätze ange-
boten werden, ist das ein Zeichen für zu
geringe Investitionen und zu hohe Ar-
beitskosten. Deshalb kann die Lösung
nicht darin bestehen, Investitionen stärker
zu besteuern, um den Arbeitnehmern (die
einen Arbeitsplatz haben) mehr Kaufkraft
zur Verfügung zu stellen. Es geht vielmehr
darum, mehr Menschen in eine Beschäfti-
gung zu bringen und jedem Menschen,
der länger arbeiten möchte, dies zu er-
möglichen. Dadurch steigen das Steuer-
aufkommen sowie das Beitragsaufkom-
men der Versicherungssysteme, und die
Steuersätze (und Beitragssätze) können
gesenkt werden.
Der Ansatz, die Steuersätze nur für Unter-
nehmen zu senken, zielt zwar auf den 
ersten Blick in die richtige Richtung, aber
neben den kaum überwindbaren Abgren-
zungsproblemen entsteht eine nicht ver-
tretbare Diskriminierung der Selbständi-
gen und der Investitionen von Privaten.
Konsequent wäre der oben erwähnte
Übergang auf eine konsumorientierte
Einkommensteuer, bei der alle Investitio-
nen entlastet würden. Dieses Konzept ist
leider noch nicht in den politischen Mei-
nungsbildungsprozess vorgedrungen, und
es stößt auf ideologisches Unverständnis,
weil zwar Unternehmensgewinne, aber
keine normalen Zinserträge besteuert
würden.

Beispiel Subventionsabbau

Eine kräftige Senkung der Steuersätze
und eine Verringerung staatlicher Akti-
vitäten im privatwirtschaftlichen Bereich
erfordern ein Zurückschneiden der staatli-
chen Ausgaben. Deshalb muss der Abbau
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von Steuervergünstigungen durch einen
durchgreifenden Abbau von Subventio-
nen ergänzt werden. Das Kieler Institut
für Weltwirtschaft schätzt die wirtschafts-
schädlichen Subventionen auf etwa 340
Mrd. DM jährlich. Die Dimension wird
schlagartig sichtbar, wenn man folgende
Verbindung herstellt: Würden diese Sub-
ventionen eingestellt, brauchte in
Deutschland keine Lohn- und Einkom-
mensteuer erhoben zu werden.
Der Vorschlag von Bundesfinanzminister
Eichel, die Ausgaben des Bundes im Jahr
2000 um 30 Mrd. DM zu kürzen, zeigt in
die richtige Richtung. Aber die Ankündi-
gung, alle Hilfen in Ostdeutschland von
den Kürzungen auszunehmen und im Ge-
genteil diese Förderung eher noch auszu-
weiten, ist schon der erste Verstoß gegen
das Prinzip, alle Subventionen vorbehalt-
los zu überprüfen. Sobald die ersten Aus-
nahmen gemacht werden, bricht die über-
zeugende Idee schnell in sich zusammen,
nämlich alle Privilegien abzubauen und
dafür alle Bürger durch Steuersenkungen
zu entlasten. Es gibt keinen Zweifel, dass
auch ein Teil der Subventionen in Ost-
deutschland überprüfungsbedürftig ist.

Beispiel Rentenreform 

Angesichts der bereits eingetretenen Ver-
längerung der Lebenserwartung und des
Rückgangs der Geburtenraten treibt die
gesetzliche Rentenversicherung in eine
schwere Krise, wenn nicht umgehend ein-
schneidende Reformen eingeleitet wer-
den. Notwendig sind Änderungen der
Rentenformel, so dass die Verlängerung
der Lebenserwartung nicht zu höheren
Belastungen der nachfolgenden Genera-
tionen führt. Außerdem müssen die An-
sprüche an die Rentenversicherung in
dem Maße verringert werden, in dem die
Geburtenrate unter eins bleibt, in dem
also der Anteil der Beitragszahler ab-
nimmt. Auch hier ist es nicht fair, der nach-
folgenden Generation höhere Beitrags-
sätze zuzumuten, statt selbst einen Teil
der Altersvorsorge durch eigenes Anspa-
ren oder Beiträge zu Lebensversicherun-
gen usw. sicherzustellen.
Es war ein großer Fehler, die leichte Abfla-
chung des Rentenanstiegs zu Beginn die-
ses Jahres rückgängig zu machen und
damit eine bescheidene Berücksichtigung
der zunehmenden Lebenserwartung in
der Rentenformel wieder auszusetzen.
Die gegenwärtigen Rentner gehören zu
der am stärksten begünstigten Gruppe in
der Entwicklungsgeschichte der gesetzli-
chen Rentenversicherung. Ein verringerter
Rentenanstieg wäre nicht nur zumutbar,
sondern aus Gründen der Fairness gegen-
über den Beitragszahlern dringend gebo-
ten.

Die Subvention der Rentenversicherung
und entsprechende Erhöhungen der
Mehrwertsteuer und Ökosteuer sind ein
falscher Weg, weil die notwendigen Re-
formen hinausgeschoben oder unterlas-
sen werden. Es ist auch nicht einzusehen,
warum beispielsweise die Selbstständi-
gen, die eine eigene Altersvorsorge auf-
bauen müssen, zur Finanzierung der Ren-
ten aus der gesetzlichen Rentenversiche-
rung herangezogen werden. Statt die
Rentner an der Finanzierung ihrer eige-
nen Renten zu beteiligen, wäre es ehrli-
cher und einfacher, die Renten langsamer
zu erhöhen. Immer wenn es nicht unmit-
telbar um eine soziale Absicherung geht,
sollte jeder Bürger angemessene Beiträge
für die beanspruchten staatlichen Leistun-
gen zahlen oder (teilweise) auf die Lei-
stungen verzichten und selbst vorsorgen.

Für eine beschäftigungsorientierte
Lohnpolitik

Den meisten Menschen leuchtet unmittel-
bar ein, dass nicht mehr verteilt werden
kann als produziert wird; oder auf den Zu-
wachs bezogen, dass die Löhne nur in
dem Maße erhöht werden können, wie
die Produktivität zunimmt. Das gilt aller-
dings auch nur, wenn im Ausgangszu-
stand alle Arbeitskräfte beschäftigt sind,
wenn also keine unfreiwillige Arbeitslo-
sigkeit besteht.
In Zeiten hoher Arbeitslosigkeit muss die
Erhöhung der Stundenlöhne deutlich hin-
ter der Produktivitätsentwicklung zurück-
bleiben, damit auch die weniger produkti-
ven Arbeitskräfte eine Chance auf einen
Arbeitsplatz erhalten. Eine entsprechende
Lohnformel, die ich im Jahre 1995 vorge-
schlagen habe, berücksichtigt diesen Zu-
sammenhang. Sie lautet:
„Die Löhne können entsprechend der Pro-
duktivitätssteigerung abzüglich eines hal-
ben Prozentpunktes für jeweils zwei volle
Prozentpunkte der Arbeitslosigkeit stei-
gen. Untergrenze sind die bestehenden
Löhne.“2

Besonders wichtig wäre es, sich grundsätz-
lich auf eine solche mittelfristig einzuhal-
tende beschäftigungsorientierte Lohnpo-
litik zu verständigen. Die Abschläge bei
der Lohnsteigerung sind um so geringer,
je mehr sich die Beschäftigung der Vollbe-
schäftigung nähert. Im Kern handelt es
sich um die weitgehend akzeptierte pro-
duktivitätsorientierte Lohnpolitik; hier
nur unter Berücksichtigung der Arbeitslo-
sigkeit. Es geht um eine Zurückhaltung bei
der Lohnsteigerung, nicht um Lohnsen-
kungen, wie manchmal behauptet wird.
Das bedeutet, dass auch die Kaufkraft der
Arbeitnehmer weiter steigt, insbesondere
wenn die Beschäftigung zunimmt und
auch einzelne Beschäftigte mehr Stunden

arbeiten können. Steigende Löhne im
Sinne steigender Monatseinkommen kön-
nen sich somit selbst bei stagnierenden
Stundenlöhnen ergeben, nämlich durch
die zusätzlichen Arbeitsstunden. Hinzu
kommt der oben erwähnte Effekt, dass
die Abgabenlast verringert werden kann,
weil sie sich auf mehr Beschäftigte und
mehr Arbeitsstunden verteilt. Für Investo-
ren kommt es darauf an, dass der Tarif-
partner bereit ist, sich in etwa an eine sol-
che lohnpolitische Regel zu halten, die ge-
eignet ist, an Marktbedingungen mit
hohem Beschäftigungsstand heranzu-
führen. Es geht also wieder um die Stabili-
sierung von Erwartungen und den Abbau
von Risiken, die unnötige Kosten verursa-
chen.

Globalisierung erhöht den Druck 
auf die Wirtschaftspolitik

Die Liste der Reformvorschläge ließe sich
erweitern um die Bereiche Arbeitslosen-
versicherung, gesetzliche Krankenversi-
cherung, Pflegeversicherung, Bildungs-
und Ausbildungswesen, Wohnungspolitik
usw. Die Globalisierung erhöht den Druck
in Richtung einer effizienten Wirtschafts-
politik, auf ein preiswertes Angebot an öf-
fentlichen Gütern, wobei unter „preis-
wert“ eine niedrige Abgabenlast gemes-
sen an den öffentlichen Leistungen zu ver-
stehen ist. Die Furcht der Politiker, die Be-
steuerungs- und Abgabenbasis zu verlie-
ren, wenn sie Maßnahmen durchführen,
die auf eine geringe Akzeptanz stoßen,
oder wenn sie lediglich Mittel zugunsten
von Interessengruppen umverteilen, ist
berechtigt, d. h. sie werden schneller und
härter für eine schlechte Politik bestraft
als in Zeiten mit geringer Mobilität und
hohen Grenzhürden. Das Argument gilt
aber auch in der umgekehrten Richtung:
Wer eine kluge effiziente Politik betreibt
und gute Leistungen für das Geld der
Steuerzahler bietet, wird aufgrund der
geöffneten Grenzen und der Globalisie-
rung schneller und höher belohnt. Mobi-
les Kapital wandert gerne in Länder mit
soliden öffentlichen Leistungen und ver-
lässlichen Rahmenbedingungen. Aber es
ist viel schwerer, Glaubwürdigkeit und
Verlässlichkeit aufzubauen, als Vertrauen
zu verspielen.

Literaturhinweise
1) Kirsch, Guy, und Mackscheidt, Klaus: China – Ord-

nungspolitik in einem konfuzianischen Land. Baden-
Baden 1988, S. 22

2) Die Einzelheiten sind näher erläutert in Eekhoff, 
Johann: Beschäftigung und soziale Sicherung. Tübin-
gen. 2. Auflage 1998, S. 48–58.
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Haben wir im Bereich der Wirtschaft zu
wenig oder zu viel Staat? Muss der Staat
immer wieder eingreifen, weil der Markt
versagt und unerwünschte Ergebnisse
bringt – oder sind es die staatlichen Inter-
ventionen in den Markt, die uns die 
Probleme erst schaffen? Ganz gleich, ob
es sich dabei um Fehlallokationen von
Produktionsfaktoren, um Ressourcen-
verschwendung, Umweltbeeinträchti-
gungen, ungerechte Verteilung oder Ar-
beitslosigkeit handelt. Für beide Positio-
nen, um die gegenwärtig gestritten wird,
gibt es gute Argumente dafür und dage-
gen. Zunächst einmal muss geklärt wer-
den, welche Faktoren überhaupt auf wel-
che Weise wirtschaftliche Prozesse beein-
flussen und welche Eigengesetzlichkeiten
politische Institutionen entwickeln. Letz-
lich jedoch handelt es sich um eine falsche
Alternative. Was wir brauchen, ist viel-
mehr eine intelligente Einfügung des öf-
fentlichen Sektors in ein vernetztes Ge-
samtsystem von Natur, Gesellschaft und
Wirtschaft. Das zu erreichen, kann nur das
Ergebnis von Suchprozessen sein, die auf
eine optimale Kombination von staatli-
chen und marktlichen Aktivitäten abzie-
len. Vorbilder liefert uns die Natur selbst,
eine „Firma“, die in Milliarden Jahren
noch nie pleite gemacht hat. Red.

Begründung für die Staatstätigkeit

„Der tradierte Staat als besonderes Wesen
ist am Ende“1. Mit dieser Diagnose bringt
Carl Böhret das inzwischen allgemein ver-
breitete Unbehagen in Bezug auf die
Problemlösungsfähigkeit des Staates auf
den Punkt. In der Kritik stand der Staat
schon immer. Dass inzwischen vom Staats-
versagen gesprochen wird, reflektiert eine
neue Qualität der Problemlage, wird
damit doch der Staat in seiner wirtschaftli-
chen Rolle als Ganzes auf den Prüfstand
gestellt.
Die Frage, weshalb brauchen wir einen
Staat, kann philosophisch, historisch, so-
ziologisch, rechts- und politikwissen-
schaftlich oder aus eben ökonomischer
Warte angegangen werden. Ganz im
Sinne der Arbeitsteilung der Wissenschaf-
ten, die auf dem Weltbild Newtonscher
Prägung basiert – die Wirklichkeit ist in
Teile zerlegbar – geht die traditionelle
Wirtschaftswissenschaft der Frage nach
den Begründungen für Staatstätigkeit aus

ökonomischer Warte nach. Der Analyse-
rahmen ist weit gespannt. Er umfasst:
● die mikroökonomische Perspektive und

hier einerseits die normative Theorie
des Marktversagens, andererseits die
neue politische Ökonomie, die ver-
sucht, Staatstätigkeit endogen zu er-
klären.

● die makroökonomische Perspektive mit
den beiden bekannten Strömungen der
neoklassischen Theorie und der keyne-
sianisch geprägten Theorie.

Vor dem Hintergrund der zahlreichen Fa-
cetten innerhalb der verschiedenen Theo-
rieströme werde ich im ersten Teil meiner
Ausführungen auf die Ursachen für
Marktversagen und die daraus resultie-
renden Begründungen für staatliche Akti-
vität eingehen. Daran anschließend und
darauf aufbauend, greife ich verschiede-
ne Versionen des Staatsversagens auf.
Schließlich will ich im dritten Teil einige
Gedanken zur sich wandelnden Rolle des
Staates aus der Sicht neuerer Entwicklun-
gen in der Ökonomie anfügen.

Marktversagen im Falle 
öffentlicher Güter

Verstärkt durch den Zusammenbruch der
Systeme zentraler Planung besteht bei
aller Vielfalt ökonomischer Auffassungen
Einigkeit darüber, dass der Markt das
Problem der Koordination der unter-
schiedlichen wirtschaftlichen Aktivitäten
und Interessen der Akteure am besten re-
gelt. Theoretisch ausgedrückt: das Markt-
modell der vollkommenen Konkurrenz
führt zur optimalen Allokation der Res-
sourcen. Es gilt das Primat des Marktes.
Einigkeit besteht aber auch, dass der
Markt nicht in jedem Falle Ergebnisse lie-
fert, die einzel- oder gesamtwirtschaftlich
erwünscht bzw. als notwendig oder als
wohlfahrtsmaximierend angesehen wer-
den. Mit den Ursachen dafür, dass es sol-
che Fälle gibt, befassen sich die Begrün-
dungen für Marktversagen.
Marktversagen liegt vor, wenn Güter un-
beschränkt vielen Individuen zur Verfü-
gung stehen und niemand – eben auch
diejenigen, die nicht bezahlen – vom Kon-
sum ausgeschlossen werden kann. Diese
öffentlichen Güter sind durch zwei Merk-
male charakterisiert:
Erstens gilt das Nichtausschlussprinzip, d.h.
potentielle Nachfrager können von der In-
anspruchnahme des Gutes nicht ausge-
schlossen werde. Zweitens besteht keine
Rivalität unter den Nachfragern des Gutes.

Nichtausschließbarkeit oder Nonrivalität
sind gegeben, weil es sich um Güter han-
delt, die beispielsweise in ihrem Angebot
unteilbar sind. So kann beispielsweise die
Landesverteidigung von jedermann in An-
spruch genommen werden, ohne dass er
oder sie dafür in persönlicher Zurechnung
ein Entgelt zu entrichten hätte.
Wenn jemand ein Gut in Anspruch neh-
men kann, ganz gleich, ob er dafür be-
zahlt oder nicht, so wird er als Eigeninte-
resse verfolgender Nutzenmaximierer2

seine Zahlungsbereitschaft nicht bekun-
den. Er wird eine free-rider-position ein-
nehmen3. Diese Möglichkeit des Trittbrett-
fahrerverhaltens begründet dann auch,
dass die Produktion solcher Güter un-
terbliebe, wenn der Staat nicht dafür
Sorge tragen würde, dass diese Güter an-
geboten werden. Der Markt versagt hier.
Während diese öffentlichen Güter – schon
weil es kaum mehr typische Beispiele wie
die Landesverteidigung gibt – relativ un-
strittig dem Aufgabenbereich des Staates
zugerechnet werden, geraten wir mit der
zweiten und allen weiteren Ursachen des
Marktversagens bereits mitten in die De-
batte um die Staatstätigkeit.

Marktversagen bei „natürlichen 
Monopolen“

Der Markt versagt auch im Falle natürli-
cher Monopole. Hierbei handelt es sich
um die Fälle, bei denen ein einzelner An-
bieter die nachgefragte Menge zu niedri-
geren Kosten bereitstellen kann, als es
jede größere Zahl von Unternehmen zu
leisten vermag. Man spricht in diesem
Falle von einem natürlichen Monopol4.
Natürliche Monopole sind auf Unteilbar-
keiten zurückzuführen, die in den meisten
Fällen sinkende Durchschnittskostenfunk-
tionen begründen5.
Dieser Fall liegt beispielsweise bei der lei-
tungsgebundenen Versorgung, also beim
Stromnetz oder dem Telephonnetz, vor.
Die regionalen Monopole in der Strom-
versorgung oder das Monopol im Tele-
kommunikationsbereich wurden früher
hieraus begründet. Inzwischen haben sich
sowohl in der Wissenschaft als auch in der
praktischen Politik die Ansichten geän-
dert. So wird der Deregulierungsprozess
im Telekommunikationsbereich und – ge-
rade beginnend – bei den Stromversor-
gungsunternehmen aus dem Argument
begründet, die Monopole auf die Bereit-
stellung der Netzinfrastruktur zu be-
schränken6 und seitens des Staates zu si-
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chern, dass vorhandene Marktzugangs-
barrieren abgebaut und die Errichtung
neuer Marktzugangsbarrieren verhindert
werden.

Marktversagen bei der Zurechnung
„Externer Effekte“

Im Zentrum der Diskussion steht die Be-
gründung von Marktversagen durch ex-
terne Effekte. Externe Effekte liegen vor,
wenn bei der Produktion oder auch dem
Konsum von Gütern Wirkungen auftre-
ten, die marktwirtschaftlich nicht abge-
golten werden7. Die auftretenden exter-
nen Effekte können dabei positiv oder ne-
gativ sein.
Ein positiver externer Effekt liegt vor,
wenn der private Ertrag kleiner als der so-
ziale Ertrag ist. In diesem Falle würde bei
reiner Marktsteuerung unter gesamtwirt-
schaftlichen Gesichtspunkten zu wenig
produziert. Beispielsweise entsteht bei
der Grundlagenforschung Wissen, das
sich die Zweckforschung zunutze machen
kann, verhindert die Impfung gegen Kin-
derlähmung, dass der Geimpfte als Träger
der Krankheit andere anstecken kann,
stellt Bildung die Voraussetzung für Un-
ternehmen dar, in denen Arbeitskräfte
auf Grundlage ihres durch Eltern, Schule,
Studium oder beruflicher Ausbildung er-
worbenen Humankapitals qualifizierte
Arbeitsleistungen zu erbringen vermö-
gen.
Positive Externe Effekte liefern somit die
Begründung, dass der Staat durch Subven-
tionierung oder eigene Bereitstellung
(zum Nulltarif oder aber zumindest zu
einem Höchstpreis) für eine Aufwertung
des Marktergebnisses sorgt.
Negative externe Effekte bedeuten sozia-
le Kosten, die im Wirtschaftskalkül des
Verursachers nicht berücksichtigt werden
und dafür von Dritten in Form von Mehr-
aufwendungen oder realen Schäden ge-
tragen werden müssen. Da der private Er-
trag jetzt höher ist als der soziale, wird
von dem betreffenden Gut unter gesamt-
wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu viel
produziert. Standardbeispiele in der Öko-
nomie bilden die vielfältigen Umweltschä-
den, in Form von Umweltverschmutzun-
gen:
● Die Verunreinigung der Luft infolge der

Industrie und Autoabgase mit den be-
kannten Folgeschäden in Bezug auf die
Gesundheit der Menschen, Tiere, Pflan-
zen und Wälder.

● Der Verschmutzung der Flüsse, Seen
und Meere durch industrielle Abwässer
mit den negativen Folgewirkungen bei-
spielsweise für die Fischbestände und
damit die Fischereiwirtschaft oder auch
die Trinkwasserversorgung.

● Lärmbelästigungen durch Industrie und
Verkehr mit negativen Folgewirkungen
für die Gesundheit.

Vor- und Nachteile beim Versuch, 
externe Effekte zu internalisieren

Üblicherweise werden beim Vorliegen
derartiger externer Effekte staatliche Ein-
griffe damit begründet, sie zu internalisie-
ren. Das diskutierte Maßnahmenbündel
reicht von

● Verboten bzw. Geboten, bzw. Auflagen
und dem Haftungsrecht

● über Steuern und Abgaben
● oder Zertifikatslösungen, in Form von

handelbaren Umweltrechten,
● der Subventionierung bis zur
● eher privatwirtschaftlichen Verhand-

lungslösung (Coase Theorem).
Über die Vor- und Nachteile der verschie-
denen staatlichen Eingriffsmöglichkeiten
zur Internalisierung externer Effekte ist
viel geschrieben und heftig diskutiert
worden. Für die Fragestellung Marktver-
sagen oder Staatsversagen sind die fol-
genden Aspekte von Interesse:
● In modernen Industriegesellschaften ist

die Zahl der Aktivitäten mit positiven
oder negativen Folgewirkungen prak-
tisch unendlich groß. Aus diesem Be-
gründungszusammenhang sind den
staatlichen Eingriffen fast keine Gren-
zen gesetzt.

● Externe Effekte lassen sich in vielen Fäl-
len überhaupt nicht quantitativ mes-
sen, weil sie qualitative Verschlechte-
rungen darstellen.

● Auch wenn eine Quantifizierung mög-
lich ist, lassen sich externe Effekte in
vielen Fällen nicht genau messen, was
zur Bestimmung des Umfangs der Inter-
nalisierungsmaßnahmen notwendig
wäre. So besteht die Gefahr, dass die
staatliche Aktivität am Ziel der optima-
len Allokation vorbeisteuert, was von
manchen Autoren als Staatsversagen
qualifiziert wird.

● Eine Internalisierung durch staatlichen
Eingriff setzte viertens auch voraus,
dass eine eindeutige Zuordnung des
Verursachers von externen Effekten
notwendig ist. Das Problem der Zuord-
nung wird besonders deutlich bei den
globalen Umweltproblemen wie bei-
spielsweise den Klimaveränderungen,
die sich eben nicht auf einfache, lineare
Ursachen-Wirkungsketten zurück-
führen lassen.

Bevor die eher mikoökonomische Be-
trachtungsebene verlassen wird, scheint
es mir angebracht, ein gewisses Zwi-
schenfazit zu ziehen. Die bisher be-
handelten Fälle des Marktversagens
basieren auf der Analyse der Auswirkun-
gen, mit denen zu rechnen ist, falls die
Wirklichkeit vom Marktmodell der voll-
kommenenen Konkurrenz abweicht. Da
unsere realen Märkte aber nur in Aus-
nahmefällen dem Modell der voll-
kommenen Konkurrenz auch nur eini-
germaßen entsprechen, kann aus der
Theorie des Marktversagens keine klare
Abgrenzung zwischen notwendiger
Staatsaktivität und freier Marktaktivität
abgeleitet werden. So wird in jedem Ein-
zelfall entschieden und diskutiert wer-
den müssen, inwieweit ein Markt im
Großen und Ganzen funktionsfähig ist
oder ob ein Ausmaß des Marktversagens
vorliegt, das staatliche Intervention er-
forderlich macht. Reglementiert der
Staat einen Markt, obwohl eine Interven-
tion nicht notwendig angesehen wird
oder sind die Ergebnisse des Eingriffs sei-
tens des Staates sogar als schlechter ein-
zustufen, also kontraproduktiv, dann
liegt eine mögliche Form des Staatsversa-
gens vor.

Bedarf der Markt prinzipiell 
der Korrektur, wie die Keynesianer
meinen?

Hinreichend bekannt und – wenngleich
nicht mehr dominierend – weiterhin rele-
vant ist die Grundhypothese der keynesia-
nischen oder fiskalistischen bzw. nachfra-
georientierten Wirtschaftspolitik. Ihre
Grundhypothese lautet: Der Markt ten-
diert von sich aus nicht zu einem Gleichge-
wicht bei Vollbeschäftigung. Hiernach
werden die realen Instabilitäten in der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung, insbe-
sondere die Beschäftigungskrise, auf die
Funktionsbedingungen des Marktes zu-
rückgeführt, werden insofern als Markt-
versagen identifiziert und begründen
staatliche Eingriffe. Dem Staat kommt die
Aufgabe zu, steuernd, konkret durch anti-
zyklisches Verhalten, in den Wirtschafts-
ablauf einzugreifen. Von Seiten der Ange-
botstheorie wird die Gültigkeit der Grund-
hypothese dieser nachfrageorientierten
Wirtschaftspolitik allerdings in Zweifel ge-
zogen.
Damit sind wir bei dem noch immer aktu-
ellen wirtschaftspolitischen Diskurs zwi-
schen Nachfrage- und Angebotstheoreti-
kern. Denn nach Ansicht der Angebots-
theoretiker führen gerade die staatlichen
Interventionen zu den gesamtwirtschaftli-
chen Instabilitäten, begründen somit ein
Staatsversagen. Und damit bin ich beim
zweiten Teil meiner Ausführungen, den
Argumenten für Staatsversagen ange-
langt.

Oder führen die Interventionen des
Staates erst zu Marktversagen?

Die Theoretiker einer angebotsorientier-
ten Wirtschaftspolitik führen die Instabi-
litäten der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung und insbesondere die hohe Ar-
beitslosigkeit gerade auf den sich im indu-
striellen Entwicklungsprozess immer wei-
ter ausdehnenden Interventionsstaat
zurück. Arbeitslosigkeit wird zum Prob-
lem der Flexibilisierung der Löhne und der
Deregulierung am Arbeitsmarkt. Zu den-
ken ist hierbei an die Diskussionen um die
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, die
Arbeitsschutzgesetze oder den Kündi-
gungsschutz8.
Aber nicht nur gesamtwirtschaftlich, son-
dern auch auf einzelnen Märkten werden
Beispiele für Marktversagen, das in staatli-
chen Interventionen begründet ist, ange-
führt:
Die Agrarpolitik in der EG: Das hauptsäch-
liche Ziel der Agrarpolitik besteht in der
Einkommenssicherung der Landwirte. Als
Mittel zu diesem Zweck werden jedoch
nicht direkte Einkommenstransfers ge-
währt, sondern ein kompliziertes System
von staatlich garantierten Mindestpreisen,
regulierten Abgabemengen der Produ-
zenten, kontrolliertem Marktzutritt und
gefördertem Marktaustritt praktiziert.
Liegt nun beispielsweise der Mindestpreis
über dem Marktpreis, so kommt es bei
normaler Funktionsweise des Marktes zu
einer Überproduktion, die sich in den be-
kannten „Butter- und Fleischbergen“ bzw.
den „Milch- und Weinseen“ niederschlägt.
Die Ursache des Marktversagens liegt hier
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eben nicht in der Funktionsweise des
Marktes, sondern in der staatlichen Inter-
vention durch Vorgabe zu hoher – eben
nicht-markträumender – Mindestpreise
und den daraus resultierenden Fehlent-
wicklungen, durch die neue Regulierungs-
maßnahmen begründet werden. Donges
spricht hier vom Staatsversagen9.
Der soziale Wohnungsbau: Ziel des sozia-
len Wohnungsbaus ist es, das vorhandene
Angebot an Mietwohnungen zu erhöhen,
um insbesondere die einkommensschwa-
che Bevölkerung mit Wohnraum zu ver-
sorgen. An Stelle der Subjektförderung
(Wohngeld) „wird in der wirtschaftspoliti-
schen Praxis aber vorwiegend eine Ob-
jektförderung betrieben: Der Staat sub-
ventioniert den Bau und den Unterhalt
von Wohnungen, die dann zu einer Miete
an einen als bedürftig eingestuften Perso-
nenkreis vergeben werden, die deutlich
unter den Kosten für diese Wohnung
liegt“10. Fehlende Anreize für eine wirt-
schaftliche Bauweise sowie Fehlbelegun-
gen von Sozialwohnungen, die auch
durch die relativ niedrige Fehlbelegungs-
abgabe weiter bestehen, lassen auch hier
ein Staatsversagen konstatieren11.
Weitere Beispiele, die in der Literatur dis-
kutiert werden, sind das Gesundheitswe-
sen12, das Bildungssystem13 oder das Ver-
kehrssystem14. Jedes dieser Beispiele bietet
Stoff für Diskussionen, die den Rahmen
dieses Beitrags sprengen würden.

Eine „neo-merkantilistische“ 
Politik zur Verbilligung der 
zentralen Ressourcen

Vielmehr möchte ich hier auf einen weite-
ren – nicht so verbreiteten – Ansatz von
Jürg Minsch15 eingehen, der ebenfalls die
Hypothese stützt, der Staat rufe durch
seine eigenen Eingriffe nachgerade
Marktversagen hervor.
„Der moderne Staat legitimiert seine Exi-
stenz aus wirtschaftlicher Sicht zum Teil
gerade durch die Schaffung zentraler
Marktversagen. Mit ihnen gestattet er die
Durchsetzung stets steigender Ansprüche
an die Natur – und gegen die Natur“.16

Diese – wie Minsch es ausdrückt – neo-
merkantilistische Politik der Verbilligung
der Zentralressourcen hat eine lange Tra-
dition, die bis in die Zeit des Absolutismus
zurück reicht. Dabei handelt es sich
1. um die Politik der Energiegarantie. Aus

dem Anspruch auf billige und ausrei-
chende Energieversorgung resultiert
die Forderung an den Staat, eine auf-
tretende Lücke im Energieangebot
durch die Förderung der Energiepro-
duktion und Subventionierung neuer
Energiequellen zu schließen. „Diese
rein angebotsorientierte Konzeption …
übersieht, dass es im Rahmen einer
Marktwirtschaft nur unter der Bedin-
gung konstant tiefer Preise zu einer An-
gebotslücke kommen kann. Es ist je-
doch zentrale Aufgabe einer Markt-
wirtschaft, bei Nachfrageerhöhungen
mit Preiserhöhungen zu reagieren.“17

Höhere Preise bilden den Anreizmecha-
nismus für Angebotserweiterungen,
aber auch für Einsparungen und tech-
nologische Fortschritte zur Steigerung
der Energieeffizienz18.

2. Dies gilt ebenso für die Politik der Ma-
terialgarantie, d.h. dem Anspruch auf
ausreichende und billige Versorgung
mit Rohstoffen. Weltweit werden die
Rohstoffindustrien staatlich gefördert,
um so den Weltmarkt mit verbilligten
Rohstoffen beliefern zu können19.

3. Und es gilt für die Politik der Entsor-
gungsgarantie, d.h. die möglichst billi-
ge und reibungslose Abfallentsorgung.
Knappheiten wurde hauptsächlich mit
einer Erhöhung der Entsorgungskapa-
zitäten durch den Staat begegnet; 
Gebührenerhöhungen wurden nur bei
steigenden unmittelbaren Arbeits-
oder Kapitalkosten akzeptiert20.

4. Die Politik der Raumgarantie: Hierbei
handelt es sich um den Anspruch an
den Staat zur Befriedigung der steigen-
den Raumbedürfnisse durch eine Politik
der „geordneten, planvollen, aber doch
fortschreitenden Erschließung des
Raums im Dienste permanent steigen-
der Raumbedürfnisse“21.

5. Die Politik der Mobilitätsgarantie: Die-
ser Anspruch betrifft die Gewährleis-
tung einer immer größeren Mobilität
durch steten Ausbau der Verkehrswe-
ge22.

6. Schließlich die neuere Variante der Poli-
tik der Risikoübernahmegarantie. Hier
geht es um den Anspruch an den Staat,
die Last der von Privaten geschaffenen
technischen Großrisiken ab einer be-
stimmten Obergrenze zu übernehmen.
„Wichtigstes Beispiel ist die Haftungs-
begrenzung bei Atomenergieanla-
gen“23.

Die ökologischen Folgeprobleme dieser
neo-merkantilistischen Politik der Verbilli-
gung der Zentralressourcen sind bekannt.
Weniger wahrgenommen wird jedoch,
dass diese auch ihre Ursache in der Sub-
ventions- und Förderpraxis des Staates
bzw. seiner Infrastrukturpolitik haben.
Hieran anknüpfend möchte ich auf einen
zweiten Begründungsansatz für Staats-
versagen eingehen, der ebenfalls nicht so
verbreitet ist.

Auch das Staatliche Steuer- und 
Abgabesystem schafft Schieflagen

Ob bewusst oder unbewusst, beeinflusst
das staatliche Abgabesystem die Alloka-
tion und befördert auf diese Weise nach-
gerade gesamtwirtschaftliche und ökolo-
gische Problemlagen.
Hierbei geht es darum, wie die Ergebnisse
einer Studie im Auftrag der OECD schon
1994 zeigten24, dass die Steuer- und Abga-
besysteme der gesamten industrialisierten
Welt eine mehr oder minder große Schief-
lage in den Belastungswirkungen der Pro-
duktionsfaktoren Arbeit, Kapital und
Natur aufweisen. Nach eigenen Berech-
nungen25 stammen in Deutschland – bezo-
gen auf das Abgabenaufkommen in 1995
– circa 53 % des Finanzaufkommens aus
dem Einsatz des Faktors Arbeit, circa 8 %
aus dem Einsatz des Faktors Naturver-
brauch und ca. 11 % aus dem Einsatz des
Faktors Kapital26. Noch 1970 resultierten
aus dem Einsatz des Faktors Arbeit circa
44 %, aus dem Einsatz des Faktors Natur
12 % und dem Einsatz des Faktors Kapital
17 %. Dies zeigt, dass im Zeitablauf die re-

lative Belastung des Faktors Arbeit sogar
noch zugenommen hat, während der Fak-
tor Natur trotz steigendem Umweltbe-
wusstsein gleich belastet wurde.
Wie wird der Markt auf solche Preisverzer-
rungen reagieren? Er wird zumindest ver-
suchen, den relativ verteuerten Faktor Ar-
beit wegzurationalisieren, zugunsten von
naturverbrauchenden und/oder kapitalin-
tensiven Produktionsverfahren. Und hier
hat es sich gezeigt, der Markt hat funktio-
niert. Die Arbeitsproduktivität ist stetig
angestiegen, d.h. dasselbe Sozialprodukt
kann mit immer weniger Arbeitseinsatz
erstellt werden. Gestiegen ist aber auch
der Verbrauch an natürlichen Ressourcen,
und dieses Wachstum wird nicht nur durch
die Lenkungswirkung des Abgabesystems
befördert, sondern auch durch die Strate-
gie der Verbilligung der Zentralressour-
cen.
Die Folgen dieser durch den Staat beför-
derten Entwicklung haben wir vor Augen:
die Beschäftigungskrise und die ökologi-
sche Krise. Für beide Krisenherde suchen
wir händeringend Lösungen und sehen
nicht, dass die Staaten der industrialisier-
ten Welt in einem langfristigen, aber ein-
deutig gerichteten Prozess ihre Abgabe-
systeme und ihre Fördersysteme umbauen
müssen.
Dabei liegen diese Korrekturen in den Ab-
gabesystemen schließlich auch im ureige-
nen Interesse des Staates. Denn wenn ihm
die Erwerbsarbeit wegbricht, aus der er
sich ja hauptsächlich alimentiert, dann re-
duziert sich auch sein Steueraufkommen
und er gerät in eine Finanzkrise, wie wir
sie ganz aktuell gegeben haben.

Ist der Staat zur sinnvollen 
Intervention überhaupt geeignet?

Mit der These von der Ressourcenver-
schwendung durch Ineffizienzen im Bin-
nensystem des Staates wird ein ganzes
Bündel unterschiedlicher Ansätze der Er-
klärung von Staatsversagen zusammenge-
fasst:
Erstens die These, dass grundsätzlich die
Produktivität staatlicher Leistungserstel-
lung geringer ist als die der privatwirt-
schaftlichen27. Sie führt in den breiten und
tiefen wissenschaftlichen und politischen
Diskurs der Privatisierung öffentlicher Or-
ganisationen und Tätigkeiten28.
Zweitens die Zweifel, ob die staatlichen
Entscheidungsträger tatsächlich über die
relevanten Informationen verfügen, um
im Falle einer Fehlfunktion des Marktes
ein besseres Allokationsergebnis zu erzeu-
gen29.
Drittens die Kritik am Staat als Regulator,
der – auch wenn er sich anfangs in der
Rolle des wohlwollenden Diktators gibt –
schon recht bald als Betreuer der Regulier-
ten versteht und deren Interessen zuneh-
mend zu den seinen macht (Capture-
Theorie).30

Viertens kann an dieser Stelle der Ansatz
der neuen politischen Ökonomie ange-
führt werden, in dem es nicht um die nor-
mative Betrachtungsweise – der die Theo-
rie des Marktversagens folgt – geht, son-
dern die auf Grundlage der Annahme ei-
gennütziger politischer Akteure politische
Prozesse und Handlungen zu erklären ver-
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sucht. Aus Sicht der normativen Theorie
liegt dann insofern Staatsversagen vor, als
„die Analyse der Anreizstruktur eigennüt-
zig handelnder Akteure zeigt, dass politi-
sche Entscheidungen den Empfehlungen
der Theorie des Marktversagens allenfalls
zufällig entsprechen. Aus diesem Grunde
stellen die Maßnahmen der praktischen
Wirtschaftspolitik häufig nicht die besten
Mittel zur Maximierung der gesellschaftli-
chen Wohlfahrt dar.“31 Im Ergebnis wird
ein pessimistisches Bild von der Funktions-
weise des politischen Systems konstatiert:
Individuelle Präferenzen vieler Bürger
bleiben unberücksichtigt, wohingegen es
einflussreichen Gruppen gelingt, ihre 
Partikularinteressen durchzusetzen. Nöti-
ge Problemlösungen werden durch 
sich gegenseitig neutralisierende Kräfte
blockiert oder durch Machterhaltungs-
strategien (Wiederwahlmotiv) verhindert.
„Bei dieser skeptischen Bewertung liegt
die Konsequenz nahe, diesem höchst im-
perfekten politischen Markt möglichst
viele Regelungsmaterien entziehen zu
wollen und die private Aufgabenerledi-
gung zu bevorzugen“32.
Auch die Politikwissenschaft thematisiert
Staatsversagen. Gemeint sind dabei die
strukturellen Steuerungsdefizite des Staa-
tes und solche im Staate. Dies bezieht sich
auf die Tatsache, dass sich in speziellen Po-
litikfeldern bürokratisch-industrielle Ko-
alitionen gebildet haben, die man vor-
nehm als policy-network und böse als Filz
bezeichnen kann (Jännike)33.
„Es handelt sich um informelle Instanzen
der Vorentscheidung, die im Vorfeld par-
lamentarischer Entscheidung tätig wer-
den und Probleme tendenziell da und nur
da aufgreifen, wo sie wachstumskonform
bearbeitet werden können. Heraus kom-
men Problemdefinitionen und Strategien,
die neue Budgets und neue Märkte ent-
stehen lassen.“34 Darüber hinaus haben
Bürokratien ein Interesse an der Dauer-
haftigkeit von Problemursachen. So findet
Politik selten als policy termination ein er-
folgreiches Ende35. Statt dessen kommen
zu alten Aufgaben neue hinzu, begrün-
den neue Institutionen, die mit Personal
und Finanzen ausgestattet werden müs-
sen. Und so erklärt sich das stetige Wachs-
tum der Staatsaufgaben und Staatsausga-
ben.
An diese politikwissenschaftliche Debatte
anknüpfend, sollen im dritten Teil einige
Überlegungen vorgetragen werden zur
Frage, wie sich die Debatte Staatsversagen
– Marktversagen aus Sicht der ganzheitli-
chen Ökonomie darstellt.

Gefragt sind ganzheitliche Lösungen

Im Systembild der ganzheitlichen Ökono-
mie erscheinen bislang unstrittige Merk-
male unseres wirtschaftlichen Fortschritts,
wie die hochgradige Arbeitsteilung, die
zunehmende Spezialisierung oder das Ex-
pertentum in einem neuen Lichte. Durch
Arbeits- und Aufgabenteilung werden
Strukturen zerlegt, isolierte Teilsysteme
wie beispielsweise der öffentliche Sektor
und die Privatwirtschaft oder innerhalb
des öffentlichen Sektors Gebietskörper-
schaften, einzelne Verwaltungen, Refera-
te, Abteilungen und Unterabteilungen

gebildet. Jedes dieser Teilsysteme versucht
für sich seine Prozesse nach seinem inter-
nen Zielsystem zu optimieren. Aus dem
mechanistischen Weltbild der traditionel-
len Ökonomie folgt aus der Realisierung
dieser Teiloptima auch ein Optimum für
das Gesamtsystem. So kommt es, dass der
Staatssektor als additives, speziell subsi-
diäres System zum Privatsektor beschrie-
ben und verstanden wird.
Im ganzheitlichen Systembild dagegen ist
das Ganze mehr als die Summe seiner
Teile, führen diese möglicherweise reali-
sierten Teiloptima keineswegs zu einer
Problemlösung für das Ganze.
Die isolierte Lösung (zunächst) des Alloka-
tionsproblems und (dann) der Vertei-
lungsfragen36, wie sie in der traditionellen
Ökonomie als machbar und optimal po-
stuliert werden, kann aus Sicht der ganz-
heitlichen Ökonomie nicht wegweisend
sein. Es kann auch nicht mehr um die Al-
ternative Marktlösung oder Staatsinter-
vention gehen. Vielmehr entstehen neue
Fragestellungen, wie beispielsweise die
Gestaltung des Zusammenwirkens staatli-
cher und marktlicher Aktivitäten oder die
intelligente Einfügung des öffentlichen
Sektors in das vernetzte Gesamtsystem
von Natur, Gesellschaft und Wirtschaft.

Von den Funktionsbedingungen
natürlicher Systeme lernen

Wie soll das geschehen und was ist intelli-
gent? Ein Patentrezept gibt es nicht, aber
Ideen und Vorbilder. „Vom bekannten
deutschen Biologen Frederic Vester
stammt die Feststellung, dass die Natur
die einzige Firma sei, die während rund 4
Mrd. Jahren nie Pleite gegangen sei. Ve-
ster schließt daraus, dass die Menschheit
gut beraten wäre, bei der Entwicklung
ihrer kulturellen Ökosysteme sich vom Bei-
spiel der Natur anregen zu lassen und ihre
Lehren zu befolgen“37. Sollten wir also
nicht aus den Funktionsbedingungen der
natürlichen Systeme für die Gestaltung
unseres Wirtschaftssystems einschließlich
der Gestaltung unseres Systems der Staats-
wirtschaft lernen? Und entspricht das
marktwirtschaftliche System nicht viel
eher den Funktionsbedingungen natürli-
cher Systeme als die Systeme zentraler Pla-
nung? Liegt die besondere Bedeutung des
marktwirtschaftlichen Systems vielleicht
nicht im Allokationsmechanismus, über
den, wie wir oben gesehen haben, viel ge-
stritten werden kann, sondern eben in
den Systemeigenschaften der Selbstorga-
nisation, der Indeterminiertheit und
damit Zukunftsoffenheit, der Wandelbar-
keit und Flexibilität? Liegen die Ursachen
dessen, was die traditionelle Theorie als
Staatsversagen oder auch als Marktversa-
gen thematisiert, nicht vielmehr darin,
dass wir neben dem marktwirtschaftli-
chen, sich ständig wandelnden indetermi-
nierten und irreversibel sich entwickeln-
den zukunftsoffenen System ein staatli-
ches, mechanistisches Großsystem ge-
schaffen haben, das im Grundsatz von der
Konstanz, Regelhaftigkeit und Determi-
niertheit der wirtschaftlichen Entwicklung
ausgeht, dass wir gegenüber der real ge-
gebenen Vernetztheit von Staat und Pri-
vatwirtschaft blind sind und so auch nicht

sehen können, dass die Strukturen, wie
wir sie heute haben, Ergebnis der Aktivitä-
ten von Staat und Markt sind?
Ich meine, eine wesentliche Zukunftsauf-
gabe ist die Umgestaltung des Staats-
systems: weg von der Staatsmaschinerie
hin zum lebendigen System. Im einzelnen
heißt dies:
● Weg vom obrigkeitsstaatlichen Den-

ken, vom Modell des Vater Staat38 hin
zum Rahmensetzer, vorsichtigen Len-
ker, Organisator, Moderator und Förde-
rer von Selbstorganisationsprozessen.

● Weg von der Fiktion, die Verwaltung
könne und müsse wie eine Maschine
funktionieren, in die politische Pro-
gramme eingegeben und nach forma-
len Logiken umgesetzt werden, hin zu
einer lebendigen Verwaltung, die krea-
tiv, wandelbar und flexibel Suchprozes-
se für Lösungen in Bezug auf die poli-
tisch gewünschten Ergebnisse initiiert.

● Weg von der bürokratischen Detailre-
gelung hin zur verstärkten Steuerung
über Rahmenbedingungen und Hand-
lungszusammenhänge.

● Weg von der Ausdehnung des Zentral-
staates hin zur Dezentralisierung, der
Stärkung der Autonomie im föderati-
ven System.

Dieser Umbau der Staatsmaschinerie hin
zu einem lebendigen System, das Optio-
nen für Selbstorganisationsprozesse eröff-
net, das sich in Abhängigkeit von der Ent-
wicklung in Gesellschaft, Wirtschaft und
Natur wandelt und auf diese einwirkt, ist
eine gewaltige Aufgabe., Ich habe hier
nur einige Punkte herausgegriffen39.
Aber so gewaltig diese Aufgabe erscheint,
sie ist keine Utopie. Der Typus des evolvie-
renden System – so folgert Böhret –, das
sich selbst in offener, oft diskontinuier-
licher Abfolge zu verändern vermag,
scheint ein übergreifendes, d.h. intradiszi-
plinäres Erklärungsmuster zu werden.40 In-
sofern glaube ich, dass wir uns in der Ge-
staltung unserer kulturellen und syntheti-
schen Systeme im Prozess eines Paradig-
menwechsels befinden, den man zunächst
vorsichtig mit Böhret als Selbstorganisa-
tionsparadigma bezeichnen könnte.
Die Fragestellung der Gestaltung stellt
sich in der Sichtweise der ganzheitlichen
Ökonomie nicht mehr in den Alternativen
Marktlösung oder Staatsintervention und
damit auch Marktversagen oder Staats-
versagen. Vielmehr geht es um einen
Suchprozess der Gestaltung des Zusam-
menwirkens staatlicher und marktlicher
Aktivitäten, um die intelligente Integra-
tion der Wirtschaft – d.h. der Marktwirt-
schaft, der Staatswirtschaft und nicht zu
vergessen, auch der Versorgungswirt-
schaft – in das Gesamtsystem von Gesell-
schaft und Natur.
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Mehr Wachstum – 
weniger Arbeitslose

Im Jahr 2000 geht es Europa wirtschaftlich
besser als im Jahr 1999. Das geht aus der
Konjunkturprognose der Organisation für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (OECD) hervor. Das Wirtschafts-
wachstum wird sich beschleunigen, und
die Arbeitslosigkeit wird leicht zurückge-
hen – so die Experten der OECD. Spitzen-
reiter beim Wirtschaftswachstum wird Ir-
land sein, wo das Bruttoinlandsprodukt
real um 6,7 Prozent zunehmen dürfte. Es
folgen Luxemburg (plus 3,8 Prozent),
Finnland (plus 3,6 Prozent) und Griechen-
land (plus 3,5 Prozent). Deutschland befin-
det sich mit 2,3 Prozent im unteren Ende
der europäischen Prognose-Skala. – Was
die Arbeitslosigkeit angeht, so sieht es in
Spanien (wie auch schon in den Jahren
zuvor) mit Abstand am schlimmsten aus.
Die Arbeitslosenquote wird im Jahr 2000
zwar spürbar sinken, aber immer noch
über 16 Prozent liegen. Das heißt: Jeder
sechste Spanier, der arbeiten kann und
will, hat keine Beschäftigung. Am besten
läuft es in Luxemburg mit einer Arbeitslo-
senquote von drei Prozent. Deutschland
schneidet mit zehn Prozent relativ
schlecht ab. Globus

Bär
Urhebe
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Wettbewerb muss organisiert, Regeln un-
terworfen und kontrolliert werden. Ange-
sichts der zunehmenden Globalisierung
sind die Nationalstaaten hierzu kaum
noch imstande. Gefragt sind heute inter-
nationale Vereinbarungen, die einen fai-
ren Wettbewerb möglich machen, Han-
delshemmnisse beseitigen, Sicherheit für
Investitionen gewährleisten, aber auch
soziale und ökologische Mindeststan-
dards garantieren. Zur Handels- und
Wettbewerbsordnung, zur Währungs-
und Finanzordnung muss also eine inter-
nationale Sozialordnung als Korrektur-
und Schutzmechanismus hinzukommen.
Da Wettbewerbsbeschränkungen nicht
nur von staatlicher Seite ausgehen, müs-
sen Vereinbarungen getroffen werden,
die Macht von Unternehmen als „global
players“ zu kontrollieren. Die Frage ist, in-
wieweit bereits bestehende Institutionen
wie die Welthandelsorganisation WTO
entsprechend ausgebaut werden können.
Die Basis einer internationalen Wirt-
schafts- und Sozialordnung ist freilich
eine weltumspannende Sicherheitsarchi-
tektur. Denn ohne Frieden keine funktio-
nierende Weltwirtschaft und kein Wohl-
stand. All das ist ohne Souveränitätsver-
luste nicht zu haben. Red.

Die früheren Versuche einer 
Weltwirtschaftsordnung waren 
interventionistisch und statisch

Wenn wir heute über eine Weltwirt-
schaftsordnung nachdenken, so werden
unweigerlich Parallelen gezogen zu der
früheren Neuen Weltwirtschaftsordnung
(NWWO), das in den siebziger und achtzi-
ger Jahren die internationalen Konferen-
zen beherrschende Thema, das wir eigent-
lich seit Ende der achtziger Jahre mehr
oder weniger stillschweigend ad acta ge-
legt haben. Interessanterweise zu einem
Zeitpunkt, zu dem mit dem Ende der ideo-
logischen Blockbildung eine wichtige Vor-
aussetzung für die Globalisierung ent-
stand.
Betrachten wir das Szenario, das seiner-
zeit zur Forderung nach einer Neuen
Weltwirtschaftsordnung führte. Ausge-
hend von der dritten Welthandelskonfe-
renz der Vereinten Nationen in Santiago
de Chile 1972 (UNCTAD III) und beflügelt
durch das Beispiel der Ölländer, forderten
die Entwicklungsländer, das bestehende

Weltwirtschaftssystem, das einseitig die
Industrieländer begünstige, zu ihren Gun-
sten umzugestalten. So sollte beispiels-
weise mit dem Integrierten Rohstoffpro-
gramm versucht werden, gerechte und
stabile Preise für die Hauptexportgüter
der Entwicklungsländer durchzusetzen.
Dies sollte vorwiegend durch die Einrich-
tung globaler Rohstoffonds geschehen,
mit denen Rohstoffausgleichlager (buffer
stocks) finanziert werden sollten, die zum
Ausgleich von Marktpreisschwankungen
dienten.
Wenn wir die Grundideen der Neuen
Weltwirtschaftsordnung betrachten, so
erkennen wir folgende typische Merk-
male:
1. Zunächst handelte es sich um die Besei-

tigung von Benachteiligungen einer
bestimmten Ländergruppe, wobei die-
ser Ansatz wiederum mit Nachteilen für
eine andere Ländergruppe, die Indu-
strieländer, aber auch einige sich neu
industrialisierende Länder, die newly in-
dustrializing economies (NIEs) oder
Schwellenländer, verbunden war.

2. Diese Wirkungen sollten im wesentli-
chen durch massive Eingriffe in Teile
des Weltmarkts erzielt werden, insbe-
sondere sollte ein wichtiger ökonomi-
scher Sektor, der Rohstoffbereich,
durch Interventionen dem Martktme-
chanismus auf Zeit entzogen werden.

3. Schließlich handelte es sich um ein eher
statisches System, das mit wenig anpas-
sungsfähigen Instrumenten operierte
und durch die Konzentration auf Roh-
stoffe den status quo mehr oder weni-
ger fixierte und damit eine wirksame
Produktions- und Exportdiversifizie-
rung der Entwicklungsländer eher ver-
hinderte.

Rückblickend lässt sich daher heute sagen,
dass dieses Konzept kaum geeignet war,
das ambitionierte Ziel einer stärkeren In-
tegration einer großen Gruppe bislang
ökonomisch unterprivilegierter Länder in
die Weltwirtschaft zu erreichen. Vielmehr
gelang es einigen Ländern, vorwiegend in
Ost- und Südostasien, gerade durch An-
passung und Integration Entwicklung vor-
anzutreiben.

Im Zeichen der Globalisierung 
ist dieser Ansatz untauglich

Wenn heute wieder das Thema „Weltwirt-
schaftsordnung“ – vielleicht sollten wir
besser von einer Weltwirtschaftsarchitek-
tur sprechen – auf der Tagesordnung

steht, so stellen sich ganz andere Fragen,
und auch die Lösungsansätze sehen an-
ders aus. Worum geht es heute? 
1. Angesichts einer sich immer stärker glo-

balisierenden Wirtschaft kann nicht
mehr die gezielte Bevorteilung einer
Ländergruppe durch interventionisti-
sche Eingriffe im Vordergrund stehen,
es müssen vielmehr global gültige Rah-
menbedingungen für alle auf dem
Weltmarkt vertretenen Akteure gefun-
den werden, die interventionistische
Eingriffe gerade verhindern sollen.

2. Weiterhin notwendige Korrekturen zu-
gunsten von weniger wettbewerbsfähi-
gen Ländern sollen nicht mehr durch
gezielte Begünstigungen von Länder-
gruppen, sondern durch eine Änderung
der nationalen Voraussetzungen, die
zur Verbesserung der eigenen Wettbe-
werbsfähigkeit führen, hergestellt wer-
den.

3. Insgesamt sollen die dynamischen Ent-
wicklungsmöglichkeiten aller an der
Weltwirtschaft teilnehmenden Länder
gefördert und keine asymmetrischen
Wirtschaftsstrukturen zementiert wer-
den, wobei Vereinbarungen, trotz wei-
ter bestehender Interessengegensätze,
auf der Basis grundsätzlich überein-
stimmender Interessen getroffen wer-
den sollten.

Bei der Umsetzung dieser Überlegungen
stellen sich mehrere Fragen, u.a.: Warum
beschäftigen wir uns gerade jetzt, nach
dem Scheitern der Neuen Weltwirtschafts-
ordnung, schon wieder mit der Frage
einer Weltwirtschaftsordnung? Warum
meinen wir gerade jetzt eine solche Ord-
nung zu benötigen? Welche Struktur und
Funktionen sollte eine solche Ordnung
haben? Welche Träger bieten sich an? Und
schließlich: welche Rolle sollte in diesem
Kontext die Welthandelsorganisation
World Trade Organization (WTO) über-
nehmen?

Die Vernetzung nicht nur der 
privatwirtschaftlichen Akteure, 
sondern auch der Volkswirtschaften

Überlegungen zu neuen globalen Ord-
nungssystemen stehen in engem Zusam-
menhang mit der Globalisierung. Die
durch nationale Grenzen immer weniger
behinderten globalen wirtschaftlichen
Aktivitäten der Unternehmen vernetzen
nicht nur die Akteure selbst, sondern auch
die Volkswirtschaften miteinander. Einzel-
ne Staaten scheinen nur noch räumliche
Verdichtungen innerhalb des globalen
Wirtschaftsnetzes zu sein. Sie dienen ei-
nerseits als Operationsbasis oder Standort
der Unternehmen und stellen andererseits
die Märkte bereit, auf denen die Unter-
nehmensprodukte gehandelt und Finanz-
entscheidungen getätigt werden.
Diese neue Rolle bindet die Nationalstaa-
ten in weit höherem Maße als zuvor in
den internationalen Kontext ein. Sie
bringt Strukturänderungen mit sich, be-
einflusst die politischen Akteure und ver-
ändert den Stellenwert nationaler Ent-
scheidungen. Dies gilt in jedem Fall für
geldpolitische Entscheidungen, aber auch
für Entscheidungen der Wettbewerbs-,
Steuer- oder Regionalpolitik, um nur eini-

Globalisierung erfordert internationale Zusammenarbeit

Auf dem Wege zu einer neuen
Weltwirtschaftsordnung
Eine neue Rolle für die Welthandelsorganisation?

Von Eckart Koch
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ge Politikfelder zu nennen. Während sich
die nationale Handels- und Wettbewerbs-
position verbessert oder verschlechtert,
ergeben sich für die Handelspartner häu-
fig reziproke Effekte. 

Der Nationalstaat hat seine Rolle 
als „allmächtiger und allzuständiger
Problemlöser“ eingebüßt

Durch die mit der Liberalisierung erwei-
terten Handlungsspielräume der wirt-
schaftlichen Akteure werden die Möglich-
keiten begrenzt, Prozesse auf national-
staatlicher Ebene zu steuern. Der Natio-
nalstaat erleidet damit Macht- und Auto-
nomieverluste und büßt seine Rolle als
„allmächtiger und allzuständiger Pro-
blemlöser“ (Messner/Nuscheler) ein. Die-
ser Prozess lässt sich für alle Länder fest-
stellen. Dies gilt insbesondere, wenn ver-
sucht wird, durch eine Kompensationspo-
litik negative Auswirkungen der Globali-
sierung zu beschränken und die Rechte
und Beteiligungschancen derjenigen zu
erhöhen, die weniger mobil und zu wenig
flexibel sind, um selbst Globalisierungs-
chancen aktiv wahrnehmen zu können.
Versucht der Staat, durch eine entspre-
chende Standortpolitik die eigene Posi-
tion im internationalen Wettbewerb zu
verbessern, so wird er sich häufig in der
Rolle des Hasen vorfinden, der bei seinem
Wettlauf mit dem Igel nach jeder neuen
Runde damit konfrontiert wird, dass sein
Gegner schon vor ihm am Ziel zu sein
scheint.
Dieser partiellen Ohnmacht der nationa-
len Politik kann mit allgemein verbindli-
chen globalen Rahmenbedingungen ent-
gegen gewirkt werden. Gegebenfalls las-
sen sich sogar Steuerungspotentiale zu-
rückgewinnen, während gleichzeitig die
Handlungsalternativen berechenbarer
werden.

Die Abtretung von Souveränitäts-
rechten ist unumgänglich

Die Erarbeitung von Lösungsalternativen
und die notwendige Umsetzung dieser
Politiken kann im wesentlichen nur ko-
operativ, durch internationale Vereinba-
rungen, formuliert und durchgesetzt wer-
den. Dies korrespondiert mit der wachsen-
den Bedeutung Internationaler Organisa-
tionen, die den Prozess organisieren, be-
gleiten und die Einhaltung der Verhand-
lungsergebnisse überwachen sollten.
Allerdings setzt eine solche Entwicklung
die Bereitschaft der Nationalstaaten vor-
aus, im erforderlichen Umfang Souverä-
nitätsrechte abzutreten, wobei natürlich
Legitimation und Kontrolle dieser Organi-
sationen gewährleistet sein muss. Diese
Kooperationsbereitschaft ist allerdings
keineswegs immer gegeben, wie u.a. die
Handelsstreitigkeiten zwischen den USA
und Japan in den vergangenen Jahren
oder der aktuelle Streit um die europäi-
sche Bananenmarktordnung und das EU-
Importverbot für hormonverseuchtes US-
Rindfleisch belegen.
Eine weitere Voraussetzung ist die Bereit-
schaft der nationalen Regierungen, diese
Vereinbarungen auch auf nationaler
Ebene umzusetzen, sowie grundsätzlich

der Wille und die Fähigkeit, eine nationa-
le Politik zu betreiben, die wichtige Vor-
aussetzungen für eine effiziente und
möglichst konfliktfreie Teilnahme am glo-
balisierten Wirtschaftsgeschehen erfüllt.
Die sich heute abzeichnende Weltwirt-
schaftsordnung ruht im wesentlichen auf
vier Säulen. Alle Säulen befinden sich
noch in einem unterschiedlichen Bauzu-
stand: es sind wesentliche Teil-Elemente
vorhanden, aber keine der Säulen ist bis-
lang fertiggestellt und wird es wohl in ab-
sehbarer Zeit auch nicht werden.

Das eigentliche Fundament ist eine
internationale Sicherheitsarchitektur

Zunächst haben alle Akteure der Globali-
sierung ein fundamentales Interesse an
einem globalen Wirtschaftssystem, das
möglichst störungsfrei, vor allem aber
ohne allzu große externe, insbesondere
globale Risiken, funktioniert. Eine auf
Dauer angelegte Weltwirtschaftsordnung
muss daher auf einem verlässlichen ord-
nungs- und sicherheitspolitischen Funda-
ment aufgebaut sein.
Dieses System der internationalen Ver-
ständigungs- und Sicherheitspolitik, eine
internationale Sicherheitsordnung oder
auch Sicherheitsarchitektur, kann als das
eigentliche Fundament der Weltwirt-
schaftsordnung bezeichnet werden. Es
wird, trotz aller bestehenden Probleme,
im wesentlichen durch den Kernbereich
des UN-Systems repräsentiert, wobei die
wesentlichen Aufgaben durch UN-Gre-
mien, durch Generalversammlung, Sicher-
heitsrat und die verschiedenen Ausschüsse
wahrgenommen werden. Flankierende
Aufgaben übernehmen hier je nach Situa-
tion beispielsweise die Organisation für Si-
cherheit und Zusammenarbeit in Europa,
die OSZE, oder die NATO, die ja plant,
ihren Funktionsbereich, etwa bei der in-
ternationalen Krisenprävention, auszu-
weiten. Auf einer anderen Ebene wird
hier auch der zu errichtende Weltstrafge-
richtshof eine wichtige Funktion überneh-
men und die Aufgaben des Internationa-
len Gerichtshofs in Den Haag und des
Straßburger Gerichtshofs für Menschen-
rechte ergänzen.
Die derzeitigen Schwierigkeiten, eine um-
fassende global governance zu installie-
ren, weisen Parallelen zur Europäischen
Union auf. Auch hier wird mit zunehmen-
der wirtschaftlicher Integration die politi-
sche Übereinstimmung in nicht-wirt-
schaftlichen Bereichen, wie etwa der
Innen- und Außenpolitik, immer wichti-
ger, aber offensichtlich auch immer
schwieriger zu erreichen, auch wenn in
Kürze ein „Mr. GASP“ in Gestalt von Javier
Solana, ein Koordinator für die europäi-
sche Außen- und Sicherheitspolitik, instal-
liert werden soll. Die Politische Union wird
daher eher eine Vision bleiben oder sich
allenfalls nur in sehr sehr kleinen Schritten
langfristig realisieren lassen.

Den internationalen Markt 
durch verbindliche Spielregeln 
funktionsfähig machen

Mit der Beendigung der ideologischen
Konfrontation Ende der achtziger Jahre

wurde gleichzeitig eine Grundentschei-
dung zugunsten eines internationalen
Markt- und Wettbewerbssystems gefällt,
das nun als grundsätzlicher ökonomischer
Regelungsmechanismus global akzeptiert
ist.
Das Funktionieren von Märkten ist, wie
wir wissen, keineswegs selbstverständlich.
Unterschiedliche Voraussetzungen, „un-
faires Verhalten“ der Marktteilnehmer,
die Ausnutzung von Marktmacht oder un-
gleiche Behandlung durch staatliche Or-
gane sind üblich. Da die Globalisierung in
erster Linie eine z.T. sprunghafte Intensi-
vierung des Wettbewerbs bewirkt, gleich-
zeitig aber die nationalstaatlichen Mög-
lichkeiten abnehmen, diesen zu regulie-
ren, muss die Kernaufgabe einer Welt-
wirtschaftsordnung folglich darin beste-
hen, dieses System durch international
verbindliche Spielregeln funktionsfähig
zu machen und zu erhalten. Regeln wer-
den benötigt für die privaten Teilnehmer
am internationalen Leistungswettbewerb,
also für die Unternehmen, sowie für die
öffentlichen Teilnehmer am Standort-
wettbewerb, für die Staaten. Sie sollten
von dem allgemeinen Ziel geleitet sein,
Märkte zu öffnen oder offenzuhalten, um
zu verhindern, dass unerwünschte Wett-
bewerber mit unfairen Mitteln verdrängt
und bestehende Privilegien geschützt
werden. Marktschädliche Strategien soll-
ten genau so verhindert werden wie
ruinöse Konkurrenz. Derzeit zeichnen sich
zwei wichtige „Unter-Säulen“ ab:

Währungs- und Finanzordnung sowie
Handels- und Wettbewerbsordnung

Eine internationale Währungs- und Fi-
nanzordnung, die für die nominale Welt
der internationalen Währungs- und Fi-
nanzströme zuständig ist und in der Lage
sein sollte, größere Störungen und Krisen
im Finanzbereich möglichst im voraus zu
verhindern. Aus diesem Grund stehen For-
derungen nach einem neuen Welt-
währungssystem mit stabileren Wechsel-
kursen, nach einer Reform internationaler
Währungsinstitutionen, insbesondere des
Internationalen Währungsfonds (IWF),
nach internationalen Regeln für das Be-
treiben von Finanzinstituten oder einer
verbesserten Finanzmarktaufsicht derzeit
im Mittelpunkt der internationalen Dis-
kussion. Neben dem IWF übernimmt hier
insbesondere die Bank für Internationalen
Zahlungsausgleich (BIZ) in Basel eine zu-
nehmend wichtiger werdende Koordinie-
rungsfunktion.
Zweitens, eine internationale Handels-
und Wettbewerbsordnung, die für die
reale Welt des Handels- und Dienstlei-
stungsaustausches sowie für die Expan-
sion von Unternehmen und die daraus
entstehenden vielfältigen realen Verflech-
tungen zuständig ist. Sie hätte u.a. die
Aufgabe, den weiteren Abbau von staatli-
chen und privaten Handelsbeschränkun-
gen zu beschleunigen, die (Wettbewerbs-)
Bedingungen für die Marktteilnehmer zu
vereinheitlichen, die Transparenz zu er-
höhen, Lücken und Nischen für unlauteres
Verhalten zu reduzieren, die Bedingun-
gen dafür zu schaffen, dass Regelverstöße
sanktionert und Störungen möglichst
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frühzeitig erkannt und – wenn möglich –
beseitigt werden und schließlich den
Marktzugang sowie den Marktverbleib
von Investoren zu liberalisieren. Aller-
dings muss bei der Vereinbarung der Re-
geln darauf geachtet werden, dass sie die
Gestaltungsaufgabe der globalen Märkte
selbst so wenig wie möglich einschränken,
um die durch die Globalisierung errunge-
ne Flexibilität auch weiterhin zu ge-
wähleisten. Neben der WTO als der zen-
tralen Organisation für diesen Bereich,
sind hier noch die die Welthandelskonfe-
renz (UNCTAD) und die Organisation für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (OECD) mit Sitz in Paris als wei-
tere wichtige Akteure zu nennen.

Eine internationale Sozialordnung,
um Korrektur- und Schutz-
mechanismen durchzusetzen

Vierte Säule ist schließlich eine internatio-
nale Sozialordnung. Die globale Durchset-
zung des marktwirtschaftlichen Systems
erzeugt neben Gewinnern auch eine Viel-
zahl von Verlierern oder potentiellen Ver-
lierern. Diese Ungleichheit fordert die
Welt-Gemeinschaft heraus, Korrektur-
und Schutzmechanismen auf globaler
Ebene zu formulieren und durchzusetzen,
um die Ausgrenzung der von der Globali-
sierung Benachteiligten zu verhindern,
etwa durch die Formulierung von Min-
deststandards oder die Bereitstellung 
von internationalen Hilfsprogrammen.
Hauptakteure sind hier neben den UN-
Sonderorganisationen, wie der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation (ILO) in Genf
oder der Welternährungsorganisation
(FAO) in Rom, UN-Unterorganisationen,
wie die Entwicklungsorganisation (UNDP)
oder das Kinderhilfswerk (UNICEF) sowie
private Organisationen, wie der Interna-
tionale Gewerkschaftsbund (IBFG) mit 
immerhin 145 Mitgliedsländern, der u.a.

auf dem Weltwirtschaftforum in Davos 
im Februar 1999 eine Zwölf-Punkte-
Erklärung zur sozialen Abfederung des
Globalisierungsprozesses vorgelegt hat.
Auf den verschiedenen angesprochenen
Feldern ist eine Vielzahl internationala Or-
ganisationen tätig, deren Aufgaben häu-
fig nicht genau abgegrenzt sind und die
sich daher vielfach überlappen. Die hier
skizzierte Vier-Säulen-Architektur stellt
einen Diskussionsbeitrag dar, mit dessen
Hilfe Zuständigkeiten klarer definiert, die
Transparenz des Gesamtsystems verbes-
sert und die Funktions- und Durchset-
zungsfähigkeit und damit auch die Ak-
zeptanz der Organisationen erhöht wer-
den können.

Rolle und Funktion der 
Welthandelsorganisation WTO

Aufgrund der provisorischen Funktion des
Internationalen Zoll- und Handelsabkom-
mens (GATT) und der daraus resultieren-
den Legitimations- und Durchsetzungs-
probleme wurde immer wieder versucht,
auch in Anknüpfung an das in den vierzi-
ger Jahren nicht umgesetze Vorhaben
eine International Trade Organisation
(ITO) ins Leben zu rufen, das GATT durch
eine handlungsfähigere internationale
Organisation zu ersetzen. Diesen Forde-
rungen wurde mit der Entscheidung, das
GATT-Sekretariat ab Januar 1995 durch
die Welthandelsorganisation (WTO) ab-
zulösen, Rechnung getragen. Seitdem ist
die WTO mit ihren 134 Voll-Mitgliedern
und 39 Beitrittskandidaten, die viele der
WTO-Regeln anwenden, die weltweit zu-
ständige Institution für internationale
Handelspolitik.
Was unter internationaler Handelspolitik
zu verstehen ist, war lange Zeit weitge-
hend unumstritten, nämlich die zuneh-
mende Liberalisierung der Handelsbedin-
gungen durch immer neue Zollsenkungs-

runden und die Durchsetzung von zentra-
len Diskriminierungsverboten, wie der In-
länderbehandlung und des Meistbegüns-
tigungsprinzips.
Tatsächlich zeigten sich aber schon in den
Vorverhandlungen zur letzten Welthan-
delsrunde, der Uruguay-Runde, in den
zähen Verhandlungen selbst und in den
Ergebnissen, die erst mit einem politi-
schen Kraftakt im Dezember 1993 nach
acht Jahren durch das Abkommen von
Marrakesch festgeschrieben wurden, dass
das Mandat der WTO inzwischen deutlich
weiter interpretiert wird und werden
muss, was damit weit über das einer rei-
nen Handelsorganisation hinausgeht. U.a.
wurde mit Sonderabkommen zum inter-
nationalen Dienstleistungshandel (GATS),
zum Schutz geistigen Eigentums (TRIPs),
zum Investitionsschutz (TRIMs) oder zur
Regelung von staatlichen Subventionen
(Subventionsordnung) das internationale
Handelssystem auf eine deutlich breitere
Grundlage gestellt, so dass damit auch die
Stellung der WTO im Vergleich zum GATT
erheblich gestärkt wurde. Eine wichtige
Rolle spielen hierbei auch die erweiterten
Möglichkeiten für die Übernahme von
Schiedsgerichtsfunktionen, die in der Ver-
einbarung zur Streitschlichtung und der
neuen Rolle der WTO als Dispute Settle-
ment Body zum Ausdruck kommen. Darü-
ber hinaus werden zukünftig vor allem
die folgenden Themen von der WTO be-
handelt werden:

Die kommenden Themen sind die 
internationale Handelspolitik und
der internationale Investitionsschutz

lm Bereich der internationalen Handels-
politik werden die nach Abschluss der 
Uruguay-Runde abgeschlossenen Verein-
barungen über die Liberalisierung einzel-
ner Dienstleistungssektoren, wie das Ab-
kommen über Informationstechnologie
(ITA) oder das Abkommen über Finanz-
dienstleistungen weiter entwickelt wer-
den müssen.
Zusätzlich scheint auch die Problematik
der Ausnahmeregelungen wieder an Ak-
tualität zu gewinnen. Dies gilt einmal für
Ausnahmen in Form von regionalen Frei-
handelszonen und Zollunionen (Art. 24),
so sind fast alle WTO-Mitglieder auch Mit-
glied einer oder mehrerer solcher Regio-
nalintegrationen (vgl. Langhammer 1998:
123); zum zweiten bezieht sich dies auf
eine möglicherweise restriktivere Ausle-
gung der bestehenden Möglichkeiten zur
Ergreifung von Schutzmaßnahmen, wie
Antidumping- und anderen Schutzmaß-
nahmen.
Wie schon in der Uruguay-Runde eingelei-
tet, werden sich allerdings zukünftig die
Tätigkeitsschwerpunkte der WTO auf The-
men verlagern, die weit über den Bereich
des Handels hinausgehen.
Einen wichtigen neuen Bereich werden
Fragen des internationalen Investitions-
schutzes darstellen. Hier handelt es sich
um einen Themenkomplex, der eng mit
Niederlassungsfragen, die u.a. auch durch
den liberalisierten Dienstleistungshandel
zunehmend an Bedeutung gewinnen, zu-
sammenhängt und nach dem Scheitern
der auf OECD-Ebene durchgeführten

Weltwirtschaftsordnung (i.w.S.)
Struktur und Träger

Internationale
Sicherheits-

ordnung

Weltwirtschaftsordnung (i.e.S.) Internationale
Sozialordnung

Internationale
Währungs- und
Finanzordnung

Internationale
Handels- und
Wettbewerbsordnung

UN
NATO, OSZE
Internationale
Gerichtshöfe

IWF BIZ WTO UNCTAD
OECD

UN-Sonder-
und Unter-
organisationen:
wie: ILO
FAO, UNDP

Wichtige (neue) Verhandlungsfelder

*  Weiterer Ausbau der Handelspolitik

*  Internationaler Investitionsschutz

*  Schaffen von fairen Wettbewerbsgrundlagen
   –  Nationale Rahmenbedingungen
   –  Wettbewerbsregeln für Unternehmen

EK-5/99



229

MAI-Verhandlungen (Multilateral Agree-
ment on Investment), dringend einer in-
ternationalen Lösung bedarf.
Ein erster, noch recht kleiner Schritt wurde
mit dem Abkommen über Trade Related
Investment Measures (TRIMs), das noch in
diesem Jahr überarbeitet werden soll,
schon gemacht. Dieser Themenkomplex
wird im übrigen durch eine Arbeitsgruppe
„Handel und Investitionen“, die über Stra-
tegien und Konzepte berät, für die nächs-
te Verhandlungsrunde vorbereitet.

Die größte Herausforderung wird 
die Schaffung einer internationalen
Wettbewerbsordnung sein

Die größte Herausforderung wird jedoch
in der Schaffung einer internationalen
Wettbewerbsordnung zu sehen sein, die
für eine globalisierte Wirtschaft faire
Wettbewerbsgrundlagen bereitzustellen
und weit über die derzeitige Freihandels-
ordnung hinauszugehen hätte.
Internationale Handelspolitik war bisher
im Kern überwiegend der Versuch, durch
einen Abbau von direkten Marktzutritts-
schranken wie Zöllen, aber auch nicht-
tariffären Handelshemmnissen den
Marktzugang für ausländische Unterneh-
men zum heimischen Markt und vice versa
zu verbessern. Dabei wurde lange Zeit der
Tatsache nur ungenügend Beachtung ge-
schenkt, dass ausländischen Unternehmen
durch eine Vielzahl nationaler politischer
Maßnahmen, durch einen weit gefächer-
ten Katalog von industrie-, struktur-, so-
zial- und anderen politischen Maßnah-
men, der Marktzugang indirekt erschwert
und damit der Wettbewerb verzerrt wird.
In einer globalisierten Wirtschaft haben
diese Behinderungen erhebliche Konse-
quenzen. Es wird daher gefordert, diese
indirekten Handels- und Wettbewerbsbe-
schränkungen durch internationale Re-
geln und Standards zu begrenzen und die
Internationale Handelspolitik durch eine
wettbewerbspolitische Komponente zu
ergänzen.
Wettbewerbspolitik muss hier allerdings
weiter interpretiert werden als dies übli-
cherweise getan wird. Sie beinhaltet zum
einen die Entwicklung eines global akzep-
tierten Instrumentariums zur Eindäm-
mung von Unternehmensmacht, also die
Verhinderung von Marktzugangs- und an-
deren Wettbewerbsbeschränkungen, die
durch international tätige Unternehmen
verursacht werden. Dabei geht es sowohl
um die Koordinierung von nationalen pri-
vaten Wettbewerbspolitiken wie auch um
die Frage, ob und in welcher Form inter-
national verbindliche Wettbewerbsre-
geln, also Regeln zur Kartellbildung, zur
Kontrolle von Fusionen und marktbeherr-
schenden Unternehmen, aufgestellt wer-
den sollten. Zum anderen schließt interna-
tionale Wettbewerbspolitik auch die
Schaffung von fairen und transparenten
Handels- und Wettbewerbsgrundlagen
auf staatlicher Ebene, als eigentlich neues
Element, ein. Aufgrund ihrer Stellung und
Kompetenz ist die WTO prädestiniert, auf
diesem Sektor ihren Einflussbereich zu er-
weitern, ein Mandat zur Schaffung einer
solchen Internationalen Wettbewerbsord-
nung zu erhalten und an der Gestaltung

von wettbewerbsfreundlichen nationalen
Rahmenbedingungen mitzuwirken. Dies
würde zum einen eine Weiterentwicklung
der schon in der Uruguay-Runde behan-
delten Themen, wie der Subventionsord-
nung oder des internationalen Urheber-
schutzes bedeuten. Es ginge aber auch um
Versuche, Kompromissformeln für die Ein-
führung von sozialen und ökologischen
Mindeststandards zu finden oder Ver-
braucherschutz- und Gesundheitsstan-
dards in die bestehenden GATT-Regelun-
gen zu integrieren. Auch diese Themen
werden durch eine, schon 1996 bei der
WTO-Ministerkonferenz in Singapur ein-
gerichtete Arbeitsgruppe „Handel und
Wettbewerb“ vorbereitet.
Zusammengefasst sollen hier also Regeln
geschaffen werden, die den weiteren Aus-
bau einer globalisierten Wirtschaft absi-
chern: Die Akteure der Globalisierung be-
wegen sich in einem liberalisierten Um-
feld, dessen Chancen sie nutzen können
und sollen, jedoch auf der Grundlage von
Standards, die ein Mindestmaß an Fair-
ness bei der Nutzung dieser Chancen
sowie einen Mindestschutz für die Teil-
nehmer garantieren.
Es ist unbestritten, dass die WTO für alle
genannten Bereiche eine herausragende
Legitimation besitzt. So sprach sich die In-
ternationale Handelskammer (ICC) bei der
G-7 Tagung in Denver dafür aus, dass die
WTO von ihrer traditionellen Konzentra-
tion auf den Außenhandel wegkommen
und sich mehr mit den „internationalen
Bestimmungen für globales Handeln“ be-
fassen solle. Ebenfalls 1997 forderte der
Bundesverband der Deutschen Industrie
(BDI) (1997) in einem Thesenpapier:
„Die zunehmende Integration der Welt-
wirtschaft erfordert mehr als die Verwal-
tung vorhandener multilateraler Verträ-
ge. Der WTO kommt daher eine neue po-
litische Rolle bei der Koordinierung der
Aktivitäten der verschiedenen Organisa-
tionen, die für handels- und investitions-
politische, entwicklungspolitische und
weltwirtschaftliche Fragen von Bedeu-
tung sind, zu. Sie muss daher zukunftsbe-
zogene handelspolitische Themen auf-
greifen und eine Plattform für die Aus-
handlung und Integration unterschiedli-
cher Interessen bieten“ (vgl. Handelsblatt
vom 25. 2. 1997).

Doch was sind faire und unfaire 
nationale Regelungen?

Unterschiede in kulturellen Wertvorstel-
lungen, in wirtschaftspolitischen Zielen
oder im jeweiligen Entwicklungsstand der
Länder schlagen sich in nationalen Rege-
lungen nieder, die mit zunehmender Inte-
gration der Weltwirtschaft weit über den
nationalen Rahmen hinaus Wirkungen
entfalten. Damit nimmt das außenwirt-
schaftliche Konfliktpotential zu, wie die
folgenden Fragen zeigen:
Sollten die Vereinigten Staaten die Ver-
antwortung für den Schutz der Delphine
auf hoher See übernehmen? Sollte Kana-
da das Recht haben, im Kabelfernsehen
nur eine begrenzte Zahl von amerikani-
schen Sendern zuzulassen? Sollte es Frank-
reich gestattet sein, den Anteil ausländi-
scher Filmproduktionen zu kontingentie-

ren? Stellt das Fehlen eines sozialen Si-
cherheitsnetzes wegen der geringeren
Lohnnebenkosten, eine ungerechtfertigte
Subvention für die in diesem Land ansässi-
gen Unternehmen dar? Können als richtig
und wichtig erkannte politische Vorstel-
lungen im Umwelt- oder Gesundheits-
schutz durch eine Belastung von mit ent-
sprechenden Kosten nicht belasteten Im-
porten durchgesetzt werden? Ist es als
faire Handelsbeschränkung anzusehen,
wenn ein Land beschließt, keinen Handel
mit Ländern zu treiben, die an der Todes-
strafe festhalten? (vgl. Michael Hart 1996:
271, 279, 288).
Die Einschätzung, ob es sich bei diesen Re-
gelungen um faire oder nicht faire Maß-
nahmen handelt, ob sie den internationa-
len Wettbewerb unzulässig behindern
oder nicht fällt in den meisten Fällen
kaum eindeutig aus, so dass ein Konsens
nur schwer erzielbar sein wird. So ist un-
bestreitbar, dass sich mit ökologischen
und sozialen Mindeststandards zwar
Nachhaltigkeit erzielen lässt, diese aber
auch mit zusätzlichen Kosten für einige
Länder erkauft und damit von diesen
skeptisch gesehen werden. Ähnliches gilt
für globale Verbraucherschutz- und Ge-
sundheitsstandards, während Vorschriften
zum Schutz geistigen Eigentums die Pro-
duktionskosten erhöhen und damit zu
Umgehungsstrategien oder Abkommens-
verletzungen anregen. Vorschriften zur
Regulierung von Subventionen reduzie-
ren dagegen die Möglichkeiten der Poli-
tik, aktiv den Wirtschaftsprozess zu beein-
flussen.
Grundsätzlich besteht keineswegs Einig-
keit über die Vorgehensweise, da es auf-
grund unterschiedlichen Entwicklungs-
stands und kultureller Eigenheiten schwer
ist, bei diesen Themen globale Akzeptanz
zu erreichen. Will eine globale Gesell-
schaft hier zu verbindlichen Absprachen
gelangen, bedarf es daher einer vorsichti-
gen abgestuften Vorgehensweise, die
eine allseitige Kompromissbereitschaft
voraussetzt. Aufgrund unterschiedlichster
Voraussetzungen und Traditionen wird es
zunächst um die grundsätzliche Einsicht
gehen, dass nationale Regelungen den in-
ternationalen Wettbewerb beeinflussen,
erst dann könnte man über Teil- oder Re-
gionalabkommen dazu übergehen, die
nationalen Systeme zu harmonisieren,
wobei eine Gruppe gleichgesinnter Län-
der, etwa die G-7, eine Art Pilotgruppe bil-
den könnte. Und erst in einem dritten
Schritt ginge es dann um die Vereinba-
rung von verbindlichen internationalen
Mindeststandards und die Schaffung
wettbewerbsfreundlicher Rahmenbedin-
gungen, verbunden mit der Bereitschaft,
diese auch in nationale Gesetze umzuset-
zen. Dies setzt natürlich die allgemeine
Überzeugung voraus, dass nationale Sou-
veränität in Bezug auf die Gestaltung na-
tionaler Wettbewerbsbedingungen im
Zeitalter der Globalisierung grundsätzlich
nicht über ein globales Interesse an freiem
Marktzugang und fairen Wettbewerbsbe-
dingungen gestellt werden darf (s.a Fox
1996: 212).
Es wird daher vieler Beratungen und Kom-
promisse bedürfen, um ein halbwegs ak-
zeptables Ergebnis zu erzielen und die
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komparativen Vorteile der einzelnen Län-
der in einen als fair empfundenen Bereich
zu verlagern und eine als ungerecht emp-
fundene Inanspruchnahme von Vergünsti-
gungen zurückzudrängen, so dass zuneh-
mend leistungsabhängige Komponenten
die Wettbewerbsfähigkeit bestimmen.

Wettbewerbsbeschränkungen gehen
auch von den Unternehmen aus

Ein anderer wichtiger Ansatz ist der Ver-
such, Regeln für eine internationale priva-
te Wettbewerbsordnung festzulegen. Der
zunehmende globale Wettbewerb führt
zu einer Zunahme grenzüberschreitender
Kooperationen, strategischer Allianzen
und internationaler Fusionen. Hierdurch
kann sich zwar die Wettbewerbsintensität
erhöhen, gleichzeitig kann die entstehen-
de größere Marktmacht aber auch zu
Wettbewerbsbeschränkungen führen.
So kam vor kurzem eine im Auftrag der
Lufthansa durchgeführte Studie zu dem
Ergebnis, dass die Bildung der Star-Allian-
ce zu einer spürbaren Senkung der Tarife
geführt habe, gleichzeitig steigt aber
auch die latente Gefahr von Absprachen
zwischen den Konkurrenten, also die Ge-
fahr, dass sich diese den Risiken und Bela-
stungen des internationalen Wettbe-
werbs durch wettbewerbsbeschränkende
Vereinbarungen oder die Nutzung von
Marktmacht zu entziehen versuchen. Dies
wirft die Frage nach einem verbindlichen
internationalen Wettbewerbsrecht auf.
Die Durchsetzbarkeit eines globalen An-
satzes wird allerdings einerseits dadurch
erschwert, dass mehr als einhundert Län-
der über keine nationalen Wettbewerbsre-
geln verfügen oder diese kaum oder gar
nicht durchsetzen. Andererseits befürch-
ten die Länder, die über Wettbewerbsge-
setze verfügen, ein globaler Ordnungrah-
men würde möglicherweise weniger strikt
ausfallen als ihre eigenen nationalen
Wettbewerbsregeln, und könnte damit
zur Umgehung der eigenen Gesetze anre-
gen. Auch hier ist daher eine Einigung auf
eine einheitliche Theorie oder eine ein-
heitliche Vorgehensweise nicht selbstver-
ständlich. Denkbar wäre evtl. eine Eini-
gung auf einen Kodex wettbewerbsrecht-
licher Minimumstandards (Hauser/Schanz),
deren Durchsetzung dann sinnvollerweise
der WTO obliegen müsste.

Doch der Weg zu einem 
„Weltkartellamt“ ist noch weit

Auf globaler Ebene war die WTO bislang
zwar in der Lage, staatliche Handelsbe-
schränkungen zu reduzieren. Die Kontrol-
le von wettbewerbshemmenden Zusam-
menschlüssen, monopolistischer Markt-
macht oder, von internationalen Kartell-
vereinbarungen zur Auschaltung des
Wettbewerbs zwischen den global players
fallen jedoch nicht in ihren Zuständig-
keitsbereich, da es sich eben um private
und nicht um staatliche Handels- und
Wettbewerbsbeschränkungen handelt.
Dies wäre also eine eindeutige Auswei-
tung ihrer Kompetenzen.
Zwar wird von verschiedenen Seiten mit
unterschiedlichen Begründungen die Ein-
richtung einer Internationalen Wettbe-
werbsbehörde (Weltkartellamt) gefor-
dert, einer Organisation, die befugt wäre,
internationale Fusionen, Monopolstellun-
gen und internationale Absprachen zu
überwachen, Ermittlungen durchzu-
führen und Beschlüsse zu treffen. Dies er-
scheint derzeit jedoch, wegen der für die
meisten Regierungen kaum akzeptablen
Einschränkung ihrer Souveränität, poli-
tisch noch nicht durchsetzbar.
Realistischer als ein groß angelegtes Rah-
menwerk wären auch hier zunächst wohl
eher bilaterale oder regionale Vereinba-
rungen über eine Angleichung der jewei-
ligen nationalen Wettbewerbsgesetze an-
hand von verbindlichen Standards sowie
Kooperationen auf überregionaler Ebene.
So fanden Anfang 1999 im Rahmen der
WTO Gespräche über multilerale Abkom-
men zur Wettbewerbskontrolle statt.
Hierbei könnten, als weiterer Schritt, auf
nationaler Ebene, die Rechte von Auslän-
dern, sich bei Wettbewerbsverletzungen
an die nationale Kartellbehörde zu wen-
den, verbessert werden und über ein Ver-
bot von Wettbewerbsbeschränkungen,
die sich im Ausland auswirken, nachge-
dacht werden.

Eine Fülle von Abkommen 
zum Schutz von Investitionen, 
doch zumeist bilateral

Neben der allgemeinen Zunahme der in-
ternationalen Kapitalströme zeigte sich
die Globalisierungstendenz der vergange-

nen Jahre vor allem bei dem raschen An-
stieg der Direkt-investionen, die 1998 mit
fast 650 Mrd. US $ einen vorläufigen
Höchststand erreichten. Im Gegensatz zur
Handelspolitik ist eine einheitliche Politik
für Auslandsinvestitionen jedoch noch
nicht vorhanden. Derzeit existieren 16 re-
gionale Investitionsabkommen, u.a. für
die OECD, die Nordamerikanische Frei-
handelszone (NAFTA), die Südostasiati-
sche Staatengemeinschaft ASEAN, die
südamerikanische Staatengruppe Merco-
sur und die Asien-Pazifik-Gruppe APEC,
sowie fast 1700 bilaterale Investitionsab-
kommen (BIT), von denen etwa zwei Drit-
tel seit 1990 geschlossen wurden. Allein
Deutschland traf zwischen 1994 und Mitte
1996 siebzehn Investitionsvereinbarungen
mit Ländern außerhalb von OECD und EU.
Derartige Abkommen sind naturgemäß
auf die bilateralen Interessen abgestimmt,
so dass die Behandlung ausländischer Di-
rektinvestitionen in einem Land sehr un-
terschiedlich geregelt sein kann. Damit
werden sie häufig intransparent und in
ihren Wirkungen diskriminierend für
Drittlandsinvestitionen.
Die Rolle von Direktinvestitionen wurde
lange kontrovers diskutiert. Noch in den
achtziger Jahren standen negative Argu-
mente wie die Fremdbestimmung der
Wirtschaft durch ausländische Investoren
im Vordergrund. Heute werden sie als Trä-
ger von technischem Fortschritt, als Mög-
lichkeit, die Exporte anzukurbeln und Be-
schäftigung zu sichern, anerkannt. Damit
steigen die Chancen für einen weltweiten
Ordnungsrahmen, ein globales Investiti-
onsabkommen, ähnlich dem GATT. Ein sol-
ches Abkommen könnte die bestehenden
bilateralen und regionalen Abkommen
schrittweise ersetzen und damit verhin-
dern, dass ein unüberschaubares Geflecht
von weit über 20.000 bilateralen Abkom-
men entsteht, das nach UNCTAD-Schät-
zungen notwendig wäre, um alle bilatera-
len Investitionsinteressen zu regeln (vgl.
Reyhl 1996).

Ein multilaterales Investitions-
abkommen ist gescheitert

Am weitesten fortgeschritten waren bis
Ende 1998 die Bemühungen der OECD,
ein Multilaterales Investitionsabkommen
(MAI) zu erreichen, das u.a. eine umfas-
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sende Liberalisierung des Marktzugangs
für Investoren und deren gerechte Be-
handlung im Empfängerland, die Ab-
schaffung von Sonderregelungen für aus-
ländische Unternehmen, die Sicherstel-
lung des ungehinderten Gewinntransfers
sowie einen Streitschlichtungsmechanis-
mus vorsah. Zielgruppe waren die 29
OECD-Mitgliedsstaaten, die für fast 90%
aller Auslandsinvestitionen verantwortlich
sind, sowie einige Schwellenländer (die
drei baltischen Staaten, die lateinamerika-
nischen ABC-Staaten Argentinien, Brasi-
lien und Chile, die Slowakei und Hong-
kong), die die angestrebten hohen Stan-
dards übernehmen wollten (s.a. Hellmann
1998: 26f). Die Verhandlungen scheiterten
jedoch aufgrund von Blockaden einzelner
Länder, insbesondere von Frankreich und
Kanada. Vor allem ging es dabei darum,
den Kulturbereich, also im wesentlichen
Film, Fernsehen, Musik und Druckerzeug-
nisse, von den Regelungen auszunehmen
(exception culturelle).
Damit ist ein Mandat für die WTO, ein In-
vestitionsschutzabkommen zu initiieren,
aufgrund der Akzeptanz der WTO und
ihrer Kompetenz in Welthandelsfragen
und vor allem durch den engen Zusam-
menhang zwischen Handel und Investitio-
nen wahrscheinlich. Es ist daher zu erwar-
ten, dass die WTO hier in Zukunft versu-
chen wird, ein weiteres Standbein zu er-
richten. Dies umso mehr, als durch das
GATS ja schon mit der Frage der Niederlas-
sungsfreiheit Investitionsaspekte berührt
wurden. So werden durch das GATS Inve-
stitionen ausländischer Investoren zur Er-
bringung von Dienstleistungen geschützt.
Allerdings gelten für einige Sektoren, wie
Finanzdienstleistungen oder Telekommu-
nikationsdienste, Sonderregelungen. Ein
weiterer, allerdings noch sehr bescheide-
ner Anlauf zur Regelung von handelsbe-
zogenen Investitionen wurde in der Uru-

guay-Runde durch das erwähnte TRIMs-
Abkommen gemacht. Dieser Maßnah-
menkatalog zeigt, dass es sich hier durch-
aus um Ziele und Instrumente handelt, die
mit WTO-Ansätzen konform gehen, so
dass die WTO diesen Part durchaus über-
nehmen könnte.

Zusammenfassung
1. Der mit der Globalisierung verbundene

Verlust an Gestaltungsmöglichkeiten na-
tionaler Politik einerseits und das Bedürf-
nis nach fairen Regeln für die Weltwirt-
schaft andererseits führt zu einem neuen
Nachdenken über Inhalte und Träger
einer neuen Weltwirtschaftsordnung.

2. Diese neue Ordnung hat kaum noch
Gemeinsamkeiten mit der Neuen Welt-
wirtschaftsordnung (NWWO) der sieb-
ziger und achtziger Jahre. Wir können
heute von einem grundsätzlichen ge-
meinsamen Interesse der in die Welt-
wirtschaft integrierten Länder an der
Schaffung global gültiger Rahmenbe-
dingungen, die prinzipiell dynamische
Entwicklungsoptionen ermöglichen,
ausgehen.

3. Es lassen sich dabei vier Säulen einer
Weltwirtschaftsordnung im weiteren
Sinne identifizieren, eine Internationa-
le Sicherheitsordnung, eine kompensie-
rende Weltsozialordnung und eine
Weltwirtschaftsordnung im engeren
Sinne, die in zwei Teilbereiche zerfällt:
eine Währungs- und Finanzordnung
und eine Handels- und Wettbewerbs-
ordnung.

4. Es ist davon auszugehen, dass die WTO
sich zukünftig verstärkt Fragen einer in-
ternationalen Wettbewerbsordnung
zuwenden wird. Von besonderem Inter-
esse ist hier die Schaffung von fairen
Wettbewerbsgrundlagen, u.a. von
wettbewerbsfreundlichen nationalen
Rahmenbedingungen und von interna-

tionalen Wettbewerbsregeln für Unter-
nehmen, sowie – nach dem Scheitern
der MAI-Verhandlungen – Fragen des
internationalen Investitionsschutzes.
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Ungleichgewicht im Handel

Der Handel lässt die Welt zusammen-
wachsen. Doch ob sich über den Handel
auch die Industrie- und die Entwicklungs-
länder näher kommen werden, ist frag-
lich. Denn Einfuhr und Ausfuhr finden vor
allem zwischen den Industrieländern statt.
Waren im Wert von 2,7 Billionen Dollar
exportieren die Industrieländer 1998 in
andere hoch entwickelte Staaten, in Ent-
wicklungsländer dagegen nur 862 Milliar-
den Dollar. Dieses Ungleichgewicht hat
sich seit dem Vorjahr sogar verstärkt. Der
Export der Industrieländer untereinander
ist in diesem Zeitraum um fünf Prozent
gestiegen, während der Handel mit den
Entwicklungsländern deutlich rückläufig
war. Auch Deutschland liefert den weitaus
größten Teil der Exportwaren nach Frank-
reich, USA, Großbritannien, Niederlande
und Italien. Globus
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Die Befürchtung ist groß, die zunehmen-
de Globalisierung der Weltwirtschaft
könnte zum Steuer- und Sozialdumping
führen. Eine „Steuererosion“ könnte die
Leistungskraft des Staates empfindlich
schwächen. Zur Abwehr bieten sich zwei
Gegenstrategien an: internationale Ab-
sprachen über Mindeststandards oder
Wettbewerb der Institutionen, um die
beste Lösung zu finden. Zur Einschätzung
dieser Strategien bietet sich die Analyse
eines Modellfalles an: Auch im Rahmen
des europäischen Integrationsprozesses
tauchen dieselben Probleme auf. Doch
eine „Steuer-“ und „Sozialunion“ braucht
es nicht zu geben, denn die Steuer- und
Sozialleistungssysteme haben sich EU-
weit aufeinander zubewegt. Nach wie
vor bestehende Unterschiede – insbeson-
dere im Bereich der Sozialleistungen –
haben zu keinen nennenswerten Stand-
ortnachteilen Deutschlands geführt. Zu
einem Problem könnte allenfalls eine sich
abzeichnende ungünstigere Altersstruk-
tur im Vergleich zu „jüngeren“ Ländern
werden. Red.

Unterschiede im Preis-, Produk-
tivitäts- und Wohlstandsniveau 
treten durch den Wegfall der 
Wechselkurse stärker hervor

Die Europäische Währungsunion (EWU)
hat Anfang 1999 mit der Fixierung der
Umrechnungskurse zwischen den zu-
nächst zehn  teilnehmenden Währungen
und dem Euro begonnen, was Preis-, 
Produktivitäts- und Wohlstandsunter-
schiede zwischen einzelnen Mitgliedslän-
dern deutlicher als bisher zutage treten
lässt (OECD 1999). Der Wegfall der Wech-
selkurse als „Puffer“ für unterschiedliche
nationale Preis- und Kostenentwicklun-
gen reduziert zusammen mit den wegfal-
lenden Wechselkursrisiken und den spür-
bar reduzierten Informations- und Kom-
munikationskosten die Transaktionsko-
sten der Mobilität in Europa. Die soge-
nannten vier Grundfreiheiten des eu-
ropäischen Binnenmarkts, die für Kapital,
Arbeit, Güter und Dienstleistungen, kön-
nen sich dadurch noch stärker entfalten.

Nicht nur der Wettbewerb auf den Güter-
und Faktormärkten erhöht sich, sondern
auch die Konkurrenz ihrer jeweiligen in-
stitutionellen Rahmenbedingungen; dies
gilt nicht zuletzt in Bezug auf die einzel-
staatlichen Steuer- und Sozialsysteme. Sie
konkurrieren um Produktionsfaktoren
bzw. um die jeweiligen Einkommen als
Steuerbemessungsgrundlagen. Dies trifft
insbesondere Mitgliedsländer mit wohl-
fahrtsstaatlich bedingt relativ hohen Steu-
ern, Abgaben und Sozialleistungen, wie
z. B. Deutschland, Frankreich oder Italien
und die jungen Mitglieder der Europäi-
schen Union (EU) Schweden, Finnland und
Österreich. Eine weitere Integration der
EU und ihre Erweiterung um ost- und süd-
osteuropäische Länder könnten diesen
Wettbewerbsdruck – ceteris paribus –
nochmals verstärken.
Vor diesem Hintergrund wird im Folgen-
den zunächst die Frage nach der theoreti-
schen Begründung für die Annahme eines
zunehmenden Wettbewerbs gestellt, be-
vor die staatlichen Handlungsstrategien in
Bezug auf die Steuer- und Sozialpolitik
aufgezeigt werden. Die Konkurrenz wird
nun nicht nur innerhalb der EU zuneh-
men, sondern weltweit aufgrund intensi-
vierter Handels-, Kapital-, Informations-
und Kommunikationsverflechtungen
(„Globalisierung“2). Wie sollen Deutsch-
land und die EU auf diese globalen He-
rausforderungen reagieren? Kann die bis-
herige Entwicklung der Steuer- und So-
zialsysteme in der sich schon seit den acht-
ziger Jahren immer stärker integrieren-
den EU Modell für die Zukunft (und viel-
leicht auch für andere integrierte Wirt-
schaftsräume) sein oder müssen wir uns
stärker an alternativen Lösungsansätzen
orientieren? Muss es deshalb unter dem
Druck des sich vertiefenden und des er-
weiterten Europäischen Binnenmarkts
und der Globalisierung zu einem Paradig-
menwechsel kommen? Welche steuer-
und sozialpolitischen Schlussfolgerungen
wären daraus zu ziehen?

Ist die Furcht vor Steuer- und 
Sozialdumping gerechtfertigt?

Europäische Integration und noch mehr
die Globalisierung geben in Politik und
Wissenschaft zunehmend zu der Besorg-
nis Anlass, dass die nationalstaatlichen
Steuer- und Sozialsysteme immer weni-
ger den ihnen zugedachten fiskalischen
bzw. distributiven Zielsetzungen gerecht
werden könnten; die Steuerpflichtigen

würden sich diesen Ansprüchen immer
mehr entziehen und mit ihren Bemes-
sungsgrundlagen (Einkommen, Vermö-
gen u.ä.) dorthin „emigrieren“, wo sie
die günstigsten (Rendite-)Bedingungen
vorfinden, m.a.W. der geringsten Bela-
stung ausgesetzt seien. Die nationale
Steuerbasis würde also zunehmend „ero-
dieren“, was die betroffenen Staaten zu
gravierenden Anpassungen in ihrem Fi-
nanzgebaren auf der Einnahmenseite
der öffentlichen Haushalte mit entspre-
chenden Rückwirkungen auf die Ausga-
benseite zwinge: entweder steige die
Staatsverschuldung, was aber nur vorü-
bergehend möglich wäre, oder das An-
gebot an öffentlichen Leistungen müsste
zurückgeführt werden. Für die einen
gerät dadurch vor allem der Sozialstaat
unter Druck, für die anderen könnten
endlich der vermeintlich überbordende
Einfluss kollektiver Entscheidungen auf
die volkswirtschaftliche Ressourcenver-
wendung verringert, der Leviathan
„Staat“ gezähmt und die Effizienz staat-
lichen Handelns gesteigert werden.
Diese, gewissermaßen konventionelle,
Sicht- und Argumentationsweise, die in
den siebziger Jahren aufkam, reduziert
Mobilitätsentscheidungen auf die Kosten-
komponente „Steuer“ oder „Sozialbeiträ-
ge und ignoriert die Ausgabenseite der
öffentlichen Haushalte als Gegenleistung
für die Steuern und Abgaben. Weiter wird
die Frage des Lohncharakters und der Inzi-
denz der Sozialabgaben vernachlässigt.
Auch wirft, darüber hinaus, die angemes-
sene Berücksichtigung der „Umvertei-
lungsausgaben“ (vgl. Rodrik 1997, S. 29ff.)
ohne Frage erhebliche Probleme auf – im-
merhin dürften aber auch sie nicht nur für
die unmittelbar Begünstigten „nutzenstif-
tend“ sein, sondern auch für die Zahler in
Gestalt der Förderung des sozialen Kon-
senses. Die Analyse ignoriert, schließlich,
die Konsequenzen, die sich z.B. für den
Lohnanspruch oder das Angebot des im-
mobilen Faktors ergeben, wenn er via in-
direkte Steuern einen größeren Anteil der
Staatsausgaben zu finanzieren hat.
Trotz dieser Einschränkungen wird davon
ausgegangen, dass die zunehmende inter-
nationale Faktormobilität den Wettbe-
werb der einzelstaatlichen Steuer- und So-
zialpolitiken um die Faktoren Kapital und
Arbeit erhöht. Es wird befürchtet, dass
sich der Steuer- und Sozialwettbewerb in-
tensivieren wird – bis zu einem Standard
auf niedrigstem Niveau (race to the bot-
tom). Die Folge wäre, dass die Steuer- und
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Wie dem Steuer- und Sozialdumping 
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Sozialpolitiken der Nationalstaaten im-
mer mehr von den sogenannten Steuer-
oasen bzw. von den niedrigsten Sozial-
standards bestimmt werden (Steuer- bzw.
Sozialdumping). Die Aufrechterhaltung
nationalstaatlicher Regelungen würde
sich immer weniger funktional im Sinne
nationaler Präferenzordnungen an ent-
sprechenden Prioritäten orientieren kön-
nen. Analog zu Are your wages set in Bei-
jing? („Werden Ihre Löhne in Peking fest-
gesetzt?“ Freeman 1995) könnte man fra-
gen, inwieweit die steuerlichen und sozi-
alpolitischen Rahmenbedingungen von
den in den „Dublin-Docks“ in Irland bzw.
in Portugal oder zukünftig in Polen oder
Tschechien geltenden Konditionen be-
stimmt würden.

Zentral verordnete Mindeststandards
oder Wettbewerb der Institutionen?

Mit Blick auf die dargestellten, a priori
plausiblen Argumente werden unter-
schiedliche Optionen für die weitere Ent-
wicklung der deutschen wie der europäi-
schen Steuer- und Sozialpolitik diskutiert.
Im Grundsatz stehen sich zwei Modelle
zur weiteren Entwicklung und Anglei-
chung der (entsprechenden) staatlichen
Rahmenbedingungen gegenüber (Kath
und Kuck 1997): Das erste Modell tendiert
zu einer administrativen Angleichung der
unterschiedlichen Systeme im Sinne von
Mindeststandards, die auf Gemein-
schaftsebene vereinbart werden und zu
einer „Steuer-“ bzw. „Sozialunion“ oder
„-charta“ führen sollen; diese Vorgehens-
weise wird auch als ex-ante-Koordination
bzw. Harmonisierung oder harmonization
by administration – als Harmonisierung
„zentral“ von oben, also von Brüssel aus –
adressiert.
Das zweite Modell rekurriert auf den
„Wettbewerb der Institutionen“, bei dem
sich im Entdeckungsverfahren das wettbe-
werbsfähigste staatliche „Angebot“
durch voice and ggf. exit, oder – anders
ausgedrückt – Abstimmung mit den
Füßen durchsetzt (Tiebout 1956, Hirsch-
man 1970) und von dem man maßgebli-
che Effizienz- und Wachstumsgewinne er-
wartet; dieses Modell wird auch als ex-
post-Harmonisierung bzw. harmonization
by competition bezeichnet – quasi Harmo-
nisierung „subsidiär“ von unten bzw.
durch die „politischen“ Märkte, wo den
Präferenzen der Marktteilnehmer optimal
entsprochen würde.

In welchem Ausmaß haben sich die
nationalen Steuersysteme bereits 
angenähert?

Vor diesem Hintergrund interessiert, in-
wieweit die nationalen Steuer- und Sozial-
systeme in der EU bereits in der Vergan-
genheit konvergierten oder divergierten,
wie unterschiedlich sie sich am aktuellen
Rand darstellen und insofern der Bedarf
nach (kompetitiver oder administrativer)
Harmonisierung zu- oder abgenommen
hat. Bei Konvergenz stellte sich die Frage
nach den zukünftigen alternativen Hand-
lungsstrategien weniger drängend als bei
Divergenz. Im gegebenen Rahmen kann
Konvergenz bzw. Divergenz lediglich an-

hand einiger grober (mikro- und makro-
ökonomischer) Indikatoren, wie z.B. Steu-
ersätze sowie Steuer-, Sozialabgaben- und
Sozialleistungsquoten in Bezug auf das je-
weilige Bruttoinlandsprodukt (BIP), ge-
prüft werden.
In Bezug auf die Steuersysteme3 zeigt
Schaubild 1 die zwischen 1981 und 1995 in
den (vor der jüngsten Erweiterung der EU
um Finnland, Österreich und Schweden)
12 EU-Ländern (EU 12) erfolgte Anglei-
chung der Mehrwertsteuersätze (Normal-
sätze) auf eine Bandbreite zwischen 15
und knapp 21 v.H.4 sowie der Körper-
schaftsteuersätze auf einbehaltene Ge-
winne auf ein (durchschnittliches) Niveau
von rund 35 v.H. der jeweiligen Bemes-
sungsgrundlagen. Die Spitzensteuersätze
der Einkommensteuer wurden in den ver-
gangenen 15 Jahren erheblich zurückge-
führt, indes scheint hier die Diskrepanz
zwischen den betrachteten 12 EU-Ländern
eher zugenommen zu haben; die kleine-
ren EU-Länder haben ihre Sätze stärker re-
duziert als die größeren (mit Ausnahme
Großbritanniens).
Die jeweiligen Steuersätze haben ledig-
lich „Signalcharakter“ und mögen steu-
erpsychologisch von einiger Bedeutung
sein: sie bieten nur unzureichende Infor-
mationen über die tatsächliche Traglast
bzw. über die Belastung bestimmter
Wirtschaftsbereiche oder der Volkswirt-
schaft insgesamt. Diese ergibt sich aus
dem Zusammenspiel der Sätze mit den
Bemessungsgrundlagen, Steuervergün-
stigungen u.ä. und – in Bezug auf Teilbe-
reiche der Wirtschaft – mit Überwäl-
zungsvorgängen. Von ihrem Zusammen-
spiel ist es abhängig, inwieweit die u.U.

durch (formale) Steuerdivergenzen her-
vorgerufenen Wettbewerbsverzerrun-
gen verstärkt oder abgeschwächt wer-
den; es sind also ohne ausführlichere
Analysen keine definitiven Aussagen dar-
über möglich, inwieweit schon die for-
malen Unterschiede Wettbewerbsverzer-
rungen hervorrufen, die durch eine har-
monization by competition oder by ad-
ministration zu vermindern wären.
Um von Überwälzungsprozessen absehen
zu können, die bei der Einkommensent-
stehung und -verwendung i.d.R. eintre-
ten, wird im Folgenden der Angleichungs-
prozess in der EU in Bezug auf die natio-
nalen Anteile der Steuern und Abgaben
am jeweiligen BIP, m.a.W. in Bezug auf die
volkswirtschaftlichen Steuer- und Abga-
benquoten untersucht.

Entscheidend ist die 
faktische Belastung

Schaubild 2 stellt die Streuung der Quoten
innerhalb der EU 12 mit Hilfe des Varia-
tionskoeffizienten5 für die vergangenen
30 Jahre dar6. Dabei wurde der Koeffizient
gewichtet berechnet, um den sehr unter-
schiedlichen Größenverhältnissen in der
EU Rechnung zu tragen; als Gewichte
wurden die nationalen Steuereinnahmen
insgesamt verwendet. Der Wert reflektiert
somit vor allem die Angleichung der ge-
samtwirtschftlichen Steuer- und Abgaben-
belastung zwischen den fünf größeren
europäischen Ländern Deutschland,
Frankreich, Großbritannien, Italien und
Spanien, die zusammen 86 v.H. der Bevöl-
kerung und des BIP der EU 12 auf sich ver-
einigen.

Schaubild 1
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Es wird deutlich, dass die volkswirtschaftli-
chen Steuer- und Abgabenquoten in Eu-
ropa – übrigens im Gegensatz z.B. zu den
USA und Kanada innerhalb der Einzelstaa-
ten bzw. Provinzen – seit längeren konver-
gieren, am stärksten im Bereich der Kör-
perschaft- und Einkommensteuer sowie
der allgemeinen Verbrauchssteuern, was
sicher zu einem Teil der oben dargestell-
ten Vereinheitlichung der Steuersätze im
Steuerwettbewerb zu verdanken ist. Der
Variationskoeffizient für die Steuern ins-
gesamt ist seit 1975 um 2 v.H.-Punkte auf 
9 v.H. (1993) zurückgegangen. In Bezug
auf die Sozialbeiträge ist er als Folge der
anhaltenden Diskrepanzen (s. auch unten
in Bezug auf die Sozialleistungen) inner-
halb der EU 12, wie Großbritannien, Dä-
nemark und Irland, in denen nur in gerin-
gem Maße auf diese Abgaben zur Finan-
zierung der sozialen Sicherung zurückge-
griffen wird, und den übrigen Mitgliedern
mit namhafter Beitragsfinanzierung, bei
etwa 11 v.H. annähernd konstant geblie-
ben.
Die relativ geringe Diskrepanz der volks-
wirtschaftlichen Steuer- und Abgabenbe-
lastung zwischen den EU-Mitgliedslän-
dern dürfte weniger die Folge eines durch
zunehmende Mobilität der Faktoren ver-
schärften Steuer- und Abgabenwettbe-
werbs sein, der in der EU zu einer Harmo-
nisierung von „oben“ oder von „unten“
geführt hätte, als das Ergebnis einer ent-
wicklungsbedingten Umstrukturierung
der Steuer- und Abgabensysteme im Zeit-
ablauf; hier sind vor allem die „Hauptsäu-
len“ des Einnahmensystems, die (persönli-
che) Einkommensteuer sowie die (allge-
meinen und speziellen) Verbrauchssteu-
ern, angesprochen. Hinzu kommen die So-
zialversicherungsbeiträge; zusammen um-
fassen die genannten Abgaben jeweils 80
bis 90 vH aller staatlichen Einnahmen in
den EU-Ländern. Es zeigt sich in den ver-
gangenen drei Dekaden als Folge des je-

weiligen Auf- und Ausbaus des Wohl-
fahrtsstaates, aber auch der steigenden
Arbeitslosigkeit eine durchgängig zuneh-
mende Bedeutung der Sozialbeiträge und
eine tendenziell abnehmende der Ver-
brauchssteuern (Schaubild 3)7. Der Anteil
der Einkommensteuer an den betrachte-
ten staatlichen Einnahmen stieg in den ro-
manischen Ländern im Zuge des Auf- und
Ausbaus eines modernen Einkommen-
steuersystems und des Zurückdrängens
der lange Zeit dominierenden, leichter zu
administrierenden Verbrauchssteuern; in
der Bundesrepublik und in Großbritanni-
en blieb er aufgrund mehr oder weniger
regelmäßig zur 
Verhinderung sogenannter heimlicher

Steuererhöhungen (bracket creep) durch-
geführter Steuersenkungen bemerkens-
wert konstant.

„Erosion“ der Steuereinnahmen
durch die Globalisierung?

Trotz dieser beachtlichen Konvergenz in
den zurückliegenden Dekaden könnte es
mittlerweile aufgrund der erreichten
Integration in Europa zu einer „Erosion“
der Steuerbasen und der Steuereinnah-
men gekommen sein; sie könnte eine ver-
stärkte ex-ante-Koordinierung bzw. -Har-
monisierung – auch mit Blick auf die Er-
weiterung der Gemeinschaft – in der EU
im Sinne einer „Steuerunion“ erforderlich
erscheinen lassen. Politische Vorstöße
dazu hat es erst jüngst von Seiten der Bun-
desregierung gegeben; sie sind aber vor
allem von Großbritannien heftig zurück-
gewiesen worden.
Gerechtfertigt wird die Vermutung einer
„Steuererosion“ mit der Aufkommensent-
wicklung in Deutschland, die seit 1993 un-
erwartet stark von den jeweils aktuellen
Vorausschätzungen abwich (Deutscher
Bundestag 1996, Deutsche Bundesbank
1997 und von der Lippe 1998). Dies führte
zu entsprechenden „standortsichernden“
Maßnahmen im Bereich der Steuerpolitik.
Zur Erklärung der „Steuererosion“ leisten
allerdings die in der Globalisierungsdis-
kussion üblicherweise verwendeten Indi-
katoren, wie Außenhandels- sowie Direkt-
investitionsquote (jeweilige Anteile am
BIP), nach jüngsten RWI-Untersuchungen
keinen signifikanten Beitrag (Heilemann,
von Loeffelholz und Renn 1999) – auch
wenn auf Unternehmensebene die Dinge
nach Presseberichten über Großunterneh-
men, die ihre Körperschaftsteuern vor
allem im Ausland zahlen, mindestens z.T.
anders aussehen: mutatis mutandis gilt
dies auch in Bezug auf private Haushalte,
die der Kapitalertragsteuer für ihre zins-
tragenden assets durch die Verlagerung
nach Luxemburg oder in die Schweiz

Schaubild 2

Schaubild 3
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(wegen der dort ebenso wie vielfach in
Europa praktizierten Quellensteuerfrei-
heit für ausländische Anleger) auswei-
chen.
Gleichwohl sollten die Effekte der „Globa-
lisierung“ bzw. des Steuerwettbewerbs
angesichts der Zusammensetzung des
Steueraufkommens aus überwiegend
„immobilen“ Steuerarten vorläufig nicht
überschätzt werden. Spürbare Anteilsver-
ringerungen der „mobilen“ Abgaben, wie
Einkommen- und Körperschaftsteuern,
sind seit Mitte der achtziger Jahre unter
den EU- bzw. G7-Ländern außer in
Deutschland (-2,7 v.H des BIP) nur noch in
Großbritannien (-3,5 vH) und in Japan 
(-3,7 vH) festzustellen (Tabelle 1); könnten
auch mittelbares Ergebnis der Globalisie-
rung sein – sozusagen als second face of
power, die die „Globaphobia“ (Burtless et
al. 1998) schürt: von politischer Seite
wurde erstens die wirtschaftliche Integra-
tion vor allem innerhalb der EU vorange-
trieben, und zweitens wurden gerade bei
den Steuern, die als besonders verlage-
rungsanfällig gelten, Erleichterungen ein-
geführt.

Die Verringerung von Steuer-
einnahmen in Deutschland ist die
Folge von Steuervergünstigungen 
im Zuge der Deutschen Einheit

Deutlich ist dagegen – zumindest ex post –
der Zusammenhang zwischen der „Erosi-

on“ der Steuereinnahmen und den steu-
erpolitischen Maßnahmen im deutschen
Einigungsprozess (1991–1997 ca. 70 Mrd.
DM (geschätzt) zu erkennen; dies gilt auch
in Bezug auf andere Steuerrechtsände-
rungen (u.a. das Steueränderungsgesetz
1992). Es ist also festzuhalten, dass die
„Steuererosion“ in Deutschland vor allem
der unerwartet hohen Inanspruchnahme
von massiven Steuervergünstigungen zu-
zurechnen ist, die seit 1991 zum wirt-
schaftlichen und sozialen Aufbau in den
neuen Bundesländern gewährt wurden
und die mit erheblichen Fehlallokationen
der Ressourcen vor allem im Wohneigen-
tumsbereich verbunden waren; mit dem
Auslaufen der Vergünstigungen stabili-
siert sich die Aufkommensentwicklung,
wofür der Verlauf der Steuereinnahmen
am aktuellen Rand spricht.

Im Blick auf die Sozialleistungs-
systeme: eine zerklüftete 
europäische Landschaft

Im Gegensatz zu den Steuersystemen er-
scheinen die Sozialleistungssysteme in Eu-
ropa wesentlich differenzierter, sowohl
was das Niveau der Transfers als auch die
Finanzierungsmodalitäten via Steuern
oder Sozialbeiträge angeht; so stellt sich –
gemessen an den nationalen Sozialleis-
tungsquoten (Sozialausgaben in Prozent
des BIP) – die europäische Landschaft sehr
zerklüftet dar – mit „Spitzen“(-werten) in

Dänemark, Finnland, den Niederlanden
und Schweden und „Tälern“ mit Grie-
chenland, Irland, Spanien und Portugal
(Schaubild 4). Diese Divergenz, die sich
auch in einzelnen Zweigen der Sozialversi-
cherung, wie Alters-, Kranken- und Ar-
beitslosenversicherung, zeigt, kommt in
einem relativ hohen Streuungskoeffizien-
ten von 21 v.H. in 1994 zum Ausdruck;
1980 hatte er noch 25 v.H. betragen. Dies
könnte darauf hindeuten, dass in Bezug
auf die unterschiedlichen Sozialleistungs-
systeme ein erheblicher Wettbewerbs-
druck und damit Harmonisierungsbedarf
besteht, der durch die Europäische Inte-
gration und durch die Globalisierung
noch gesteigert werden könnte. Es gilt um
so mehr, als die für die nächsten 20 bis 30
Jahre absehbare demographische Ent-
wicklung in Europa8 zu einer weiteren Al-
terung der Bevölkerungen und auch zu
einer wesentlich stärkeren Erhöhung des
staatlichen Altersaufwands und eines ent-
sprechenden Finanzierungsbedarfs per
Steuern und Beiträge führen könnte als
sich dies z. B. für die Vereinigten Staaten
von Amerika und für Kanada abzeichnet.

Wettbewerbsverzerrungen und 
Wanderungsprozesse, die von den
Sozialleistungen ausgehen können

Eine erhöhte Mobilität von Kapital und
Arbeit in Europa könnte – wie gesagt – die
bestehenden Unterschiede auf Dauer auf
einem niedrigeren Niveau einebnen (plain
level) bzw. zur Vermeidung eines Sozial-
dumping eine ex-ante-Koordinierung
oder -Harmonisierung erforderlich ma-
chen. Theoretische Überlegungen machen
aber auch deutlich, dass Gefahren für die
„etablierten“ Wohlfahrtssysteme nur
dann drohen, wenn mindestens eine von
zwei Bedingungen erfüllt ist (von Loeffel-
holz 1998):
● Entweder müssen als Ergebnis der un-

terschiedlichen Sozialsysteme und ihrer
Finanzierung per Beiträge und Steuern
solche (Arbeits-) Kostendifferenzen
zwischen den EU-Ländern existieren,
dass Wettbewerbsvorteile im Güter-,
Waren- und Dienstleistungsaustausch
für die mit der niedrigen Kostenbelas-
tung und -nachteile für die mit der
hohen entstehen.

● Oder es müssen von den Leistungsdis-
krepanzen massive Wanderungsbewe-
gungen ausgelöst werden – von EU-
Mitgliedern mit den weniger generö-
sen („redistributiven“) Systemen zu den
Mitgliedern mit den generöseren (be-
nefit-shopping).

Hinsichtlich der Kostenunterschiede zählt
freilich – wie bekannt – weniger die abso-
lute Höhe aller Arbeitskosten einschließ-
lich etwaiger Sozialbeiträge der Arbeitge-
ber und sonstiger gesetzlicher, tarifver-
traglicher und freiwilliger „Lohnnebenko-
sten“ als vielmehr das Niveau der Lohn-
stückkosten. Dieses wird vor allem von der
Arbeitsproduktivität bestimmt, welche
von der Ausbildung und Motivation der
Arbeitskräfte („Humankapital“), von den
eingesetzten Maschinen und Ausrüstun-
gen („Realkapital“) sowie von den Inno-
vations- und Dispositionsfähigkeiten der
Unternehmen – im weiteren Sinne von der

Veränderung der Steuer- und Abgabenquoten in den EU-Ländern
1985 bis 1995; in vH-Punkten des jeweiligen BIP

Land Steuer- und Beitragsaufkommen

insge- Steueraufkommen Beitragsauf-
samt kommen

insge- darunter:
samt

persönliche Körper- Umsatz-und
Einkom- schaft- Verbrauch-

mensteuer steuer steuern

Österreich 0,1 -1,9 0,1 0,1 -2,1 1,9
Belgien -0,9 -0,9 -1,3 0,6 0,1 0,1
Dänemark 2,3 2,6 3,1 -0,2 -0,1 -0,3
Finnland 5,7 -0,0 0,2 1,0 -0,1 5,7
Frankreich 0,1 0,0 0,1 -0,3 -1,0 0,1
Deutschland 1,1 -0,4 -1,5 -1,2 1,1 1,5
Griechenland 6,9 5,3 3,0 1,6 2,1 1,6
Großbritannien -2,7 -2,1 -2,1 -1,4 0,6 -0,5
Irland -2,7 -2,1 0,6 1,7 -2,4 -0,5
Italien 6,8 5,7 1,7 0,4 2,5 1,1
Niederlande -0,1 1,0 -0,0 0,2 0,7 -1,1
Portugal 6,0 4,0 1,7 2,7 2,8 1,9
Spanien 5,2 4,8 2,5 0,4 1,5 0,4
Schweden -0,3 -2,3 -0,5 1,3 -1,2 2,0

insgesamt 1,6 0,7 0,3 0,2 0,3 0,9

nachrichtlich:
Vereinigte Staaten 1,8 1,3 0,9 0,6 0,1 0,4
Japan 0,9 -1,1 -2,2 -1,5 0,4 2,0
Kanada 4,2 2,4 2,5 0,3 -1,1 1,8

Eigene Berechnungen nach Angaben der OECD.
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materiellen und immateriellen Infrastruk-
tur des Landes – abhängig ist.9

Auf die Arbeitskosten hatten die 
unterschiedlichen Sozialleistungs-
systeme wenig Einfluss

Tabelle 2 zeigt die längerfristige Entwick-
lung der Arbeitskosten und der Sozial-
beiträge/-steuern in der EU in nominaler
und preisbereinigter (realer) Darstellung;
zusätzlich wird der Verlauf der Lohnstück-
kosten präsentiert. Überall in der EU sind
die Sozialbeiträge/-steuern im Zuge des
Ausbaus des Wohlfahrtsstaates schneller
gestiegen als die Arbeitskosten insgesamt,
wenn auch in geringerem Ausmaß in Dä-
nemark, Frankreich, Deutschland, in den
Niederlanden und in Großbritannien als in
den übrigen Mitgliedern der Union. Auf-
grund erheblicher Produktivitätsgewinne
in allen EU-Ländern stiegen die Lohn-
stückkosten viel langsamer als die (laufen-
den) Arbeitskosten insgesamt – am ge-
ringsten in der Bundesrepublik und in den
Niederlanden wegen jeweils einer durch-
gängig zurückhaltenden Lohnpolitik.
In realer Betrachtung waren Griechenland,
Irland und Spanien am erfolgreichsten bei
der Produktivitätssteigerung und damit bei
der Verbesserung ihrer (relativen) Wettbe-
werbsfähigkeit, obwohl dort die Sozial-
beiträge/-steuern erheblich stärker ange-
hoben wurden. Die empirische Evidenz
zeigt, dass die sehr differenzierte Entwick-
lung der Sozialbeiträge/-steuern (bisher)
nicht zu namhaften Wettbewerbsverzer-
rungen innerhalb der EU geführt hat. Ursa-
che dafür war, dass die (steigenden) Abga-
ben als Lohnbestandteile offenbar nur die
Struktur, nicht aber das Niveau der Arbeits-
kosten beeinflussten. Mit anderen Worten:
die effektive Inzidenz der Sozialbeiträge
einschließlich der Arbeitgeberanteile ruhte
– bei aller Unterschiedlichkeit in der länger-
fristigen Entwicklung und im Niveau in den
einzelnen EU-Mitgliedern – in weitgehen-
der Übereinstimmung mit der „konventio-
nellen Weisheit“ der Arbeitsmarkttheorie

vollständig auf den Schultern des Faktors
Arbeit (von Loeffelholz 1979). Dies deutet
darauf hin, dass es jedenfalls durch diese
Arbeitskosten bisher nicht zu spürbaren
Wettbewerbsverzerrungen in der EU ge-
kommen ist (auch OECD 1999), denen
durch eine wie immer geartete Koordinie-
rung und Harmonisierung entgegenge-
wirkt werden müsste. Davon getrennt wer-
den müssen – wie gesagt – gesamtwirt-
schaftliche und sektorale Niveauunter-
schiede bei den gesamten Lohn-(stück-)ko-
sten, z.B. zwischen den deutschen oder
französischen Arbeitnehmern auf der

einen Seite und portugiesischen oder grie-
chischen auf der anderen (zur Problematik
internationaler Lohnkostenvergleiche vgl.
Löbbe 1994). Diese Differenzen, die nach
der vorliegenden Analyse nicht oder nicht
in erster Linie Resultat unterschiedlicher so-
zialer Sicherungssysteme sind, sondern un-
terschiedlicher Arbeits- und Kapitalproduk-
tivitäten, können wegen der Freizügigkeit
der Arbeitnehmer im europäischen Bin-
nenmarkt zu branchenspezifischen Ver-
drängungsprozessen, insbesondere im
Baugewerbe, führen. Auch hier ist von
einer ex-ante-Koordinierung bzw. -Harmo-
nisierung trotz der genannten Probleme
abzuraten. Diese Initiativen würden ver-
mutlich zu einer Angleichung auf höherem
Niveau, etwa durch Mindestlöhne führen,
wie sie schon aufgrund der sog. Entsende-
richtlinie z.B. in Deutschland für vorüber-
gehend tätige EU-Arbeitskräfte in der Bau-
wirtschaft bestehen. Dadurch werden die
Wettbewerbsvorteile der Länder mit gerin-
geren Kostenbelastungen zugunsten der
Positionen der Hochlohn-Länder vermin-
dert, was mit zusätzlichen Arbeitsmarkt-
und Wachstumsproblemen verbunden ist
und der Europäischen Integration zuwider-
läuft (siehe auch Sachverständigenrat zur
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung 1996).
Bestätigt wird die Schlussfolgerung im
Hinblick auf die Sozialleistungssysteme
auch durch den empirischen Befund, dass
nur 7 v.H. der Unterschiede in den Arbeits-
kosten in der EU durch die unterschiedli-
chen Sozialbeiträge/-steuern erklärt wer-
den können; vor zehn bzw. vor 15 Jahren
waren es sogar nur 3 v.H. bzw. 1,8 v.H.10.
Inwieweit in Zukunft diese Anteile weiter
steigen und insofern Anpassungsbedarf
signalisieren, muss offen bleiben.

Arbeitskosten und Lohnstückkosten1 in den EU-Ländern2

1970–1995; jahresdurchschnittliche Veränderungsrate in v.H.

Arbeitskosten darunter: Sozialbeiträge Lohnstück-
insgesamt (Arbeitnehmer- und kosten

Arbeitgeberanteile)

nominal real3 nominal real3 nominal real3

Belgien 7,9 2,7 8,9 3,7 5,2 0,0
Dänemark 8,1 1,6 8,6 2,1 5,6 –0,9
Finnland 11,3 3,6 16,8 9,1 7,4 –0,3
Frankreich 8,9 2,0 10,8 3,9 6,0 –0,9
Deutschland 5,4 1,5 7,4 3,5 3,4 –0,5
Griechenland 16,9 1,3 21,0 5,4 14,4 –1,2
Großbritannien 10,6 1,9 11,6 2,9 8,3 –0,4
Irland 11,7 3,1 16,5 7,9 7,5 –1,1
Italien 13,1 1,9 15,2 4,0 10,4 –0,8
Niederlande 6,0 1,8 7,7 3,5 3,7 –0,5
Portugal 18,3 3,3 22,1 7,1 15,2 0,2
Österreich 7,3 2,5 9,3 4,5 4,4 –0,4
Spanien 13,4 2,6 16,9 6,1 9,7 –1,1
Schweden 9,2 1,5 12,8 5,1 7,1 –0,6

nachrichtlich:
Vereinigte 
Staaten 5,9 0,7 9,1 3,9 4,9 –0,3
Japan 6,9 2,9 11,0 7,0 4,0 0,0

Eigene Berechnungen nach Angaben der OECD. – 1 je Arbeitnehmer in der Privatwirtschaft. 
– 2 ohne Luxemburg wegen fehlender Angaben. – 3 Nominale Werte abzüglich BIP Deflator.

Tabelle 2
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Wanderungsbewegungen durch 
unterschiedliche Sozialleistungs-
systeme kaum ausgelöst

Was mögliche Wanderungsbewegungen
innerhalb der EU aufgrund von Diskre-
panzen bei den Sozialleistungen angeht,
müssen zwei Aspekte unterschieden wer-
den:
Zum einen das Ausmaß, in dem die einzel-
staatlichen Sozialsysteme durch Sozial-
beiträge/-steuern oder durch allgemeine
Steuern aus dem Staatshaushalt finanziert
werden11. Je größer der Steueranteil ist,
um so attraktiver ist das Sozialsystem, weil
es höhere Umverteilungsanteile (z.B. in
Deutschland zur Finanzierung der Rente
nach Mindesteinkommen u.ä.) enthält
und insofern für potentielle Wanderer
„generöser“ erscheint als ein vor allem
beitragsfinanziertes System, in dem die
gezahlten Beiträge und die zu erwarten-
den Transferansprüche in einer mehr oder
weniger festen Relation zueinander ste-
hen. Wenn die Sozialpolitik insofern Mig-
rationsprozesse in Richtung auf die steu-
erfinanzierten Systeme hin und weg von
den beitragsfinanzierten auslösen würde,
wäre dies der effizienten Allokation des
Faktors Arbeit abträglich und würde die
Notwendigkeit einer Vereinheitlichung
der Systeme unterstreichen.
Zum anderen ist zu berücksichtigen, wie
stark die Wanderungen (von Arbeitskräf-
ten) innerhalb der EU überhaupt sind. Sie
sind von den Immigrationen von außer-
halb der EU zu unterscheiden, die vor
allem bis zum Anwerbestopp 1973 und ab
1988 im Zuge der politischen Umwälzun-
gen in Ost- und Süd-Ost-Europa – nicht zu-
letzt auch aufgrund der Attraktivität der
westeuropäischen Sozialsysteme und „In-
frastrukturen“ – erheblich zugenommen
haben12; diese Zuwanderungen können
indes bei der Frage nach dem innereu-
ropäischen Harmonisierungsbedarf zur
Vermeidung von Wettbewerbsverzerrun-
gen oder Wanderungen außer Betracht
bleiben.
Tabelle 3 zeigt die unterschiedliche Finan-
zierungsstruktur der – im Einzelnen auch
bezüglich des jeweils von den Staaten an-
gestrebten Absicherungsniveaus sehr dif-
ferierenden (s. oben Schaubild 4) – Sozial-
transfers in den 15 EU-Ländern 1980 und
1994. Sie setzen sich aus den Ausgaben für
folgende Sicherungsbereiche zusammen:
Krankheit/Invalidität/Arbeitsunfall,
Alter/Hinterbliebene, Familie/Mutter-
schaft, Arbeitslosigkeit/Beschäftigungs-
förderung und Sonstige. Deutlich wird,
dass Dänemark bei der allgemeinen Steu-
erfinanzierung des Sozialhaushalts mit 95
v.H. (1994) wegen der Bestreitung der
Ausgaben über die relativ hohe Einkom-
men- und Mehrwertsteuer (s. oben auch
Schaubild 1) einsam die Spitze hält, ge-
folgt von Großbritannien und Irland (77
v.H.) und Finnland (63 v.H.). Die geringsten
Steuer- und dementsprechend höchsten
Beitragsanteile weisen Griechenland (13,1
v.H.), Frankreich (36,7 v.H.), Belgien (43,0
v.H.) und die Niederlande (43,1 v.H.) auf;
in der Mitte der Rangskala, die sich zwi-
schen 1980 und 1994 nicht wesentlich ver-
ändert hat, liegt Deutschland mit einem
ausgeglichenen Verhältnis von 50:50. Dies

gilt nur für die Sozialtransfers in Deutsch-
land insgesamt, in den einzelnen Zweigen
der Sozialversicherung bestehen unter-
schiedliche Proportionen. So ist der Bei-
tragsanteil in der Gesetzlichen Kranken-
versicherung (einschließlich Pflegeversi-
cherung) 100 v.H., gefolgt von der Gesetz-
lichen Rentenversicherung und der Ar-
beitslosenversicherung mit ca. 3/4 der Aus-
gaben. Demgegenüber wird die Familien-
politik vollständig durch steuerfinanzierte
Leistungen bzw. Steuerverzichte bestrit-
ten.
Wenn Wanderungsprozesse von unter-
schiedlicher Umverteilungs-„intensität“
der Sozialsysteme ausgelöst würden,
müssten sie von den letzteren mit relativ
geringen Redistributionselementen (also
von Griechenland, Frankreich, Belgien,
Niederlande) zu den ersteren mit den
höheren (Dänemark, Großbritannien, Ir-
land, Finnland) im Sinne eines benefit-
shopping ausgelöst werden.
Die empirische Evidenz zeigt allerdings
eine sehr geringe (Arbeits-)Migration in-
nerhalb der EU (OECD 1999): nur 0,3 v.H.
aller EU-Erwerbspersonen (0,5 Mill.) verla-
gern pro Jahr ihren Wohnsitz von einem
Mitgliedsstaat in den anderen. Dies er-
scheint als quantité négligeable z.B. im
Vergleich zur Bundesrepublik oder zu den
Vereinigten Staaten, wo jährlich 1 v.H.
bzw. 3 v.H. der Einwohner von einem Bun-
desland bzw. -staat in ein(en) anderes(en)
umziehen. Die tatsächliche Quell- und
Zielstruktur der Arbeitskräftewanderun-
gen innerhalb der EU entspricht auch
nicht den theoretischen Vorstellungen;
Quellländer sind vor allem Belgien, Frank-
reich, Italien und Großbritannien, Ziel-
länder Deutschland, Luxemburg und Spa-
nien.
Mit einem Blick auf die innerhalb der EU
aus verschiedenen gesellschaftlichen, kul-

turellen und vor allem sprachlichen Grün-
den – trotz Freizügigkeit der EU-Arbeit-
nehmer seit 20 Jahren – noch immer rela-
tiv geringe Arbeitsmobilität ist somit fest-
zustellen unterschiedlich „generösen“ So-
zialsysteme in den einzelnen EU-Staaten
haben offensichtlich bisher noch keine
entsprechenden Wanderungsbewegun-
gen ausgelöst; die Bedeutung der beste-
henden Barrieren dürfte auch für die ab-
sehbare Zukunft, wenn überhaupt, nur
geringfügig abnehmen, so dass auch aus
diesem Grund eine Koordinierung oder
gar Harmonisierung der Sozialpolitiken
im Sinne einer „Sozialunion“ nicht vor-
dringlich erscheint.

Fazit: Es geht auch ohne Steuer- 
und Sozialunion

Die empirische Analyse macht deutlich,
dass die Konvergenz der europäischen
Steuerpolitiken und -systeme in den ver-
gangenen zwei bis drei Dekaden erheb-
lich war und dass insoweit gegenwärtig
steuerlich bedingte, „unvertretbare“
Wettbewerbsverzerrungen im allgemei-
nen nicht festzustellen sind. Letzteres gilt
auch grundsätzlich für die Sozialpolitiken
und -abgaben, die zwar europaweit we-
sentlich stärker differieren, die sich aber
i.d.R. zusammen mit den anderen Arbeits-
kosten, insbesondere den Tariflöhnen, in-
nerhalb der von der jeweiligen Produkti-
vität vorgegebenen Grenzen bewegen
und insofern kosten- und wettbewerbs-
neutral sind. Insoweit haben die unter-
schiedlichen Sozialleistungsniveaus in der
EU zusammen mit den erheblich divergie-
renden Finanzierungsstrukturen offenbar
bisher zu keinen Wanderungsbewegun-
gen von Arbeitskräften i.S. eines benefit-
shopping geführt. Die aufgezeigte Ent-
wicklung, die vor allem in den vergange-

Finanzierung der Sozialtransfers in den EU-Ländern
durch Beiträge und Steuern

1980 und 1994

Sozialtransfers Finanzierung in v.H.
in v.H. des Sozialbeiträge Steuern

jeweiligen BIP (Arbeitnehmer- und
Arbeitgeberanteile)

1980 1994 1980 1994 1980 1994

Belgien 28,0 27,0 48,1 57,0 51,9 43,0
Dänemark 28,7 33,7 2,9 4,7 97,1 95,3
Finnland 18,6 34,8 38,7 36,8 61,3 63,2
Frankreich 25,9 30,5 68,8 63,3 31,2 36,7
Deutschland 28,87 30,8 45,8 50,2 54,2 49,8
Griechenland 9,7 16,0 49,6 86,9 50,4 13,1
Großbritannien 21,4 28,1 27,3 22,3 72,7 77,7
Irland 20,6 21,1 23,0 23,1 77,0 76,9
Italien 19,4 25,3 50,6 51,7 49,4 48,3
Luxemburg 26,5 24,9 42,0 47,3 58,0 52,7
Niederlande 30,1 32,3 56,5 56,9 43,5 43,1
Österreich 22,4 30,2 54,9 51,0 45,1 49,0
Portugal 12,8 19,5 73,8 46,8 26,2 53,2
Spanien 18,1 23,6 72,8 52,2 27,2 47,8
Schweden 32,0 37,6 44,1 38,6 55,9 61,4

Eigene Berechnungen nach Angaben von Eurostat und der OECD.
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nen zwei Dekaden in der EU stattgefun-
den hat, verlief weitgehend ohne ex-ante-
Harmonisierung der untersuchten Poli-
tikbereiche, also nicht nach dem Muster
einer Steuer- oder Sozialunion. Der Ver-
lauf ist vielmehr das Ergebnis einer ex-
post-Harmonisierung durch die wirt-
schaftliche Integration in Europa – durch-
aus auch durch eine Art second face of
power, bei der auch der institutionelle
Wettbewerb als Entdeckungsverfahren
für nachhaltig überlegene Lösungen eine
erhebliche Rolle spielte; diese Entwick-
lung kann insofern durchaus „Modell“ für
die Vertiefung und Erweiterung der EU
sein, aber auch für andere sich (weiter) in-
tegrierende Wirtschaftsräume in Amerika
oder Asien (Garten 1992, Albert 1993).
Aus empirischer Sicht ist damit auch die
Frage nach der zukünftigen steuer- bzw.
sozialpolitischen Handlungsstrategie in
der EU beantwortet: sie sollte sich wie bis-
her auch grundsätzlich am Modell des in-
stitutionellen Wettbewerbs orientieren.
Dies sollte in der Praxis aber auch eine ge-
nerelle Vermeidung von wettbewerbs-
widrigen Maßnahmen in steuer- und so-
zialpolitischer Hinsicht bedeuten: deshalb
sollte der EU-Subventionskodex nicht nur
– wie bisher – auf direkte staatliche Beihil-
fen angewendet werden, sondern we-
sentlich schärfer als gegenwärtig z.B. auch
auf Steuervergünstigungen in Gestalt von
Vorzugsbehandlungen von Kapitalein-
kommen (OEDC 1998)13. Diese Verantwor-
tung wäre insbesondere stärker bei der
EU-einheitlichen Besteuerung von Ge-
winn- und Zinseinkünften wahrzunehmen
und ggf. auf eine weltweite Koordinie-
rung unter den betroffenen Ländern
(„Club“) auszudehnen (Krause-Junk 1996,
Lawrence et al. 1996).
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und Gesamthochschulen zum Thema „Staat und
Wirtschaft im Zeichen der Globalisierung – Ord-
nungswettbewerb in Theorie und Praxis“ vom 5. bis
7. Mai 1999.

2 Vgl. dazu IMF 1996 und Scharpf 1997 sowie Haber-
mas 1998 und Reinicke 1998; in Bezug auf die He-
rausforderungen der Globalisierung für die Steuerpo-
litik im allgemmeinen vgl. Tanzi 1995 sowie Tanzi
1996 und für die deutsche Politik im besonderen Hei-
lemann und von Loeffelholz 1999.

3 Vgl. dazu ausführlich H.D. von Loeffelholz 1996.
4 Die einzige Ausnahme bildet Dänemark mit einer Er-

höhung des (normalen) Mehrwertsteursatzes von 22
v.H. auf 25 v.H.

5 Dieser Koeffizient stellt die Standardabweichung in
v.H. vom arithmetischen Mittelwert dar.

6 Die Beschränkung auf diese 12 Länder hat im wesent-
lichen statistische Gründe. Die folgende Auswertung
basiert auf den laufenden Veröffentlichungen der
OECD lfd. Jahre.

7 Eine Ausnahme bildet Großbritannien mit einer zwi-
schen den beiden Untersuchungsjahren fast unverän-
derten Struktur.

8 Hier ist insbesondere darauf hinzuweisen, dass in die-
ser Phase die geburtenstarken Jahrgänge der Nach-
kriegskohorten in den Ruhestand treten, die Gebur-
tenraten anhaltend niedrig verlaufen und eine wei-
tere Erhöhung der Lebenserwartung zu erwarten ist.

9 In statistischer Hinsicht ist auch der Verlauf der Ar-
beitslosigkeit von Bedeutung: bei steigender Arbeits-
losigkeit steigt für sich genommen die Arbeitspro-
duktivität und umgekehrt.

10 Vgl. von Loeffelholz 1998.
11 Von einer Finanzierung durch Staatsverschuldung

wird hier abgesehen, weil sie auf längere Sicht mit
einer Steuerfinanzierung gleichgesetzt werden kann.

12 Vgl. dazu im einzelnen von Loeffelholz und Köpp
1998.

13 Der EWG-Vertrag sieht zwar nur ein Verbot direkter
staatlicher Beihilfen an Unternehmen vor, um Wett-
bewerbsverzerrungen und Handelsbeschränkungen
innerhalb der EU vorzubeugen (§ 92 EWGV), wobei
regionale Beihilfen unter bestimmten Bedingungen
zugelassen sind. Obwohl Steuervergünstigungen
nicht unter diesen Subventionskodex fallen, wird das
regionalpolitische Argument in bezug auf die Ver-
günstigungen, die in den irischen Docklands („Dub-
lin-Docks“) oder den niederländischen coordination-
centers gewährt werden, herangezogen (von Loeffel-
holz 1996).
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Bildungseinrichtung des Landes 
Baden-Württemberg.

1. Wir erfüllen einen öffentlichen Auftrag. 
Politische Bildung ist eine Bringschuld 
des Staates gegenüber seinen Bürgerinnen 
und Bürgern. 

2. Wir erfüllen diesen Auftrag partnerschaftlich 
mit anderen staatlichen und gesellschaftlichen 
Organisationen.

3. Wir sind die zentrale Dienstleistungs- und 
Service-Einrichtung für die politische Bildung 
in Baden-Württemberg. 

4. Wir sind Bestandteil der politischen Kultur 
und leisten einen Beitrag zur Sicherung der 
freiheitlichen und demokratischen Zukunft 
unseres Landes. 

5. Wir sind Garant für Pluralität, Ausgewogenheit 
und Qualität in der politischen Bildung.

Die Landeszentrale ist eine Service-
Stelle für alle Bürgerinnen und Bürger.

6. Wir bieten Information und Orientierung 
für die Meinungs- und Urteilsbildung in einer 
komplizierter werdenden Welt. Wir bieten 
Beratung und Unterstützung in Fragen der 
politischen Bildung. 

7. Wir haben ein breites Angebot an Veran-
staltungen und Publikationen. Wir entwickeln 
und verbreiten es allein und zusammen mit 
unseren Partnern. 

8. Wir richten unser Angebot an alle Bürgerinnen 
und Bürger des Landes. In ihrer Vermittler-Rolle 
sprechen wir Multiplikatorinnen und 
Multiplikatoren besonders an. 

9. Wir wollen noch mehr Menschen für bürger-
schaftliches und politisches Engagement 
gewinnen. Deshalb entwickeln wir unser 
Angebot ständig weiter und erproben neue 
Wege und Methoden der politischen Bildung. 

10. Wir wissen, dass unsere Angebote einen 
überzeugenden praktischen Nutzwert haben 
müssen. LE
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DDie Landeszentrale ist ein Forum

für Menschen und Themen.

11. Wir stehen für Kontinuität in der Behandlung 
politischer Grundfragen und vertreten offensiv 
die Idee der Freiheit und der Demokratie. 

12. Wir sind zukunftsorientiert und greifen neue 
Entwicklungen in Politik und Gesellschaft auf. 

13. Wir sind offen gegenüber Menschen und Themen
und treten für Akzeptanz und Toleranz gegen-
über ihren Positionen und Fragestellungen ein. 

14. Wir setzen uns in unseren Angeboten und inner-
halb der  Landeszentrale für die Förderung der 
Chancengleichheit von Frauen und Männern ein.

15. Wir bieten Raum und Zeit für Gespräche, 
für Begegnungen und für kritisch-konstruktive 
Auseinandersetzungen. Die Leitmotive unserer 
Arbeit lauten „Horizonte erweitern“, 
„Brücken schlagen“ und „Mut proben“. 

Die Landeszentrale ist so gut wie
ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

16. Wir sind ein Team, in dem alle einen wichtigen 
Beitrag zum Gelingen des Ganzen leisten, ob 
in der Hauswirtschaft und Hausverwaltung 
unserer Tagungsstätte, im allgemeinen 
Verwaltungsbereich, in der Sachbearbeitung 
der Referate oder in der pädagogischen und 
publizistischen Referatsarbeit.

17. Wir garantieren inhaltliche Kompetenz und 
organisatorische Zuverlässigkeit. Wir sind 
selbstkritisch und unterziehen unsere Arbeit 
ständiger Überprüfung. Wir verbessern 
die Qualität unserer Arbeit durch ständige 
Fort- und Weiterbildung.

18. Wir begegnen unseren Kunden, Partnern 
und Gästen freundlich und zuvorkommend. 
Wir bearbeiten Anfragen, Bitten und Wünsche
sachkundig, umsichtig und rasch. Wir sind 
kreativ und flexibel. Wir arbeiten wirtschaft-
lich, sparsam und umweltverträglich.

19. Wir legen Wert auf durchschaubare Arbeits-
strukturen, nachvollziehbare Arbeitsabläufe
und klare Zuständigkeiten. Wir arbeiten bei 
Bedarf in Arbeits- und Projektgruppen zusammen
und beziehen dabei alle betroffenen Kolleginnen 
und Kollegen mit ein. Wir geben den beruflichen
Entfaltungsmöglichkeiten die notwendigen 
Spielräume.

20. Wir reden offen miteinander und informieren 
uns gegenseitig so, dass alle ihre Aufgaben 
optimal erfüllen können. Unser Umgang unter-
einander ist von Kollegialität und Hilfsbereitschaft,
von Freundlichkeit und Sachlichkeit sowie von 
Achtung und Respekt geprägt.

Seit dem 8. Juli 1999 verfügt die Landeszentrale über ein Leitbild, das einmütig in einer
Personalversammlung verabschiedet wurde. Dieses Leitbild ist auf dem Hintergrund der
Aufgabenstellung der Landeszentrale entwickelt worden, die in der Bekanntmachung der
Landesregierung über die Errichtung einer Landeszentrale für politische Bildung definiert 
ist. Uns ist klar, dass wir mit dieser Veröffentlichung des Leitbilds den Maßstab liefern, 
mit dem die Qualität unserer Arbeit gemessen werden kann.

Siegfried Schiele, Direktor

Landeszentrale
für politische Bildung
Baden-Württemberg
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Die Folgen der Internationalisierung von Politik und Wirtschaft

Globalisierung
demokratiefeindlich?
Ein Tagungsbericht

Von Irmgard Hantsche und Michael Wehner

Demokratie und die Internationalisierung
von Politik und Wirtschaft war das Thema
einer internationalen Fachtagung, die
vom 3. bis 8. Oktober 1999 im Haus auf
der Alb der Landeszentrale für politische
Bildung in Bad Urach stattfand. Mitveran-
stalter waren die Bundeszentrale für poli-
tische Bildung und das Center for Civic
Education der USA. Der folgende Ta-
gungsbericht wurde verfasst von Prof. Dr.
Irmgard Hantsche, Universität Duisburg,
und Dr. Michael Wehner, Landeszentrale
Außenstelle Freiburg. Red.

„lnternationalisierung“ 
oder „Globalisierung“?

Schon seit längerer Zeit wird intensiv über
den Begriff Globalisierung und deren Aus-
wirkungen diskutiert. Gerade und vor
allem die politische Bildungsarbeit muß
sich der Herausforderung stellen, welche
Antworten sie auf die bei vielen Men-
schen Ängste auslösenden Fragen nach
den Folgen der Globalisierung geben
kann. Auf Einladung der Bundeszentrale
für politische Bildung, der Landeszentrale
für politische Bildung Baden-Württem-
berg und des Center for Civic Education
(USA) diskutierten Experten, Hochschul-
lehrende und politische Bildner aus
Deutschland, Dänemark, Schweden, Itali-
en und den USA eine Woche lang aus ver-
schiedenen Blickwinkeln die Ursachen
und Zusammenhänge dieser neuen (?)
Form von „Internationalisierung“ in den
90er Jahren.
Obwohl die Tagung unter dem Motto
„Demokratie und die Internationalisie-
rung von Politik und Wirtschaft“ stand,
wurde nie von Internationalisierung ge-
sprochen, sondern immer von Globalisie-
rung. Dies liegt wohl daran, dass das Wort
Globalisierung seit einiger Zeit Konjunk-
tur hat und in vielerlei Zusammenhängen
benutzt wird, und zwar nicht nur in Bezug
auf Politik und Wirtschaft. Dennoch
scheint Globalisierung der weitergehende
Begriff zu sein, indem er nicht wie das
Wort Internationalisierung auf die feste
Größe von Staaten und Völkern bezogen,
sondern gewissermaßen grenzenlos ist.
Globalisierung ist demzufolge ein eher
schwammiger Begriff. Von daher ist es
fraglich, ob dieser Begriff auf Dauer in 
der wissenschaftlichen Diskussion Bestand
haben wird. 
Gregor Walter (Universität Bremen) z.B.
wollte Globalisierung durch den Begriff
der gesellschaftlichen Transaktionen er-

setzt wissen. Mehrere nichtstaatliche Ak-
teure interagieren über Handels-, Finanz-,
Verkehrs- oder Kommunikationsströme.
Allerdings besagt dies noch nichts über
die Reichweite dieser Transaktionen; diese
können sich durchaus auch innerhalb des
nationalen Rahmens abspielen, also ohne
internationale oder gar weltweite Aus-
dehnung. Zusätzlich führte Gregor Walter
daher noch den Begriff der Denationali-
sierung ein, worunter er eine Entgren-
zung oder einer Entwichtigung national-
staatlicher Prinzipien und Grenzen ver-
stand.

Drei Modelle internationalen 
Regierungshandelns

Hilfreich scheinen da die Einteilungskrite-
rien von Volker Rittberger (Universität Tü-
bingen) zu sein. Rittberger bezog in viel
stärkerer Weise als Walter den Bereich des
Staates ein und hob in seinem Vortrag auf
internationales Regierungshandeln ab,
für das er drei Modelle formulierte. Zwei
davon verwarf er, nämlich erstens das Mo-
dell des Weltstaates als machtvolle zentra-
le Instanz. Dieser Weltstaat würde zur Be-
seitigung der souveränen Nationalstaaten
führen und könnte zudem nur unter bluti-
ger Gewaltanwendung eingerichtet wer-
den. Nicht erstrebenswert ist auch das
zweite Modell in der Form des hegemo-
nialen Regierens, das von einer Hierarchie
ausgeht und ebenfalls nicht ohne Gewalt,
zumindest nicht ohne die überragende
Dominanz eines Staates auskommt. Das
dritte Modell hingegen hat die horizon-
tale Selbstkoordination zur Grundlage
und hebt die Selbstbestimmung der ein-
zelnen Staaten nicht auf, wenngleich es
ihre Freiheiten teilweise beschneidet.
Diese Einschränkung zeigt sich im gele-
gentlich notwendigen Verzicht auf natio-
nale Sonderinteressen. Dieses dritte Mo-
dell geht also von einer zwischenstaat-
lichen Norm- und Regeleinhaltung aus.
Kurzfristig mag sich dies für den jeweili-
gen Staat nachteilig auswirken, langfristig
scheinen die positiven Effekte zu überwie-
gen, und an den Erfolgen partizipieren
alle beteiligten Staaten. Nur dieses Verhal-
ten legt die Grundlage für langdauernde
internationale Kooperationen und schafft
eine Vertrauensbasis, auf der allein Zu-
sammenarbeit und Partnerschaft möglich
sind. Dass auch dieses Modell Nachteile
hat, führte Rittberger ebenfalls aus. So
verlieren z.B. nationale Regierungen an
Bedeutung, und die Mitbestimmungs-

möglichkeiten der Bürger in den ein-
zelnen Staaten könnten sich durch inter-
nationale Abmachungen und Bindungen
verringern, was zur Aushöhlung des
Demokratieverständnisses führen würde.

Setzt Demokratie überschaubare 
Einheiten voraus?

Damit stellt sich die Frage nach dem Zu-
sammenhang von Demokratie und Globa-
lisierung. Setzt Demokratie nicht über-
schaubare Einheiten voraus, wie erst der
Nationalstaat sie ermöglicht? Kann es in-
sofern den „Weltbürger“ überhaupt
geben? Will Harris (University of Pennsyl-
vania, Philadelphia) verneinte diese Frage
und sagte: „To be a ,citizen‘ of the world,
is to be no citizen at all – if citizenship per-
tains to membership in a polity.“ Je größer
die Einheit ist, um so geringer werden die
politischen Einflussmöglichkeiten des Ein-
zelnen. Wo bleiben dann aber die ratio-
nalen und emotionalen Bindungen des
Staatsbürgers zu den jeweiligen Grundla-
gen der Demokratie? Will Harris hat sehr
deutlich zum Ausdruck gebracht, dass es
nicht reicht, sich an die Verfassung gebun-
den zu fühlen, sich ihr also passiv zu un-
terwerfen; vielmehr sei es notwendig,
aktiv für sie einzutreten. Dies scheint auf
globaler Ebene jedoch kaum möglich zu
sein. Wer einem globalen Konstitutiona-
lismus und einem einheitlichen demokra-
tischen System das Wort redet, scheint es
sich zu einfach zu machen. Selbst der au-
genblickliche Enthusiasmus für ein glo-
bales ökonomisches System darf darüber
nicht hinwegtäuschen. Die globale Öko-
nomie funktioniert weitgehend, die uni-
verselle Demokratie muß erst geschaffen
werden.

Demokratiefördernde Auswirkungen
von Globalisierung

Robert Schadler (President of Educational
Enrichments, Washington) stellte seinen
Vortrag unter das Thema „Why walls, bor-
ders, as well as non-walls and non-bor-
ders, have two sides or why globalization
is good and bad“. Und auch er bezweifel-
te, dass es legitim und möglich sei, die De-
mokratie auf globaler Basis zu schützen
oder einzurichten. Seiner Ansicht nach
sind Grenzen unter Umständen hilfreich
für den Bestand von Demokratien, wie sie
überhaupt nicht nur Trennung bewirken,
sondern auch Schutz bieten. Und da De-
mokratie fast immer auch ein geogra-
phisch, vielleicht sollte man besser sagen:
ein regional bestimmtes Konzept ist, be-
darf sie fester Abgrenzungen – und sei es
nur, um die Wählerschaft zu definieren.
Es wäre allerdings falsch, aus diesen Über-
legungen abzuleiten, Globalisierung sei
generell demokratiefeindlich. Der Aus-
tausch von Informationen und Meinun-
gen, wie sie unter anderem das Internet
ermöglicht, kann die Entwicklung der De-
mokratie in totalitären Staaten fördern.
Wie sonst ist zum Beispiel der Versuch
Chinas zu verstehen, den elektronischen
Datenfluss zu kontrollieren und zu be-
schränken. Die Intensivierung von Han-
delsströmen, und zwar bezogen auf
Waren wie Kapital, kann sich ebenfalls
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stabilisierend auf die Ausbildung oder den
Erhalt demokratischer Strukturen auswir-
ken, wie die jungen osteuropäischen De-
mokratien belegen. Trotz aller Missbräu-
che durch staatliche Institutionen oder ge-
sellschaftliche Gruppen in den Ländern
der ehemaligen Sowjetunion besteht Ei-
nigkeit darüber, dass eine Unterbindung
der westlichen Kapitalströme und Wirt-
schaftshilfen äußerst negative Auswirkun-
gen für den Aufbau eines demokratischen
Systems in diesen Staaten haben würde.

Die Bedeutung internationaler 
Wirtschaftsverflechtungen

Besonders im wirtschaftlichen Bereich
scheint der Vorgang der Globalisierung
von besonderer Bedeutung zu sein. Ralph
E. Ancil (Director of the Wilhelm Roepke
Institute, Steubenville) unterschied in sei-
nem Vortrag die globalen, regionalen und
lokalen Aspekte der Globalisierung. Für
den globalen Bereich sah er als den be-
deutendsten Faktor die allumfassende
Technisierung an, die seiner Ansicht nach
zu einer zunehmenden Uniformität auf
vielen Gebieten führt, er hob aber unter
anderem auch die Gefahr der sozialen De-
stabilisierung durch den Verlust kulturel-
ler Identität hervor. Nach Ancil sollten zivi-
lisierte Kulturen verhindern, dass die fort-
schreitende Kommerzialisierung des Le-
bens unser Denken und die Unternehmen
zu sehr unser politisches Handeln bestim-
men.
In den öffentlichen Diskussionen entsteht
oft der Eindruck, Unternehmen wüden 
zu Global Players, um überleben zu kön-
nen. Roland Döhrn vom Rheinisch-West-
fälischen Institut für Wirtschaftsforschung
in Essen untersuchte die Frage, welche
Unternehmen „globalisieren“. Er listete
dabei eine Reihe von Vorteilen auf, die Fir-
men zu Investitionen im Ausland anregen,
hob aber auch hervor, dass die meisten
Investitionen nicht „weltweit“, sondern
eher im Bereich von Nachbarstaaten erfol-
gen. Erfolgreich sind derartige Aktivitäten
meist nur, wenn sie von einer Position der
Stärke aus erfolgen und die Produktion im
Ausland nicht nur deswegen erfolgt, um
Lohnkosten zu senken.
Ein äußerst eindrucksvolles und anschau-
liches Beispiel für internationale industri-
elle Verflechtungen bot ein Besuch bei
Daimler-Chrysler in Stuttgart-Möhringen.
Für die Firmenvertreter und ihr Handeln
gilt natürlich der Primat der Ökonomie
vor der Politik. Interessant war aber, dass
im Vortrag des „chief economist“ Peter R.
Puf auch politische Aspekte bedacht wur-
den. Politische Stabilität und damit die
Verlässlichkeit eines Staates und seiner Re-
gierung wurden dabei als wesentliche Ele-
mente für ein im Ausland investierendes
Unternehmen genannt; sie genießen
höchste Priorität. Die Funktionsfähigkeit
einer Demokratie ist somit ein hoch zu be-
wertender positiver Standortfaktor. Ande-
rerseits wird von Industrieunternehmen
wie Daimier-Chrysler auch betont, dass
ihre Investitionen und die Schaffung von
Arbeitsplätzen, die Ausbildung von Arbei-
tern und die Organisation der Produktion
in Entwicklungs- oder in Schwellenlän-
dern auch dabei helfen, Grundlagen für

demokratische Strukturen in diesen Staa-
ten zu legen. Wichtig für die Beurteilung
einer ausschließlich unternehmerischen
Sichtweise ist aber sicherlich auch das Ein-
geständnis, dass ein Industrieunterneh-
men es sich schon aus Imagegründen gar
nicht leisten könne, undemokratische Re-
gimes zu unterstützen.

Eine Chance für Entwicklungsländer?

Eingehender reflektiert wurden globale
Wirtschaftsverflechtungen durch Stefan
A. Schirm von der Universität Stuttgart,
der seinen Vortrag unter die Frage stellte,
ob Globalisierung eine Chance für Ent-
wicklungsländer sei. Seine Ausführungen
machten deutlich, dass eine eindeutige
Antwort nicht möglich ist, dass das Ergeb-
nis von Erfolg oder Misserfolg vielmehr
abhängig ist von bestimmten Vorausset-
zungen, die der jeweilige Staat schaffen
muss, was ein weiteres Indiz dafür ist, wie
wichtig auch in einer durch Globalisierung
gekennzeichneten Zeit der Nationalstaat
bleibt. Zu den wichtigsten Voraussetzun-
gen, die Entwicklungsfortschritte durch
Globalisierung ermöglichen, zählte Stefan
Schirm neben Stabilität, Offenheit, ge-
ringem Staatsinterventionismus, Rechtssi-
cherheit und Monopolen auch die Bildung
und Ausbildung, wobei gerade auch die
Grundausbildung der Masse der Bevölke-
rung gemeint ist und nicht nur die Heran-
bildung von spezialisierten Eliten.

Die Bedeutung der 
elektronischen Medien

Dass bei dieser Konferenz, die ja unter 
der Federführung der Bundeszentrale für
politische Bildung, der Landeszentrale
Baden-Württemberg und des Center for
Civic Education stand, auch immer wieder
das Problem der Erziehung und der politi-
schen Bildung im globalen Zusammen-
hang reflektiert wurde, ist evident. Hier-
bei gilt der Frage nach den Einflüssen der
Medien besondere Aufmerksamkeit. Der
Vortrag von Bert Hauser (Südwestrund-
funk Stuttgart) reflektierte die Verant-
wortung von Journalisten bei der Vermitt-
lung von politischen Sachverhalten. Inwie-
fern das öffentlich-rechtliche Fernsehen in
Deutschland mit seinem Bildungs- und
Kulturauftrag die Jugend überhaupt noch
erreicht, blieb allerdings offen. Die Zielset-
zung der Fernseh- und Radio-Sender in
den USA ist hingegen mehr oder weniger
auf Gewinnmaximierung und Einschalt-
quoten ausgerichtet. Dies hat schwerwie-
gende Konsequenzen für die politische
Prägung der Bürger. Diana Owen (George-
town University, Washington) untersuchte
in ihrem Beitrag die Bedeutung der elek-
tronischen Medien in Bezug auf die Ent-
wicklung demokratischer Einstellungen.
Insgesamt ist das Interesse und 
der Einfluss politikrelevanter Sendungen
beim Gros der Bevölkerung anscheinend
gering; vielfach wird sogar eine negative
Einstellung vermittelt, nicht nur weil die
Träger der Politik unglaubwürdig erschei-
nen, sondern weil die Sendungen sich
nicht ausreichend um eine informative
und ausgewogene Darstellung bemühen.
Im übrigen interessieren sich für politische

Medienformate vor allem die sozialen
Schichten, die intellektuell, sozial und/
oder wirtschaftlich gesehen eher zu den
Eliten gehören.
Bezeichnend war, dass Margaret Branson
(Center for Civic Education, Calabasas) in
ihrem Vortrag generalisierend sagte, dass
die Amerikaner der internationalen Be-
richterstattung in den elektronischen Me-
dien zu wenig Aufmerksamkeit schenk-
ten. Die technische Revolution mit ihren
globalen Auswirkungen hat eben nicht zu
einer Annäherung der sozialen Schichten
geführt, sondern vergrößert die gesell-
schaftlichen und wirtschaftlichen Unter-
schiede. Um die Demokratie zu fördern,
ist es aber besonders wichtig, die Men-
schen mit Informationen außerhalb ihrer
abgeschotteten Bereiche und segmentier-
ten Interessen anzusprechen. Dies kann
vielleicht doch auch mit Hilfe der techni-
schen Mittel geschehen, die uns das Multi-
mediabusiness unserer Tage zur Verfü-
gung stellt.
Dieser Zusammenhang bietet der politi-
schen Bildung einen wichtigen Ansatz-
punkt. Die technische und ökonomische
Globalisierung hat ihr neue Möglichkei-
ten an die Hand gegeben, und es ist unse-
re Aufgabe, diese Chance zu nutzen. Es
wäre ein wichtiges Ziel für die Einrichtun-
gen, die sich mit politischer Bildungsarbeit
beschäftigen, diesen Fragen weiter nach-
zugehen und konkrete Vorschläge zu ent-
wickeln, wie die modernen elektronischen
Medien für eine Stärkung des demokrati-
schen Engagements der Staatsbürger ein-
gesetzt werden können. 

Folgen und Folgerungen 
für die politische Bildung

Ulrich Jäger vom Verein für Friedens-
pädagogik in Tübingen hat uns anhand
der CD-Rom „Global Lernen: Lernen in
Zeiten der Globalisierung“ Beispiele gege-
ben, wie mit modernen Medien die Erzie-
hung zum Frieden gefördert werden
kann. Welche Lernchancen der Einsatz
von elektronischen Medien eröffnet,
wurde am ersten Konferenztag von
Michael Wehner (Außenstelle Freiburg
der Landeszentrale) mit seinem anschau-
lichen und informativen Vortrag über
Baden-Württemberg demonstriert.
Bei einer weiteren Konferenz sollte dem-
zufolge auf den stärker theoretisch orien-
tierten Überlegungen dieser Tagung auf-
gebaut werden und im internationalen
Gedankenaustausch vorliegendes Mate-
rial intensiv gesichtet und bewertet wer-
den, um im Anschluss daran ganz konkre-
te Vorschläge zu entwickeln, wie man
elektronische Medien und Printmedien in
unserer globalisierten Welt (dieser Aus-
druck ist nur ein formaler Gegensatz) ein-
setzen kann, um Demokratie und Frieden
in der Welt zu befördern.
Eingebunden werden sollten in diese Ak-
tivitäten nicht nur das Center for Civic
Education und die Bundeszentrale für po-
litische Bildung wie die Landeszentralen,
sondern auch Verlage und Firmen bzw. In-
stitutionen, die sich auf die Produktion
von Unterrichts- und Seminarmaterialien
spezialisiert haben. Dabei sollte aber auch
Material betrachtet werden, das nicht aus-
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drücklich für die politische Bildung konzi-
piert worden ist. Denn Jugendliche wie Er-
wachsene werden durch das Angebot der
kommerziellen Medien wie zum Beispiel
den Produktionen der privaten Fern-
sehsender vielleich stärker beeinflusst als
durch „offizielle Lehrmaterialien“. Und
lehrreich im Hinblick auf die Fragen, wie
man sein Publikum interessiert oder wie
komplexe Themen verständlich aufberei-
tet werden können, sind solche Medien-
analysen allemal. 
Es ist also nicht nur der didaktische Aspekt
der politischen Bildung, der uns interessie-
ren sollte, sondern auch der methodische;
das heißt, neben dem „Was“ und „Wozu“

müssen wir auch das „Wie“ in den Blick
nehmen. Hierbei können gerade die elek-
tronischen Medien eine große Rolle spie-
len; und dieser Aspekt der Internationa-
lisierung kann uns lehren, über unseren
eigenen Tellerrand hinauszublicken. 
Aus diesem Grunde sind auch Tagungen,
die einerseits informations- und anderer-
seits dialogorientiert sind, eine notwendi-
ge und effektive Form globaler politischer
Bildungsarbeit, die Synergieeffekte und
Vernetzungen ermöglicht. Und bei der
Durchführung internationaler Konferen-
zen und Seminare sind die amerikani-
schen Partner uns Europäern einen Schritt
voraus. Es sollte uns zu denken geben,

dass die USA und nicht Deutschland in den
jungen osteuropäischen Demokratien
Hauptansprechpartner für politische Bil-
dung sind und auch beträchtliche Mittel
für diese Bildungsmaßnahmen über das
State Department bereitstellen. Die Ver-
ankerung in den Regionen der jeweiligen
Bundesländer darf nicht dazu führen, dass
die Landeszentralen im Zeitalter von Glo-
balisierung und weltweiter Vernetzung
sich ausschließlich mit landespolitischen
Fragen beschäftigen. 

Um diese Qualitäts- und Ergebnissiche-
rung zu institutionalisieren, erscheint eine
Fortsetzung im Jahr 2000 sinnvoll.

(Fast) alles,

was Sie immer schon über Baden-Württemberg wissen wollten,
finden Sie im neuesten Produkt der Landeszentrale für politische Bildung:

„Baden-Württemberg
Eine kleine politische Landeskunde“
Erstmals erschien diese Publikation 1991, dann in aktualisierter Auflage 1993. Nun
endlich in völlig überarbeiteter Neuauflage 1999. Konzeption und Aufbau sind gleich
geblieben, das Layout wurde modernisiert.

Thematisch reicht der Bogen von Geografie und Geschichte über Wirtschaft und Um-
welt bis hin zu Wissenschaft und Kunst. Den breitesten Raum nehmen naturgemäß
die Informationen über Politik in Baden-Württemberg ein, von der Verfassung und
den Institutionen, Wahlen und Parteien über Kommunalpolitik und Medien bis hin
zur Europäischen Union.

Die Publikation ist reich bebildert, wobei die Abbildungen selbst auch Informati-
onsträger seien sollen – anschaulich und schön, eine Verführung zum drin Blättern
und sich Festlesen.
Die Broschüre von 110 Seiten im Din-A 4 Format ist zu erhalten gegen eine
Schutzgebühr von DM 5,–, zuzüglich Versandkosten. (Bestellungen bitte schriftlich
oder per Fax, Sie können aber auch der Zentrale in Stutttgart oder unseren Außen-
stellen einen Besuch abstatten.)

Beachten Sie bitte, dass die Landeszentrale Einiges zu bieten hat, das Sie jeweils
gegen eine Schutzgebühr beziehen können: Das „Taschenbuch Baden-Württemberg“ (DM 10,–), den neu erschienen Band unse-
rer Landeskundlichen Reihe „Kommunalpolitik in Baden-Württemberg“ (DM 20,–) oder auch eine breite Palette von Spielen. 

Im Dezember 1999 erscheint in
in völlig überarbeiteter und erweiterter 3. Auflage der Band

„Kommunalpolitik in Baden-Württemberg“
in unserer Reihe „Schriften zur politischen Landeskunde Baden-Württembergs“.
Auf insgesamt 368 Seiten enthält der Band folgende Beiträge:

Die Gemeinden und ihre Aufgaben – Zur Geschichte der kommunalen Selbstverwal-
tung im deutschen Südwesten – Das Komunalrecht in Baden-Württemberg – Kommu-
nale Finanzpolitik – Kommunalwahlen und kommunales Wahlverhalten – Elemente
direkter Demokratie: Bürgerbegehren und Bürgerbescheid – Der Bürger – Der Gemei-
derat – Der Bürgermeister – Parteien und Vereine – Frauen in der Kommunalpolitik –
Ortschafts- und Bezirksverfassung – Der Landkreis – Presse und kommunale Öffent-
lichkeit – Kommunale Wohnungspolitik – Kommunalpolitik als Stadt- und Dorfgestal-
tung – Kommunale Umweltpolitik – Kommunale Kulturpolitik – Bibliografie
Die Autoren stammen sowohl aus der Wissenschaft als auch aus der kommunalen Pra-
xis. Wir haben wie immer Wert darauf gelegt, dass die Beiträge gut verständlich ge-
schrieben sind.
Unentbehrlich ist dieser Band für alle, die in der Kommunalpolitik tätig sind, in Rat
oder Verwaltung, in den Massenmedien. Wichtig ist diese Neuerscheinung für Ge-
meinschaftskundelehrer oder eben für interessierte Bürgerinnen und Bürger.
Erhältlich ist der Band gegen eine Schutzgebühr von DM 20,– (zuzüglich Versandko-
sten innerhalb Baden-Württemberg) bei der Landeszentrale in Stuttgart (bitte schrift-
lich oder per Fax) oder ihren Außenstellen. Die Buchhandelsausgabe erscheint im Ver-
lag W. Kohlhammer Stuttgart. Als Ergänzung bietet sich das „Taschenbuch Baden-
Württemberg“ an, mit seinen Texten, Übersichten, Statistiken und darstellenden
Beiträgen, das ebenfalls bei der Landeszentrale zu erhalten ist: gegen eine Schutzge-
bühr von DM 10,–; außerhalb Baden-Württembergs DM 20,–  (zuzüglich Versand-
kosten).



Aus unserer Arbeit

Ein Quiz zur Kommunalwahl

Die Kommunalwahlen sind vorbei, die
neuen Gemeinde- und Kreisräte bestellt.
Mit der Wahlbeteiligung allerdings kön-
nen politische Bildner nicht zufrieden
sein, auch wenn das Bemühen allein schon
zählt, das Thema Kommunalwahlen mit
Hilfe der Tageszeitung in das Bewußtsein
der Menschen zu „hieven“.
In einer groß angelegten „Informations-
offensive“ versuchten die Badische Zei-
tung in ihrer Gesamtausgabe mit ca.
500000 Leserinnen und Lesern und die
Außenstelle Freiburg der Landeszentrale
für politische Bildung Baden-Württem-
berg über die Gemeinderats- und Kreis-
tagswahlen zu informieren, sie über Funk-
tionen und Formen des baden-württem-
bergischen Kommunalwahlrechts aufzu-
klären, die Leser über Neuerungen (z.B.
die Teilnahme von EU-Bürgern an den
Wahlen) und Besonderheiten (z.B. die
Möglichkeiten des Kumulierens und Pana-
schierens) zu unterrichten, sie für mögli-
che Probleme (z.B. unechte Teilortswahl,
Wahrnehmung von Kreistagsmandaten

durch Bürgermeister) zu sensibilisieren
und sie zur Stimmabgabe zu motivieren.
Mit Hilfe erklärender Artikel, Hinter-
grundberichten, Interviews und eines täg-
lich erscheinenden Wahlquiz sollten meh-
rere unterschiedliche Zugänge die kom-
plexen kommunalpolitischen Themen für
den Leser erschließen.
An dem Quiz, das gemeinsam von der Re-
daktion der Badischen Zeitung und der
Landeszentrale für politische Bildung,
Außenstelle Freiburg, zusammengestellt
wurde, haben 720 Leserinnen und Leser
teilgenommen und die bisweilen auch
tückischen und schwierigen Fragen richtig
beantwortet. Und noch erstaunlicher: nur
105 der Teilnehmer haben die Fragen
falsch beantwortet. Viele Leser haben
mehrere Fragen beantwortet, manche
auch zu den Fragen mehrere Antworten
geschickt – in der Hoffnung, dass wenig-
stens eine richtig ist. Unter den Teilneh-
mern war auch eine Schulklasse eines Frei-
burger Gymnasiums. Beide Veranstalter
haben zu den 23 Fragen auch Preise ge-

stiftet: die Landeszentrale je 23 Exemplare
des Taschenbuchs Baden-Württemberg,
die Badische Zeitung je 23 Uhren.
So erfreut Badische Zeitung und die
Außenstelle Freiburg über die Beteiligung
der Leser am Quiz waren, so wenig zufrie-
den können beide „Bildungseinrichtun-
gen“ mit dem gesamten Verlauf der dies-
jährigen Kommunalwahlen sein. Die Er-
fahrung in Baden-Württemberg zeigt,
daß die Bürgerinnen und Bürger der „Po-
litik vor der Haustüre“ immer weniger In-
teresse entgegenbringen. Wie die Wahl
funktioniert, wer da was zu sagen hat und
warum, wissen nach wie vor zu wenig.
Und daß am Ende die Wahlbeteiligung in
vielen Gemeinden unter 50% lag, kann
für die politische Bildung und den politi-
schen Journalismus in ganz Baden-Würt-
temberg bedeuten, nicht weniger, son-
dern noch mehr über die Bedeutung und
die Notwendigkeit des demokratischen
Engagements zu berichten und sich noch
mehr Ideen einfallen zu lassen, wie
schwierige Themen in den Medien aufbe-
reitet und den Bürgern anschaulich und
verständlich vermittelt werden können,
um sie zur Teilnahme an Wahlen und Ab-
stimmungen zu ermuntern.
An den Initiativen der Badischen Zeitung
und der Außenstelle Freiburg kann es zu-
mindest bei den diesjährigen Kommunal-
wahlen nicht gelegen haben...

Bernd Serger, Badische Zeitung, Freiburg
Michael Wehner, Außenstelle Freiburg
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Die Landeszentrale für politische Bildung
Baden-Württemberg trauert um Dr. phil. Sonja
Schmid-Burgk. Bis 1976 war sie Leiterin der
Außenstelle Freiburg der Landeszentrale. Den
Anfang zeitlich zu fixieren, fällt schwer. Denn
die Anfänge politischer Bildung im öffentlichen
Auftrag fallen in eine Zeit, als man es noch für
möglich – und für geboten – hielt, staatsfern
politische Bildung zu organisieren. Das geschah
in Freiburg in Gestalt der „Gesellschaft für Bür-
gerrechte“, die dann nach der Gründung des
Landes Baden-Württemberg in die „Arbeitsge-
meinschaft DER BÜRGER IM STAAT e.V.“ über-
ging, der Vorgängerorganisation der Landes-
zentrale. Seit 1956 war Sonja Schmid-Burgk Ge-
schäftsführerin von deren Zweigstelle in Frei-
burg – streng darauf bedacht, die Eigenständig-
keit zu wahren wie auch die zivilgesellschaftli-
chen Anfänge weiterhin sichtbar werden zu las-
sen. Eine Fülle von Aktivitäten entfaltete sie
hier, die nicht zuletzt dem Ziel dienten, zivilge-
sellschaftliche Strukturen zu bilden und auf
diese Weise Menschen – insbesondere auch
junge Menschen – an die Politik, Kommunalpo-
litik eingeschlossen, heranzuführen. So wurden
beispielsweise überall in Südbaden Jugendfo-
ren gegründet, bei denen sie auf die eigene Or-
ganisationsfähigkeit der Jugendlichen vor Ort
vertraute. Das konnte nicht ohne Konflikte ab-
gehen, zumal in den Zeiten des Jugendprote-
stes, was Sonja Schmid-Burgk als durch und

durch liberale Frau in Kauf genommen hat. Eine
glückliche Hand hatte sie bei der  Rekrutierung
von Referenten, ihre „Zöglinge“ sitzen überall,
bis hin in die Landeszentralen von Hessen und
Nordrhein-Westfalen. „Runde“ Geburtstage
haben ihre Bedeutung immer wieder sichtbar
gemacht.

Geboren wurde sie am 30. Mai 1911 in Frank-
furt am Main als Tochter eines Chemikers. Ihr
Studium der Geschichte in Frankfurt, Berlin,
Lausanne und Leipzig schloß sie mit der Pro-
motion ab. In Berlin ausgebombt, der Mann im
Krieg vermisst, zog sie mit einjähriger Tochter
nach Freiburg in das Haus ihres Vaters, arbeite-
te in der Jugendzeitung „Der Fährmann“ des
Herder Verlages. Zum Herder Verlag kehrte sie
dann auch im Ruhestand zurück, indem sie
dort der zeitgeschichtlichen Taschenbuchreihe
15 Jahre lang das Profil gab.
Sonja Schmid-Burgk engagierte sich besonders
in der Europa-Bewegung und – natürlich,
möchte man fast sagen – in der Frauenbewe-
gung. So gehörte sie 1947 zu den Gründungs-
mitgliedern des Freiburger Frauenrings, 1961
bis 1970 war sie Vorsitzende des Landesver-
bandes Baden, 1973 bis 1976 stellvertretende
Bundesvorsitzende und mehr als 20 Jahre Be-
obachterin beim Europarat. Dem Kuratorium
des Carl-Schurz-Hauses gehörte sie über viele
Jahre an. Engagiert war sie auch in der Badi-
schen Narrenzunft, sie gründete dort – als Ge-
genstück zum männlich dominierten Elferrat –
einen weiblichen Elferrat.
Am 28. Oktober diesen Jahres starb Dr. phil.
Sonja Schmid-Burgk in Freiburg, die große alte
Dame der politischen Bildung in Baden-Würt-
temberg.

Hans-Georg Wehling

Zum Tod von Sonja Schmid-Burgk

Dr. Sonja Schmid-Burgk bei ihrem 
80. Geburtstag im Historischen Ratssaal der
Stadt Freiburg, die Glückwünsche von OB
Rolf Böhme und vom stellvertretenden
Regierungspräsidenten entgegennehmend.



.... die 23 Antworten
1. .... 1111 (wobei auch 1110 richtig gewesen wäre, da der Gutsbezirk Münsingen auf der Schwäbischen Alb keine selbständige

Gemeinde ist.)

2. ... dort, wo den Ortsteilen oder Stadtteilen Mandate im Gemeinderat garantiert sind.

3. ... der Süddeutschen Ratsverfassung.

4. ... vom Kreistag in geheimer Wahl.

5. ... der Zahl der Einwohner.

6. ... mindestens 8 Sitze, höchstens 60 Sitze.

7. ... drei Monate.

8. ... das Regierungspräsidium.

9. ... ja.

10. ... Er ist der ständige allgemeine Stellvertreter des Landrats.

11. ... wenn die Einwohnerzahl 20 000 überschreitet und die Landesregierung dem Antrag stattgibt.

12. ... der Bürgermeister, aber auch seine Stellvertreter, wenn der Bürgermeister nicht erreichbar ist.

13. ... ein erheblicher Fehlbetrag im Haushalt entstehen würde, der anders nicht ausgeglichen werden kann.

14. ... dem d'Hondt'schen.

15. ... der Gemeinderat ein solches Gremium zur Beratung des Bürgermeisters für geboten hält.

16. ... ja (wenn sie Mitglied des Kreistags sind).

17. ... die Hundesteuer.

18. ... ein geistliches Amt verwaltet.

19. ... durch die Rechtsaufsicht, durch ein Bürgerbegehren mit anschließendem erfolgreichem Bürgerentscheid, durch das Wider-
spruchs-Recht des Bürgermeisters.

20. ... nein (Ausnahmen: Gemeindearbeiter; Beamte und Angestellte können zwar gewählt werden, müssen aber bei der ersten
Sitzung des Rats den Arbeitgeber gewechselt haben).

21. ... eineinhalb Mal so viele, wie Sitze zu vergeben sind.

22. ... ein Viertel des Gemeinderats.

23. ... der Gemeinderat (und nicht der Bürgermeister, wie etwa viele Quizteilnehmer vermutet haben).

244

! !
!! !

!
!

!

Die 23 Quizfragen und ...
1. Wie viele selbständige Gemeinden gibt es in Baden-Württemberg?

2. Die unechte Teilortswahl gibt es...

3. Auf welcher Grundlage steht das kommunale Verfassungssystem in Südbaden?

4. Der Landrat eines Landkreises wird gewählt ...

5. Die Anzahl der Sitze im Gemeinderat hängt ab von ...

6. Wie groß darf/muß ein Gemeinderat sein ?

7. Wie lange muß man mindestens in einer Gemeinde gewohnt haben, um bei der Gemeinderatswahl stimmberechtigt zu sein ?

8. Wer kontrolliert bei einem Stadtkreis wie Freiburg, ob der Haushalt ordentlich finanziert ist?

9. Darf der Bürgermeister als Vorsitzender des Gemeinderats mitstimmen ?

10. Was macht ein Erster Landesbeamter im Landkreis ?

11. Wann darf sich eine Stadt Große Kreisstadt nennen ?

12. Wer darf die Polizeistunde in den Lokalen der Gemeinde hinausschieben?

13. Neben dem Haushalt ist in den Gemeinden ein Nachtragshaushalt fällig, wenn ...

14. Nach welchem Auszählverfahren werden die Mandate im Gemeinderat, Ortschaftsrat und Kreistag verteilt?

15. Einen Ältestenrat des Gemeinderats gibt es in den Gemeinden, in denen....

16. Dürfen Bürgermeister, für deren Gemeinde der Landkreis und damit auch der Landrat die Rechtsaufsicht hat, an der Wahl des
Landrats teilnehmen ?

17. Welche Steuereinnahmen stehen zu hundert Prozent der Gemeinde zu ?

18. Ein Bürger kann die Wahl in den Gemeinderat, Ortschaftsrat oder Kreistag ablehnen oder aus dem Gremium ausscheiden, 
wenn er ...

19. Wie kann ein Gemeinderatsbeschluss außer Kraft gesetzt werden ?

20. Dürfen Bedienstete der Gemeindeverwaltung auch in den Gemeinderat gewählt werden ?

21. Wie viele Kandidatinnen und Kandidaten darf die Liste für die Kreistagswahl umfassen ?

22. Nicht nur der Bürgermeister, auch Stadträte können – unter Angabe des Verhandlungsgegenstands – dafür sorgen, dass der
Gemeinderat unverzüglich einzuberufen ist. Wie viele Stadträte müssen dies beantragen?

23. „Das Hauptorgan der Gemeinde“ ist laut Gemeindeordnung Baden-Württemberg...

?
?? ?

??
?



Abgeordnete des badischen Landtags

Konrad Exner-Seemann
50 Jahre Grundgesetz
Vorläufer des Grundgesetzes,
Abgeordnete des badischen Landtages.
Verlag Braun, Karlsruhe, 1999
257 S.

Der Titel macht neugierig. Geht man doch
im deutschen Südwesten vielfach davon
aus, dass die deutsche Demokratie und
damit die Grundlage des Grundgesetzes
durch die über Jahrhunderte hinweg be-
sonders ausgeprägten Freiheitsbewegun-
gen in dieser Region Deutschlands das
Rechts- bzw. Unrechtsbewusstsein beson-
ders ausgeprägt ist. Leider wird der Leser
des vorliegenden Buches in dieser Hoff-
nung getäuscht. Schon optisch und noch
mehr inhaltlich passt manches nicht zu-
sammen. Laut (Rück-)Umschlagtext will
das Buch zum 50-jährigen Bestehen der
Bundesrepublik Deutschland „über das
Grundgesetz von 1949 und seine Ände-
rungen“ informieren und Verbindungen
herstellen „zu badischen Vorkämpfern
einer demokratischen Verfassung“. Hierzu
passt weder der offizielle Titel des Buches
noch eine Abbildung von Konrad Ade-
nauer auf der vorderen Umschlagseite so
ganz.
In einer zweiseitigen Einführung be-
schreibt Konrad Exner-Seemann kurz, wie
1948 die West-Minsterpräsidenten einen
„Parlamentarischen Rat“ als Vertretung
der Länderparlamente und nicht eine Ver-
fassunggebende Nationalversammlung,
wie es eigentlich Wunsch der Westalliier-
ten war, zusammenriefen. Auch der Be-
triff „Grundgesetz“ anstelle von „Verfas-
sung“ konnte durchgesetzt werden.
Anschließend wird der Parlamentarische
Rat mit seinen Ausschüssen und wichtigen
Vertretern kurz beschrieben, wobei –
nicht ganz nachvollziehbar – der zeitlich
davorliegende Sachverständigenausschuss
auf Herrenchiemsee an den Schluss der
Einführung gerückt ist.
Auf etwa 25 Seiten geht der Autor auf die
verschiedenen Abschnitte des Grundge-
setzes im Einzelnen ein. Dabei wird jeweils
der historische Hintergrund, die Verände-
rung im Lauf der Jahrzehnte wie auch die
Bedeutung bei der Wiedervereinigung er-
läutert. Die Verabschiedung des Grundge-
setzes im Parlamentarischen Rat wird al-
lerdings in einem zweiten Kapitel mit dem
Titel „Verkündigung und Vorläufer des
Grundgesetzes“ geschildert. Danach er-
wähnt der Autor in zwei Sätzen die Wei-
marer Verfassung von 1919 und die
Reichsverfassung der Frankfurter Natio-
nalversammlung von 1849. Anschließend
geht er kurz auf die badische Verfassung
von 1818 als einer der frühesten und frei-
heitlichsten Verfassungen in Deutschland
ein. Bereits sie garantierte den badischen
Untertanen staatsbürgerliche Grundrech-

te. Bis zum Beginn des 20. Jahrhunderts
wurde die badische Verfassung in mehre-
ren Schritten immer wieder demokrati-
scher gestaltet.
Das Bundesverfassungsgericht wurde
1951 ganz bewusst nach Karlsruhe gelegt.
Es sollte nicht am selben Ort sein wie die
Bundesregierung, und in Karlsruhe be-
fand sich bereits der Bundesgerichtshof.
Aus der Tatsache, dass der Neubau des
Bundesverfassungsgerichtes sich unmittel-
bar neben dem Karlsruher Schloß befin-
det, zieht der Autor eine Verbindung zwi-
schen badischer Verfassung von 1818 und
Bundesverfassungsgericht als „oberster
Hüter der Verfassung“.
Im IV. Kapitel werden auf etwa 200 Seiten
Leben und Werk einiger herausragender
badischer Politiker als „Kämpfer einer de-
mokratischen Verfassung“ beschrieben,
über die Auswahlkriterien wird allerdings
nichts mitgeteilt. Für jeden Politiker wird
jeweils der Lebenslauf geschildert und in
einem zweiten Teil seine Arbeit im badi-
schen Landtag. Jeder Person ist zu Beginn
des entsprechenden Kapitels – und nicht
im allgemeinen Inhaltsverzeichnis vorne
im Buch – eine eigene Inhaltsangabe bei-
gefügt. Durch unterschiedliche Auftei-
lung und unterschiedliche Gestaltung der
Schrift bekommt der Leser schon rein op-
tisch den Eindruck, die Kapitel seien mög-
licherweise von unterschiedlichen Auto-
ren. Insgesamt erweckt das Buch den An-
schein, es sei etwas schnell zusammenge-
schrieben oder aus vorhandenen Teilen
zusammengesetzt worden. Druckfehler
kommen selbstverständlich in jedem Buch
vor, wenn jedoch selbst der Name eines
der fünf aufgeführten badischen Politiker
auf Seite 139 zweimal unterschiedlich
falsch geschrieben wird, zeugt dies nicht
unbedingt von sorgfältiger Arbeit. Auch
die Verwendung alter, heute diskriminie-
render Begriffe ohne Anführungszeichen
berührt unangenehm. Die jeweilige Auf-
teilung in Sitzungsperioden des Landta-
ges und darunter in Sachgebiete erscheint
etwas merkwürdig. Auch ist die Reihen-
folge der Unterkapitel nicht einheitlich.
Die Beschreibung der Tätigkeit der einzel-
nen Abgeordneten ist wesentlich detail-
lierter (bis zu einzelnen Petitionen!) als es
unter dem Stichwort „Vorläufer des
Grundgesetzes“ eigentlich notwendig
wäre.
Der SPD-Politiker Ludwig Marum
(1882–1934) war im Ersten Weltkrieg und
in der Weimarer Republik Abgeordneter
des badischen Landtages. Im Mai 1933
wurde Marum zusammen mit Kollegen in
einem offenen Wagen durch Karlsruhe
transportiert und ins Konzentrationslager
Kislau gebracht. Da er Jude war, wurde er
nicht wie die anderen Genossen später
wieder entlassen. Angeblich erhängte er
sich im März 1934.
Josef Ziegelmayer (1855–1928) war als
Mitglied des Zentrums zunächst Bürger-

meister von Langenbrücken und Mitglied
der Landwirtschaftskammer, später Land-
tagsabgeordneter von Bruchsal. Alle drei
Ämter waren ehrenamtlich, so dass die Fa-
milie mit neun Kindern von der Landwirt-
schaft leben musste. Bei der Beschreibung
seines Lebenslaufes disqualifiziert sich der
Autor etwas, indem er als seine Quelle die
Enkelin des Politikers als „Tochter des
Schwiegersohnes …“ angibt. Auch sonst
sind die Schilderungen nicht ganz schlüs-
sig. Bei der Tätigkeit Ziegelmayers als Bür-
germeister wird vor allem die Entwicklung
des Wahlrechts beschrieben. Wie bei
Marum wird auch hier die Landtagstätig-
keit unterteilt. Hier zusätzlich beschrieben
wird der 100. Geburtstag der badischen
Verfassung am letzten Sitzungstag 1918
mit einer gemeinsamen Sitzung der bei-
den Kammern des badischen Landtages.
Auch der Lebenslauf von Rupert Rohr-
hurst (1860–1952) aus Wittnau bei Frei-
burg ist etwas unübersichtlich aufgeteilt.
Rohrhursts Besuch etlicher katholischer
Schulen nutzt der Autor zu einer näheren
Beschreibung der Geschichte der Konfes-
sionsschulen in Baden. Leider ist dies im
Inhaltsverzeichnis so nicht ersichtlich.
Auch bei der Schilderung des Besuchs des
Gymnasiums verliert sich der Autor in an
sich interessante Ausführungen über die
unterschiedlichen Möglichkeiten des Mi-
litärdienstes. Nach dem Studium der
Theologie war Rohrhurst im Schuldienst,
später als Leiter des Heidelberger Volks-
schulwesens tätig. Ab 1900 saß er als Ab-
geordneter der Nationalliberalen Partei
im Badischen Landtag und war dort auch
zeitweise Präsident und Vizepräsident.
Wegen seiner ehrenamtlichen Tätigkeit,
u.a. auch in der Stadtverordnetenver-
sammlung wurde er zum 90. Geburtstag
zum Heidelberger Ehrenbürger ernannt.
Die Beschreibung der Tätigkeit Rohrhursts
im badischen Landtag nutzt der Autor
zum historischen Rückblick auf den Erlass
der Verfassung sowie zur Beschreibung
der Wahlen zum Parlament und der Ent-
wicklung der Wahlkreise im Raum Heidel-
berg.
Auch Friedrich Weber (1866–1930) aus
Durlach war sowohl zur Zeit der konstitu-
tionellen Monarchie wie auch danach in
der Weimarer Republik Abgeordneter der
SPD im Badischen Landtag. Der Lebens-
lauf fällt mit weniger als einer Seite ver-
gleichsweise kurz aus, und auch die Land-
tagstätigkeit umfaßt lediglich ca. 15 Sei-
ten. Weber engagierte sich vor allem für
seine Heimatstadt und seinen Wahlkreis.
Im Zusammenhang mit dem Lebenslauf
des aus Oberschefflenz, Kreis Mosbach,
stammenden konservativen Landtagsab-
geordneten Johann Georg Banschbach
(1853–?) geht Exner-Seemann näher auf
die konservative Partei, das Verhältnis
zwischen Erster und Zweiter Kammer und
die Wahlen im Wahlkreis 70 ein. Bansch-
bach saß von 1905 bis 1918 in der Zweiten
Kammer des badischen Parlaments.
Die einseitige Zusammenfassung am
Schluss des Buches betont noch einmal, wie
sehr „badische Abgeordnete des frühen 20.
Jahrhunderts … in einer Vorstufe zur heuti-
gen Demokratie mit der badischen Verfas-
sungsurkunde“ versucht haben, „bürgerna-
he Politik zu betreiben“. Für jeden Politiker
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wird die besondere Leistung hervorgeho-
ben. Weimarer Verfassung, nationalsoziali-
stische Diktatur und Grundgesetz werden
mit jeweils einem Satz bewertet.
Bereits zum Abschluss des Vorwortes for-
dert der Autor, dass sein Werk „in den Bil-
dungsstätten, vor allem aber in den Schu-
len Baden-Württembergs, Verbreitung
finden“ sollte. Vom Titel her würde man-
ches dafür sprechen, doch leider hält das
Buch nicht, was der Titel verspricht. Beson-
ders zu bedauern ist, dass wertvolle allge-
meine Informationen über den badischen
Landtag irgendwo zwischen der Alltagsar-
beit eines einzelnen Abgeordneten gege-
ben werden und damit für einen interes-
sierten Leser, der speziell dies wissen will,
fast nicht auffindbar sind. Wer sich aller-
dings mit einem der fünf beschriebenen
Landtagsabgeordneten speziell befassen
will, für den wird das Buch interessant sein
und mit den umfangreichen Quellen- und
Literaturangaben wichtige Informationen
geben. Angelika Hauser-Hauswirth

Baden-Württemberg im Bild

Wolfgang Alber / Eckart Frahm / 
Manfred Waßner 
Baden-Württemberg
Kultur und Geschichte in Bildern 
Konrad Theiss Verlag Stuttgart 1999, 
160 Seiten mit über 200 meist farbigen
Abbildungen, DM 79,– (bis 31. 12. 1999:
DM 69,–)

„Kultur und Geschichte in Bildern“ will
diese Neuerscheinung über Baden-Würt-
temberg bieten, einen „anschaulichen
Überblick“ über die Geschichte unseres
Bundeslandes, auf 160 Seiten, mit mehr als
200 Abbildungen, die zumeist farbig sind.
Um es gleich vorab zu sagen: Das Buch ist
ein schönes Buch, voller ausdrucksstarker,
klug ausgewählter, manchmal auch über-
raschender Bilder, die jeweils einen Teil
der Aussage enthalten, eng verzahnt mit
dem Text. Nebenbei bemerkt auch pein-
lich genau darauf bedacht, dass Baden
und Württemberg auch in den Bildern
gleichermaßen berücksichtigt werden.
Hohenzollern wird mit seiner ansehnli-
chen Burg gleich auf dem Titel sichtbar.
Die Autoren haben eine klare Theorie für
ihr Herangehen an die Geschichte Baden-
Württembergs, legen sich Rechenschaft
über ihr Vorgehen ab und versuchen das
in ihrem Vorwort auch dem Leser gegen-
über zu tun. Das Letzte gelingt allerdings
nicht ganz, für den „normalen“ Leser ist
die Begründung etwas schwierig zu lesen,
für den „Kenner“ dagegen fällt sie zu
knapp aus. Vor allem geht es nicht an, Fra-
gen aufzuwerfen und sie dann nicht zu
beantworten. Beispiel: „Wer aber sieht
schon die hintergründig-symbolische Be-
deutung einer geschälten Zitrone oder
geöffneten Auster?“ (S. 10) Der Leser war-
tet vergeblich auf Antwort.
Das Buch ist angelegt zum darin Blättern
und sich dann festzulesen. Das gelingt
zweifellos. Darüber hinaus ist die Gliede-
rung übersichtlich und nachvollziehbar,
Zeitleisten erleichtern die Orientierung.
Die Geschichte in Baden-Württemberg

von der Vor- und Frühgeschichte bis heute
auf – kostengünstigen (= 10 Bögen) – 160
Seiten: Das ist schon ein schwieriges Un-
terfangen. Jeder, der ein knappes Buch für
ein breites Publikum macht, kennt das
Problem: Wie kann ich etwas kurz darstel-
len, ohne dass die Aussage schief oder gar
falsch wird? Es ist gut, dass die Autoren
den Mut aufgebracht haben, sich an die-
ses Problem zu wagen. Zumeist gelingt
der Versuch, manchmal allerdings auch
nicht. Wenn Peter Blickle als der Kenner
von Bauernkrieg sowie sozialer und recht-
licher Stellung der Bauern im deutschen
Südwesten die entsprechenden Passagen
lesen würde, dürfte er wohl kaum zufrie-
den sein (Seine einschlägigen Veröffentli-
chungen fehlen im Literaturverzeichnis).
Ähnlich geht es mir selbst bei Barock und
Gegenreformation. Dass Hohenzollern
seine Selbständigkeit „durch Einheirat in
Napoleons Familie bewahren“ konnte (S.
84), ist nicht ganz richtig. Es war die enge
Freundschaft von Fürstin Amalie Zephyri-
ne von Hohenzollern-Sigmaringen zu Jo-
sephine Beauharnais, die Hohenzollern
die Selbständigkeit retten half. Familiäre
Bindungen kamen erst später hinzu.
Das Schlusswort mit der anspruchsvollen
Überschrift „Zukunft“ besteht im Wesent-
lichen aus einem bekannten Bloch-Zitat,
das zwar schön, aber im Kontext „Hei-
mat“ schon etwas abgegriffen ist. Mit
Baden-Württemberg hat das Zitat aber
nichts unmittelbar zu tun, erst recht nichts
mit dessen „Zukunft“!
Literaturverzeichnisse können dazu da
sein, Rechenschaft abzulegen über den ei-
genen Wissensstand, die eigene Redlich-
keit in Hinblick auf die benutzte Literatur
zu dokumentieren, aber eben auch, dem
Leser, den man neugierig gemacht hat,
weiterzuhelfen. Die „Schriften zur politi-
schen Landeskunde Baden-Württem-
bergs“ werden im Literaturverzeichnis ge-
nannt, summarisch unter L: „Landeszen-
trale“; ebenso dass inzwischen 27 Bände
erschienen sind. Für den, der sich ausführ-
licher mit der Geschichte des Landes be-
schäftigen will, ist diese summarische Nen-
nung allerdings wenig hilfreich, zumin-
dest die Bände über Hohenlohe, Hohen-
zollern, Kurpfalz, Oberschwaben oder
Südbaden hätten eigens genannt werden
sollen, zumal die Autoren des Buches
durchaus davon profitiert haben.
Nochmals: Insgesamt ein empfehlenswer-
tes Buch, in dem zu blättern und zu lesen
gleichermaßen Spaß macht.

Hans-Georg Wehling

Partnerregion Rhône-Alpes

Ernst Ulrich Große / Udo Kempf / Rudolf
Michna
Rhône-Alpes
Eine europäische Region im Umbruch
(Studien des Frankreich-Zentrums der Al-
bert-Ludwigs-Universität Freiburg
Verlag Spitz, Berlin, 1998
290 S., DM 64,–
Am 9. September 1988 trafen sich die Prä-
sidenten der Regionen Baden-Württem-
berg, Catalunya, Rhône-Alpes und Lom-

bardia in Stuttgart und unterzeichneten
ein Abkommen zur wirtschaftlichen Ko-
operation, vor allem in den Bereichen
Kunst, Kultur, Forschung, Technologie und
Telekommunikation. Ziel der Zusammen-
arbeit ist es, die wirtschaftliche, kulturelle
und soziale Leistungsfähigkeit der vier Re-
gionen zu fördern und einen wertvollen
Beitrag zur Vereinigung Europas zu leisten
sowie Ungleichgewichte zwischen Nord
und Süd, West und Ost zu vermeiden.
1994 unterzeichneten die Präsidenten die-
ser vier Motoren für Europa in Barcelona
eine Endresolution, in der sie ihre Zufrie-
denheit über die immer bedeutender wer-
dende Rolle der Regionen innerhalb des
europäischen Integrationsprozesses beton-
ten. 1995 in Lyon wurde eine Resolution für
eine europäische Strategie der Vier Moto-
ren unterzeichnet, in der diese sich ver-
pflichteten, konkrete „Antriebs“-Regionen
innerhalb Europas zu werden und die Akti-
vitäten der Arbeitsgemeinschaft über die
Medien und bei den Institutionen der Eu-
ropäischen Union zu bewerben und her-
vorzuheben. In ihrem letzten offiziellen
Treffen, 1997 in Stuttgart, bereiteten die
Präsidenten eine Resolution der Regionen
als Partner der Europäischen Union vor.
Im Bewusstsein der Bevölkerung sind die
baden-württembergischen Partnerregio-
nen kaum verankert. Dies wird sich auch
mit Erscheinen dieses Buches, das sich mit
der Region Rhône-Alpes beschäftigt, nicht
ändern. Bisher fehlte im deutschsprachi-
gen Raum aber eine Hintergrundinforma-
tion, eine solide Studie zur zweitgrößten
und nach der Íle-de-France bevölkerungs-
reichsten Region Frankreichs. Diese Lücke
sucht das Buch dreier Freiburger Frank-
reich-Kenner zu schließen: des Romani-
sten Große, des Politologen Kempf und
des Geographen Michna.
Die Regionalstudie ist in sieben Kapitel
gegliedert und beginnt mit einem breiten
historischen Rückblick auf die Geschichte
der Region und einer Darstellung ihrer na-
turräumlichen Gegebenheiten.
Dann leiten drei gründliche Kapitel über
zu den politischen Strukturen der Region,
zu den Themen Wirtschaft und Bevölke-
rung. Ein weiteres Kapitel ist dem Bil-
dungssystem der Rhône-Alpes-Region ge-
widmet. Es folgen zwei Kapitel zur regio-
nalen Identität – dem ursprünglichen
Thema dieser Projektgruppe am Freibur-
ger Frankreich-Zentrum, die später die Re-
gion als Ganzheit ins Visier nahm – und zu
den Außenbeziehungen dieses Raumes.
Eine griffige und daher zur ersten Orien-
tierung des eiligen Lesers nützliche Zu-
sammenfassung, ein für den Kontaktauf-
bau unumgänglicher Adressenanhang
und das obligate Literaturverzeichnis, das
zur besseren Orientierung der Leser nach
Kapiteln gegliedert ist, schließen den
Band ab.
Man vermisst bei der ersten Durchsicht ein
Kapitel über die Massenmedien, wie es für
Frankreich als Ganzes z.B. Große/Lüge und
Kempfs Neufassung seiner politikwissen-
schaftlichen Frankreichstudie enthalten.
Doch werden im zentralistischen Frank-
reich alle wichtigen Massenmedien von
Paris gesteuert. Daher geben die regiona-
len und lokalen Medien für ein eigenes
Kapitel einfach zu wenig her bzw. sind nur
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für einen kleinen Leserkreis von größerem
Interesse. Sie werden im Wirtschaftskapi-
tel auf S. 146f., das sich mit Dienstleis-
tungsunternehmen auseinandersetzt, mit
behandelt.
Dieses Kapitel bildet kaum zufällig den
Mittelteil des Buches. Es bildet auch, mit
seinem Umfang von 84 Seiten, das längste
und durch seine meist ganzseitigen, sehr
informativen Karten das am besten ausge-
stattete Kapitel. Das ist gerechtfertigt,
denn eine wichtige historische und öko-
nomische Legitimationsgrundlage liegt in
der „gebündelten“ Wirtschaftskraft die-
ser Region. Über eine rein wirtschaftsgeo-
grafische Darstellung geht dieses Kapitel
aber weit hinaus. Man spürt an den vielen
faktenreichen Details die genaue Orts-
und Sachkenntnis der Autoren.
Hingewiesen sei in diesem Zusammen-
hang auch auf das politik- und wirt-
schaftsgeschichtliche Kapitel 1. Es macht
einerseits deutlich, wie heterogen die in
Paris am grünen Tisch geschaffene Region
als Mosaik historisch-politischer Teilgebie-
te eigentlich ist, und es betont anderer-
seits die historische Bedeutung und Aus-
strahlung der Hauptstadt Lyon schon
lange vor der Entstehung der administra-
tiven Region im Jahre 1956. Das Zentrum
Lyon ist in der Tat der „Kitt“, der die un-
terschiedlichen Landschaften im Umfeld
bereits seit dem Aufschwung der Seiden-
verarbeitung und in ihrem Gefolge auch
anderer Industrien im 19. Jahrhundert zu-
sammenhält. Überall dominierten hier die
Lyoner Geschäftsleute und Bankiers (S.
47). Und sie dominieren noch immer,
selbst wenn Grenoble sich namentlich 
in der Forschung und in der Verteilung 
der Elitehochschulen (grandes ecoles,
S. 224–228) zu einem zweiten Pol in der
Region gewandelt hat. Dennoch entspre-
chen die politischen Rechte und finanziel-
len Gestaltungsmöglichkeiten bislang bei
weitem noch nicht der Wirtschaftskraft
der Region. Die Budgets der Region wie
auch ihrer acht departéments sind ver-
gleichsweise bescheiden und nicht mit
denen Baden-Württembergs und Katalo-
niens zu vergleichen. Eng begrenzt sind
auch die Kompetenzen im Bildungswesen,
dem wichtigsten Sektor der Zukunftspla-
nung, der über die Hälfte der regionalen
Ausgaben ausmacht. Inwieweit mit dem
Wirtschaftspotential und den übrigen

vielfältigen Aktivitäten der Region auch
allmählich das Identitäts- und Zusammen-
gehörigkeitsgefühl ihrer Bewohner
wächst, sei dahingestellt (Kap. 6). Einen
substantiellen Beitrag der miteinander
seit den 80er Jahren kooperierenden
„Vier Motoren für Europa“ zum Ausbau
des „Europas der Regionen“ und damit
des Subsidiaritätsprinzips in der EU wird
man nur schwer erwarten dürfen. Die
starken zentralistischen Staatsstrukturen
lassen die wirtschaftlichen Leistungsträger
politisch schwach und zaghaft erscheinen.
Das gilt für Rhône-Alpes wie für die Lom-
bardei. Und dazu trägt auch die institutio-
nelle „Doppelköpfigkeit“ vieler Verant-
wortlicher sowohl in der Region (z.B. als
Bürgermeister) als auch in Paris (hier meist
als Abgeordneter) bei.
Was dem Buch fehlt, ist neben dem Insti-
tutionen- und Adressenverzeichnis vor
allem auch eine Zusammenstellung von
Webseiten und Links zu den einzelnen Ka-
piteln. So wäre bei allen Fragen, welche
die Region betreffen, ein schnellerer Zu-
griff als auch ein „Informations-Update“
möglich. Gravierender ist da schon eher,
dass das wichtige Element der politischen
Kultur einer Region, wie sie in Traditio-
nen, Festen und Vereinen zum Ausdruck
kommt, mehr oder weniger ausgespart
wurde. Von solchen Wünschen abgese-
hen, darf das Werk als gründlich, aktuell
und aufschlussreich gelten. Die zahlrei-
chen Karten und Diagramme machen es
anschaulich. Es vermittelt am Beispiel der
südlichen Region viel allgemein Frank-
reichtypisches und verdient daher eine
größere Verbreitung. Michael Wehner

Schlager

André Port le roi
Schlager lügen nicht
Deutscher Schlager und Politik 
in ihrer Zeit
Klartext Verlag Essen 1998, 224 Seiten,
DM 19,80

Wenn Du denkst, Du denkst, Schlager hät-
ten nichts mit Politik zu tun, dann sei das
Buch „Schlager lügen nicht“ von André
Port le roi empfohlen. Seine politische

Zeitreise durch Deutschland orientiert sich
an unvergessenen Ohrwürmern mit
durchschlagendem Erfolg – Schlager
eben. Eine präzisere Definition für den
Gattungs- bzw. Erfolgsbegriff hält Port le
roi angesichts einer Interpretenspannbrei-
te von Anita bis Zander für wenig hilf-
reich. Was ein Schlager ist, bestimmt das
Publikum. Und diese Entscheidung ist ge-
prägt vom gesellschaftspolitischen Zu-
stand der Nation, womit der Schlager zum
Spiegel seiner Zeit wird. Beginnend mit
der Geburt des Schlagers in den 60ern des
19. Jahrhunderts vergleicht Port le roi mu-
sikalische und inhaltliche Wandlungen mit
den jeweiligen politischen Entwicklun-
gen. Die Brücken, die er schlägt, sind frap-
pierend stabil. Zarah Leanders entwaff-
nendes Liebeslied „Ich weiß, es wird ein-
mal ein Wunder geschehen“ wird vor na-
tionalsozialistischem Hintergrund zur iro-
nischen Wunderwaffen-Verheißung, und
die gedankliche Flucht aus einem zerstör-
ten Nachkriegsdeutschland führt in die
heilig-heile Schlagerwelt der 50er. „Wenn
bei Capri die rote Sonne im Meer ver-
sinkt“, dann können sich mittlerweile
auch Deutsche eine Reise nach Italien lei-
sten, und der Schlager über die „Eingebo-
renen von Trizonesien“ gerät gar zur
heimlichen Nationalhymne. Adenauer,
Brandt, neue Ostpolitik, Frauenemanzipa-
tion und Friedensbewegung – es gibt
nichts, was sich nicht im Schlager nieder-
schlägt. Viele Parallelen liegen nahe, an-
dere überraschen. Wem fällt schon auf,
dass 1983 mit den Grünen eine „Neue
deutsche Partei“ in den Bundestag und
gleichzeitig die Neue deutsche Welle in
die Hitparaden zog? Für Guildo Horn hat
Port le roi wenig (Text) übrig und ver-
säumt damit die Chance, diesem paradies-
vogelhaften Phänomen auf die Spur zu
kommen. Auch ist immer wieder spürbar,
dass das Buch nicht aus einem Guss ge-
schrieben, sondern aus verschiedenen – le-
bendig vorgetragenen – Referaten zusam-
mengesetzt ist. Doch die konsequent
durchgehaltene, stimmig belegte Grund-
these, die Detailfülle und nicht zuletzt der
lockere Schreibstil erhalten das Lesever-
gnügen und wecken Erinnerungen. Ein
Buchtip auch für krisengeschüttelte Regie-
rungen – vielleicht gilt ihnen Guildos Re-
make „Wunder gibt es immer wieder“ als
gutes Zeichen? Sabine Keitel
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Visionen 2000
Lassen Sie sich ins nächste Jahrtausend entführen.

100 Persönlichkeiten aus Politik, Wissenschaft, Literatur, Kunst etc. 
blicken in die Zukunft: 

Franz Alt, Herta-Däubler-Gmelin, Hans Küng, Karl Lehmann, Cem 
Özdemir, Manfred Rommel, Erwin Teufel, sowie Vertreter der jüngeren 
Generation: Sebastian Krumbiegel (Die Prinzen), die netgirls und viele 
mehr.

Die ideale Geschenkidee 
zur Jahrtausendwende: Schriftlich zu bestellen
bei der

Das Buch 10,00 DM Landeszentrale 
Die CD-ROM 10,00 DM für politische Bildung
Buch und CD-ROM 15,00 DM Baden-Württemberg
zzgl. Versandkosten

100 Persönlichkeiten aus

Politik

Wissenschaft

Literatur

Kunst …

blicken ins nächste Jahrtausend
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„Der Bürger im Staat“ 49. Jahrgang 1999
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